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Der Autor versucht in diesem Buch dig Zusam- 
menhänge zwischen Energiepolitik und Ent- 
wicklungspolitik darzustellen. Mit zahlreichen 
Schaubildern und Beispielen versehen, wird 
die Problematik auch dem Loser ohne beson- 
dere Vorkenntnisse nahegebracht. Im einzel- 
nen werden folgende Themen behandelt: 
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lokal handeln“ 
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Editorial 


D ie Dritte-Welt-Politik der Bundes- 
republik war der Schwerpunkt un- 
seres letzten Heftes. Schon bei den Vor- 
arbeiten wurde uns die Schwierigkeit 
des Themas bewußt. Die bundesdeut- 
sche Dritte-Welt-Politik hat so viele Di- 
mensionen, daß es schier unmöglich 
ist, sie in einem Anlauf abzuhandeln. 
So betrachten wir denn das erwähnte 
Heft als einen ersten Schritt. Auf die 
Überblicksartikel, die wir dort präsen- 
tierten, müssen Detailanalysen folgen. 
An den einzelnen Bereichen der BMZ- 
Politik ebenso wie an den Vorgängen in 
den Durchführungsorganisationen der 
Entwicklungshilfe gilt es für uns .künf- 
tig, die Wende (oder Kontinuität) zu 
dokumentieren. Ob es uns.allerdings 
gelingt, fortan in jedem Heft mit einem 
Artikel über dieses Thema aufzuwarten 
— darüber entscheiden wir nicht allein. 
Wir benötigen informierte Autoren 
oder Leute aus dem Entwicklungshil- 
feapparat, die bereit sind, Interna aus- 
zuplaudern. (Der/die Leser/in, der/die 
uns hier etwas anzubieten hat, darf die- 
se Zeilen getrost als Aufforderung ver- 
stehen...) 

Für dieses Heft haben wir einen Ar- 
tikel ausgewählt, der das neue Berufs- 
bildungskonzept des BMZ einer kriti- 
schen Analyse unterzieht. (Siehe S. 16 


2] 

1 Atommächte im Jahr 1995 — ei- 
ne Horrorvision? Die Ratlosig- 

keit bei den Überprüfungskonferenzen 

des Atomwaffensperrvertrages läßt fast 

darauf schließen, daß die Atommächte 


demnächst die Totenmesse für das Ver- 
tragswerk anstimmen. Ein Land, gegen 
das dieser dahinsiechende Vertrag ur- 
sprünglich gerichtet war, beäugt mit 


Unschuldsmiene das Szenario. Und 


exportiert in 70 Länder Kerntechnolo- 
gie bzw. läßt in alle Krisenherde der 
Welt deutsche Wertarbeit ausführen. 
Die Freiburger LITEF — ein jüngstes 
Beispiel — lieferte, mit Genehmigung, 
einen wichtigen Teil für ein Trägheits- 
navigationssystem nach Südafrika. 
Eben ein solches Lenksystem sucht 
Brasilien für seine Atombombenträ- 
gerwaffen, was im ersten Artikel unse- 
res Nuklearexport-Teils dargestellt 
wird, (Siehe S. 20) 


Pakistan kann dank bundesdeut- 
scher Hilfe in diesem Jahr seine erste 
Bombe bauen. Ein weiterer Artikel 
verfolgt Israels Weg zur ersten Atom- 
macht der Dritten Welt bis Anfang der 
50er-Jahre zurück. Der Autor geht da- 
bei auch auf die nuklearen Verbindun- 
gen zwischen Israel und Südafrika ein. 
Diese beiden Staaten haben den Atom- 
waffensperrvertrag bisher nicht unter- 
schrieben. Die BRD tat dies 1974 ledig- 
lich gegen den Widerstand von großen 
Teilen der jetzigen Regierung. Welche 
Schlußfolgerungen im Hinblick auf die 
nukleare Option der liberal-konserva- 
tiven BRD gezogen werden können, 
wäre tiefgehende Überlegungen wert. 
Ein Hinweis soll genügen: 1995 läuft 
der Atomwaffensperrvertrag aus und 
die WAA Wackersdorf voraussichtlich 
an. 


ach langer Zeit wieder einmal ein 

Bericht zu China in den „Blät- 
tern“. Wochenlange Studentenproteste, 
die schließlich zur Ablösung einiger 
hoher Funktionäre führten, machten 
deutlich: Bei Teilen der chinesischen 
Intelligenz gärt es. Ihnen geht der von 
Deng Xiaoping eingeleitete Reforkurs 
nicht weit und schnell genug. Sie for- 
dern, daß dem wirtschaftlichen Kurs- 
wechsel ein demokratischer folgen 
müsse. 

Der Theoretiker Wang Rowang aus 
Shanghai wies auf die Unmöglichkeit 
hin, neue Technologien und Verwal- 
tungsmethoden einzuführen, wenn 
nicht gleichzeitig das sie umgebende 
gesellschaftliche Umfeld umgewälzt 
wird. Seiner Meinung nach ist China 
vom Feudalismus in den Sozialismus 
gesprungen, ohne die wichtige Etappe 
des Kapitalismus vorher durchlaufen 
zu haben. Der von den Intellektuellen 
initiierte Funke sprang jedoch nicht, 
wie bekannt, auf die Arbeiter und Bau- 
ern über. Ihnen ist privates Glück, 
Konsumbefriedigung (noch) wichtiger, 
als sich in politische Richtungskämpfe 
einbinden zu lassen. 

Unser Autor T. Heberer beschreibt 
die privatwirtschaftlichen Initiativen, 
ihre zunehmende Bedeutung für die 
Volksrepublik China seit ihrer Grün- 
dung und läßt erkennen, welch sozialer 
und politischer Sprengstoff sich dort 
anhäufen könnte. 


XXX 
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timor, Philippinen. 
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China 


Chinas neue Privatwirtschaft 


Ein unverzichtbarer Reformschritt 7 


ne an 


Sektoren privatwirtschaftlicher Initiativen... 


70er Jahren Modellcharakter. Als 

beispielhaft galt insbesondere die 
Kulturrevolution — war sie doch ein Beleg 
für Chinas Fähigkeit zur permanenten Re- 
volution. Sie schien die Verkrustung rcal- 
sozialistischer Systeme zu sprengen und 
einen Ausweg aus der Sowjetblockmisere 
zu weisen. Nachdem diese kulturrevolu- 
tionäre Seifenblase geplatzt war und 
plötzlich eine Vielzahl von Problemen 
(die ja schon lange existiert hatten) auf- 
tauchte, begannen sich viele enttäuscht 
von China abzuwenden. Selbst in der Drit- 
te-Welt- und entwicklungspolitischen Dis- 
kussion spielt das Thema China (immer- 
hin das größte aller Entwicklungsländer) 
derzeit keine große Rolle. Eine Analyse 
der Entwicklungsprobleme sowie der po- 
sitiven und negativen Erfahrungen dieses 
Landes unterbleibt weitgehend. Das Chi- 
na-Bild schwankt heute zwischen über- 
steigerten Erwartungen und absolutem 
Kritizismus. 


F ür viele Linke hatte China in den 


Die Beschäftigung mit den Problemen 
Chinas zeigt, daß es einerseits Problemge- 


“ meinsamkeiten mit anderen Entwick- 


lungsländern aufweist, andererseits Pro- 

bleme fundamentaler Art bereits gelöst 

oder weitgchend gelöst hat: 

— Es hat tatsächliche nationale Unabhän- 
gigkeit erlangt, politisch wie ökono- 
misch; 

— eshat die auf Klassenteilung beruhende 
Ungleichheit (vor allem die Frage des 
Großgrundbesitzes) beseitigt; 

— es hat eine industrielle Grundlage ge- 
schaffen; 

— es hat den Hunger beseitigt; China ver- 
sorgt sich heute im wesentlichen selbst 
mit Getreide. Gebiete, in denen die Ge- 
treideerträge zur örtlichen Versorgung 
nicht ausreichen (dies betrifft zur Zeit 
noch ca. 60 Millionen), werden staatli- 
cherseits unterstützt; 

— es hat — vor allem in den Städten — ein 
sicheres Einkommen geschaffen; 

— es hat ein Netz grundlegender Gesund- 


heitsversorgung und Bildungsmöglich- 

keiten errichtet; 

— cs praktiziert eine erfolgreiche Gebur- 
tenplanung; 

— die Lebenserwartung bei Geburt stieg 
von 36 Jahren (1949) auf 68 Jahre 
(1985). Damit liegt China mit an vor- 
derster Stelle in Asien; 

— Chinas Auslandsverschuldung ist ge- 
ring. 

Auch Landflucht und Arbeitslosigkeit 
sind — obwohl existent — in China keine 
so gravierenden Probleme wie in anderen 
Entwicklungsländern. 

Doch ungeachtet dieser Erfolge wur- 
den Ende 1979 12,4 % der rund 2300 
ländlichen Kreise als „arme Kreise* einge- 
stuft, d.h. als Kreise mit einem durch- 


-schnittlichen Jahreseinkommen unter 50 


Yuan (1 Yuan damals ca. DM 1,25) pro 
Kopf. 283 Kreise, in denen der offiziell 
definierte Mindestversorgungsstandard 
seit Jahren nicht erwirtschaftet werden 
konnte, umfaßten eine Gesamtbevölke- 


rung von 100 Millionen. 81 Kreise mußten 
sogar als extrem arm eingestuft werden. 
Sie wiesen ein durchschnittliches Jahres- 
einkommen pro Kopf von weniger als 40 
Yuan auf, d.h. es erfolgte in der Regel kei- 
ne Bargeldauszahlung. Schätzungsweise 
130-150 Millionen Chinesen dürften 
1979 nicht auf dem Niveau der Mindest- 
versorgung gelebt haben, 

Die Gründe dafür sind vielfältig. Der 
Versuch der totalen Isolierung Chinas 
durch West und Ost in den 50er und 60er 
Jahren nötigte China zu einer erhöhten 
Verteidigungsbereitschaft und zwang es zu 
größtmöglicher Autarkie. Dies machte 
u.a. die (heute so oft beklagte) Priorität für 
die Schwerindustrie erforderlich. Ande- 
rerseits handelte sich China mit der Über- 
nahme des sowjetischen Industrialisie- 
rungsmodells die gleichen Probleme ein, 
mit denen die Sowjetunion und viele 
osteuropäischen Länder heute zu kämp- 


fen haben, Für Rückschläge und Stagna-. 


tion ist ferner ein Revolutionsmodell ver- 
antwortlich, das an der Realität Chinas 
weitgehend vorbeiging. 

Trotz der widersprüchlichen Entwick- 
lung ist Senghaas Recht zu geben, wenn er 
darüber spekuliert, wie es um China be- 
stellt wäre, wenn es 1949 einen kapitalisti- 
schen Weg eingeschlagen hätte: Es würde 
sich von Brasilien und Indien nicht grund- 
legend unterscheiden, und insbesondere 
das küstennahe Hinterland Chinas wäre 
ein ähnliches Armenhaus wie der Nord- 
osten Brasiliens, 

Ohne Reformen vermochte China aus 
der wirtschaftlichen Stagnation und büro- 
kratischen Erstarrung nicht herauszu- 
kommen. 


...finden sich überall. 


Diese wurden daher Ende 1978 in In- 
dustrie und Landwirtschaft eingeleitet. 
Während in den folgenden Jahren im 
städtischen Bereich experimentiert wurde, 
fand von 1979 an im Agrarbereich eine 
umfassende Reform statt: Sie gab den 
Bauern Raum für Privatinitiative und grö- 
ßere ökonomische Freiheiten. Das An- 
bauland wurde den Bauernfamilien zur 
vertraglichen Nutzung übergeben, die 
Großkollektive wurden aufgelöst. Boden 
darf allerdings weiterhin weder ge- noch 
verkauft oder verpachtet werden. Er 
bleibt Gemeineigentum.! 

Vom Erfolg in der Landwirtschaft er- 
mutigt, wurde im Oktober 1984 vom Zen- 
tralkomitee der KPCh eine grundlegende 
Reform des gesamten Wirtschaftssystems 
beschlossen. Im Kern geht es dabei um 
Reformen des Planungs-, des Preis-, des 
Wirtschaftsverwaltungssystems, des in- 
nerbetrieblichen Arbeits- und Manage- 
mentsystems sowie der Struktur des Ei- 
gentumssystems. In radikalen Reformen 
sah die chinesische Führung die einzige 
Möglichkeit, aus der Wirtschaftsstagna- 
tion und der Agrarkrise der 70er Jahre 
herauszukommen und das festgefahrene 
Wirtschafts- und Sozialgefüge aufzubre- 
chen. Die Grundlagen dieses Systems wa- 
ren in den 50er Jahren weitgehend von 
der Sowjetunion übernommen worden. 

Im folgenden soll ein Reformmoment, 
das außerhalb Chinas bisher wenig Beach- 
tung gefunden hat, veranschaulicht wer- 
den: die Individual- oder Einzelwirtschaft. 
Darunter wird die Tätigkeit eines Ein- 
zelnen (und seiner Familienangehörigen) 
mit ihm gehörenden Produktionsmitteln 
verstanden. Dies bezog sich ursprünglich 
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auf Handwerker, Kleinhändler, kleine Ge- 
schäfte und Stände, von denen es 1953 al- 
lein in den Städten 9 Millionen gab. 


Die Austrocknung des 
Individualsektors 
und die Folgen 


Mit der „sozialistischen Umgestaltung“ 
des Privatsektors und der Vergenossen- 
schaftung von Handel und Handwerk 
Mitte der 50er Jahre ging die Zahl der 
Einzelgewerbetreibenden drastisch zu- 
rück. Der Rückgang von 6,4 Millionen 
(1955) auf 160.000 (1956) in nicht ganz 
einem Jahr weist im Kern schon auf die 
zwangsweise und volkswirtschaftlich 
schädliche Entwicklung hin: Viele kleine 
Unternehmen wurden zu größeren ver- 
schmolzen, das Handwerks- und Handels- 
netz wurde ausgedünnt. Die Versorgung 
der Bevölkerung mit Waren des täglichen 
Bedarfs, deren Herstellung und Vertrieb 
bis dahin von privaten Handwerkern und 
Händlern vorgenommen worden war, ver- 
schlechterte sich drastisch. 

Das Dilemma des „Großen Sprungs 
nach Vorn“ (1958-60), dessen ökonomi- 
sche und soziale Experimente in einem 
Disaster endeten, bewirkte zwar, daß ab 
1961 der Privatinitiative wieder mehr 
Raum gegeben wurde; während der Kul- 
turrevolution (1966-76) wurde die Ein- 
zelwirtschaft dann als „kapitalistisches 
Relikt“ schlichtweg unterdrückt. Von 1,56 
Mio. (1966) ging die Zahl der in diesem 
Sektor Tätigen auf 150.000 Personen 
1977 zurück. 
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Einige Zahlen sollen die Folgen dieser 
Politik verdeutlichen: Gab es 1957, bei ei- 
ner Stadtbevölkerung von 99.5 Millionen, 
noch eine Million Handelsgeschäfte (10 je 
1000 Einwohner), so standen 1987 172 
Mio. Stadtbewohnern nur noch 180.000 
Geschäfte zur Verfügung (1 je 1000 Ein- 
wohner). Allein in Peking erhöhte sich die 
Bevölkerungszahl von 2 Mio. (1950) auf 8 
Mio. (1981), die Zahl der Handels- und 
Dienstleistungsbetriebe verringerte sich 
dagegen von 70.000 auf 8.000. In Shang- 
hai gab es 1955 noch über 200.000 Indivi- 
dualgewerbetreibende, 1978 indessen, bei 
erheblich gestiegener Bevölkerungszahl, 
nur noch 8.000. 1955 entfielen auf je 
1.000 Einwohner 30 Betriebe im privaten 
Handels- und Dienstleistungsbereich, 
1975 nur noch drei. Diese Lücke ver- 
mochte das staatliche Handelsnetz nicht 
zu füllen. 

Aufgrund der Zusammenlegung zu 
größeren Betriebseinheiten ging auch das 
Sortiment zurück. Das Angebot an Klein- 
waren, Artikeln des täglichen Bedarfs und 
einheimischen Spezialitäten verringerte 
sich von Jahr zu Jahr, da die größeren 
staatlichen Betriebseinheiten die Herstel- 
lung solcher Produkte als zu kompliziert 
und/oder zu unprofitabel empfanden. So 
wurden in einem der Hauptbasare Shang- 
hais von den 250.000 Artikeln 1956 im 
Jahre 1972 nur noch 80.000 angeboten. 

Der staatliche und der kollektive Sektor 
waren nicht in der Lage, die Versorgungs- 
bedürfnisse der Bevölkerung in allen Be- 
reichen zu befriedigen. Zwar vermochte 
der Staat, den Grundbedarf weiter Bevöl- 
kerungskreise an Nahrung und Kleidung 
im großen und ganzen zu befriedigen; 
doch unter Bedingungen wirtschaftlicher 
Unterentwicklung und ökonomischen 
Mangels vermag eine hochzentralisierte 
Planwirtschaft nicht, den gesamten gesell- 
schaftlichen Bedarf zu decken und die Tä- 
tigkeit individueller Handwerker und 
Händler zu ersetzen. 

Von seiner Finanzlage her war der chi- 
nesische Staat nicht in der Lage, den Ter- 
tiärsektor (Dienstleistungen und Handel) 
quantitativ wie qualitativ dem Bedarf an- 
zupassen. 


Beschäftigungsprobleme 


Die Austrocknung des nichtstaatlichen 
Sektors verstärkte den Druck auf das städ- 
tische Beschäftigungsproblem. In der er- 
sten Hälfte der 50er Jahre existierte in den 
chinesischen Städten ein relativ ausgegli- 
chenes Nebeneinander. von staatlichen, 
kollektiven und fIndividualbetrieben. 
Dank dieser Dreierkombination gelang es, 
das urbane Arbeitslosenproblem weitge- 
hend in den Griff zu bekommen. 1955 wa- 
ren noch mehr als ein Drittel der Beschäf- 
tigten im Nichtagrarbereich im privaten 
Handwerks-, Transport- und traditionel- 
len Gewerbe tätig. Die Verstaatlichung der 
Individualbetriebe und einer.großen Zahl 
von genossenschaftlichen Betrieben nach 
1956 führte zum Abbau vieler Arbeits- 


plätze. Ab 1957/58 hatten Arbeitssu- 
chende, d.h. Schulabgänger in den Städten, 
keine Möglichkeit mehr, selbständig tätig 
zu werden oder sich selbst um Anstellung 
zu bemühen. Arbeitskräfte wurden aus- 
schließlich über staatliche Arbeitsbüros 
vermittelt, die Anstellungen ungeachtet 
der Wünsche der Anzustellenden bzw. des 
anstellenden Betriebes vornahmen. 

Relativ ungehindertes Bevölkerungs- 
wachstum, der trotz Verbots existierende 
Zustrom von Arbeitskräften (als Kon- 
traktarbeiter) in die Städte und der Man- 
gel an neuen Arbeistplätzen infolge ein- 
seitiger Wirtschaftsentwicklung verschärf- 
te das Arbeitslosenproblem in den Städ- 
ten. Für jährlich 25 Millionen Schulab- 
gänger in Stadt und Land müssen Arbeits- 
plätze gefunden werden. 


Diversifizierung der 
Eigentumsstruktur 


Neben Versorgungs- und Beschäftigungs- 
problemen brachte die Abschaffung der 
Individualwirtschaft auch in Handel und 
Handwerk eine Monopolstellung der 
Staatswirtschaft mit sich. Daß konkurrenz- 
lose Staatsbetriebe kein Interesse an ver- 
brauchergerechtem Verhalten haben, hat 
die chinesische Bevölkerung lange Zeit zu 
spüren bekommen. Die vielfach ineffizient 
arbeitenden staatlichen Handelsbetriebe 
= Prozent arbeiteten 1976 mit Verlust, 

966 nur 13,5 Prozent) mußten dann vom 
Staat subventioniert werden. Hier wurden 
Geldmittel besetzt, die der Schaffung neu- 
er Arbeitsplätze hätten zugute kommen 
können. Die von der Sowjetunion und vor 
allem von Stalin übernommene Politik 
eingleisiger (staatlicher) Eigentumsstruk- 
tur ist — wie überall — auch in China ge- 
scheitert. Es ist daher nicht verwunder- 
lich, wenn sich 1978 chinesische Ökono- 
men wieder Gedanken machten über eine 
Diversifizierung der Eigentumsstruktur. 
Individualbetriebe — so die einfache 
Rechnung — decken Bedürfnisse, die der 
Staat nicht abzudecken vermag, und 
schaffen Arbeits- sowie Ausbildungsplät- 
ze, die den Staat keinen Pfennig kosten. 
Sie zwingen die staatlichen Unternehmen 
zu besserer Bewirtschaftung und kunden- 
freundlicherem Verhalten und bringen 
dem Staat auch noch beträchtliche Steu- 
ereinnahmen (1985 immerhin 30 Mia. 
Yuan, ca. 20 Mia. DM). 


Entwicklungstrends 


Ende 1978 wurde die Wiederbelebung 
des Individualsektors beschlossen. 11,62 
Mio, Privatunternehmer mit 17,66 Mio. 
Beschäftigten (ohne die unten erwähnten 
„Partnerschaftsbetriebe“) gibt es derzeit 
wieder in der VR China. Das sind zwar 
nur 1,7 % der Gesamtbevölkerung, aber 
immerhin fast 4 % aller Arbeitskräfte. Der 
7. Fünfjahresplan (1986-90) sieht die 
Ausweitung der Beschäftigten in diesem 
Sektor auf 50 Millionen Personen vor, In 
der Mehrheit Kleinunternehmer, sind sie 


in den Städten überwiegend im Dienstlei- 
stungsbereich, Handwerk und Handel tä- 
tig, auf dem Land überdies in der Kleinin- 
dustrie. Aber auch Verlage, Buchhandlun- 
gen, Tanzdielen, kleine Krankenhäuser,? 
Apotheken und consulting-Firmen finden 
sich heute in privater Hand. Jedem Besu- 
cher Chinas fallen die zahlreichen Märkte 
in Stadt und Land auf, die alles anbieten, 
was zum täglichen Bedarf gehört. Die für 
sozialistische Länder so charakteristi- 
schen Schlangen vor Geschäften sind in 
China verschwunden. Die marktwirt- 
schaftliche Ergänzung der starren Plan- 
wirtschaft hat die Wirtschaft belebt und 
die Versorgungslage verbessert. 

Die Entwicklung des Individualsektors 
zeigt, daß fast ausschließlich der tertiäre 
Sektor davon profitiert. Die einseitige 
Branchenverteilung des Individualsektors 
zeigt eine auffallende Übereinstimmung 
mit der Ausrichtung des informellen Sek- 
tors in anderen Ländern der Dritten Welt. 


Branchenverteilung - 

des Individualsektors (1985) 

Handel 53,2% 
Handwerk 12,9% 
Nahrung/Gaststätten 10,1% 
Transport/Verkehr 8,4% 
Reparaturen 70% 
Sonstige Dienstleistungen 6,0% 
Baugewerbe 0,4% 
Sonstige 2,0% 


Dieses Ungleichgewicht dürfte damit zu- 
sammenhängen, daß die Geschäftstätig- 
keit im Bereich des Handels weniger spe- 
zifische Fachkenntnisse verlangt als etwa 
der Handwerks- und Reparaturbereich, 
weniger schwere körperliche Arbeit erfor- 
dert als der Bau- oder Transportsektor, 
geringere Investitionen benötigt und für 
die Materialbeschaffung geringerer Auf- 
wand notwendig ist. Allerdings zeichnet 
sich eine Änderung der Branchenstruktur 
ab: Der Anteil des Handels geht zurück, 
der des Handwerks, des Dienstleistungs- 
sektors, des Transport- und Baugewerbes 
nimmt zu. 

Durch strikte Preiskontrollen versu- 
chen die Behörden eine erhebliche Ver- 
teuerung der Produkte und Leistungen, 
wie sie der private Zwischenhandel in an- 
deren Dritte-Welt-Ländern mit sich 
bringt, zu verhindern. Häufige Klagen zei- 
gen indessen, daß diese Kontrolle bisher 
noch unzureichend ist. 


Neue Arbeitsplätze 


Auch das erwähnte städtische Beschäfti- 
gungsproblem wurde durch die Individu- 
alwirtschaft gemildert. Nach offiziellen 
Angaben haben zwischen 1979 und 1983 
46,6 Mio. junge Menschen in den Städten 
einen Arbeitsplatz erhalten bzw. selbst ge- 
funden, davon 30 % im nichtstaatlichen 
Sektor und 7 % (3,25 Mio.) im Individual- 
sektor. Die Zahl derer, die in dem Indivi- 
dualsektor einen Arbeitsplatz finden, 
wächst von Jahr zu Jahr, während die Zahl 
derer, die im staatlichen bzw, kollektiven 


Sektor Arbeit erhalten, seit 1979 bzw. 
1980 rückläufig ist. 

Mag der Umfang der neugeschaffenen 
Arbeitsplätze im Individualsektor derzeit 
noch nicht groß erscheinen, so darf doch 
nicht übersehen werden, daß dieser Sek- 
tor erst am Anfang seiner Entwicklung 
steht. Nach allen Aussagen der wichtigs- 
ten relevanten Dokumente der chinesi- 
schen Führung soll er in Zukunft erheb- 
lich ausgebaut werden. Vornehmlich im 
tertiiren Sektor, der schwerpunktmäßig 
entwickelt werden soll, wird der Individu- 
alwirtschaft ein wichtiger Stellenwert zu- 
kommen. 

Ende 1984 sind überdies die Beschrän- 
kungen für die Anzahl der Personen, die 
von Individualbetrieben eingestellt wer- 
den können, vorläufig außer Kraft gesetzt 
worden. Der gegenwärtig geplante Abbau 
bürokratischer Strukturen und die Aus- 
weitung der Markt- gegenüber den Plan- 
faktoren wird mehr Personen ermutigen, 
im Privatsektor tätig zu werden. Die jetzt 
in den Individualbetrieben beschäftigten 
Lehrlinge werden nach Abschluß ihrer 
Ausbildung eigene Betriebe gründen wol- 
len, Fachkräfte aus staatlichen und kollek- 
tiven Einheiten werden sich, soweit sie 
sich höhere Verdienstmöglichkeiten ver- 
sprechen, selbständig machen wollen. 

Es werden also nicht nur Arbeitsplätze 
geschaffen, es wird auch ein personeller 
Transfer von den Staats- und Kollektivbe- 
trieben in Individualbetriebe stattfinden. 
(Seit 1979 ist ein sprunghafter Anstieg der 
Beschäftigungszahlen im Individualsektor 
zu beobachten: Nahm die Zahl der Er- 
werbstätigen im staatlichen Sektor um 14 
% und im Kollektivsektor um 22,7 % zu, 
so im Individualsektor um 621 %. 
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Personenstruktur 


Die ca. 6 Mio. städtischen Privatunterneh- 
mer bestehen überwiegend aus Personen, 
die zuvor am unteren Ende der Sozialska- 
la standen und ohne berufliche Perspekti- 
ve waren: arbeitslose Jugendliche, Vorbe- 
strafte, Behinderte, Kranke, Rentner, 
Hausfrauen, Witwen und von Staatsbe- 
trieben Entlassene. Wer einen festen Ar- 
beitsplatz in einem staatlichen Unterneh- 
men hat, wechselt bisher nur ungern in die 
Privatwirtschaft. Dies liegt an dem gerin- 
gen sozialen Prestige. Umfrageergebnisse 
unter jungen Leuten zwischen 16 und 30 
zeigen, daß die Mehrheit den Beruf nicht 
nach Einkommen auswählt, sondern nach 
sozialem Prestige. So ist die Mehrheit der 
Meinung, daß man zwar im Privatscktor 
am meisten verdient, bei der sozialen Be- 
wertung indessen rangiert der Privatun- 
ternchmer an letzter Stelle. Entsprechend 
liegt das Bildungsniveau der Privaten un- 
ter dem des städtischen Durchschnitts: 
Analphabeten- und Grundschulnivcau 
überwiegen. 


Soziale und wirtschaftliche 
Probleme 


Vorurteile gegenüber den „Emporkömm- 
lingen“, wie sie oft verächtlich genannt 
werden, sind weit verbreitet, nicht nur bei 
einfachen Bürgern. Untersuchungen unter 
Funktionären in Nordostchina ergaben, 
daß 70 % negativ über die Privatgewerbe- 
treibenden denken. Ein wichtiges Motiv 
dafür ist der Neid, denn die überwiegende 
Mehrheit der Privaten hat zwischen 200 
und 500 Yuan Reinverdienst im Monat, 
ein Arbeiter im Durchschnitt 80-90, ein 


VOLKSYAGER 


Bauer noch weniger. Ein kleiner Teil ver- 
dient über 1000 oder gar 10.000 Yuan 
monatlich, Einzelne mehrere hunderttau- 
send Yuan. Privatunternehmer sind heute 
die Bestverdiener in den Familien. Sie er- 
kaufen sich diesen Verdienst mit einem 
12-15stündigen Arbeitstag, einer sieben- 
tägigen Arbeitswoche und sozialer Unsi- 
cherheit. Denn bisher gibt es für die in die- 
sem Sektor Tätigen weder Kranken- noch 
Rentenversicherung. j 

Dazu kommen geschäftliche Schwierig- 
keiten. Zwar wird die Privatwirtschaft von 
der Parteiführung gefördert, die unteren 
Ebenen jedoch, d.h. die lokalen Behörden 
und kleinen Funktionäre, schikanieren die 
Privaten vielfach: Diskriminierungen bei 
der Belieferung durch Großhandel und 
Staatsbetriebe, Zuteilung von Waren min- 
derer Qualität, Schikanen durch Verwal- 
tungsbeamte und Schröpfung mittels di- 
verser Abgaben und „Gebühren“. Viele 
Kleinunternehmer klagen, daß sie sich 
durch Bestechung die Gunst der Behör- 
denvertreter und Versorgungsbetriebe er- 
kaufen müssen. Fälle werden gemeldet, in 
denen Aufsichts-, Steuer- und Polizeibe- 
amte private Restaurants buchstäblich 
bankrott aßen. 

Schwierigkeiten dieser Art, Angst vor 
politischen Änderungen oder Einschrän- 
kungen und die sozial niedrige Stellung la- 
sten schwer auf den Privaten. Auch histo- 
rische Faktoren spielen hier eine Rolle, 
denn Handwerk und Handel galten — im 
Gegensatz zur Landwirtschaft — traditio- 
nell als unproduktive, nur nach Gewinn 
strebende Tätigkeiten, als Schmarotzer, 
die Gewinne für wenige auf Kosten des 
Verlustes anderer erzielten. Laotse verur- 
teilte jeden Handel und Verkehr als etwas 
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Naturwidriges, und unter den vier Stän- 
den, in die die alte chinesische Gesell- 
schaft eingeteilt worden war, nahm der 
Handelsstand die letzte Stufe ein. 


Entwicklungsprobleme 


Die Entwicklung der Privatwirtschaft voll- 
zieht sich keineswegs reibungslos. Schät- 
zungen zufolge ist die Hälfte der Privaten 
ohne Geschäftslizenz, d.h. illegal tätig und 
zahlt keine Steuern und Abgaben. Die 
Möglichkeit, sich überall im Lande ge- 
schäftlich zu betätigen, hat eine gewaltige 
Mobilität der Gesellschaft bewirkt. Ein 
Bauer berichtete dem Verfasser, von den 
500 männlichen Arbeitskräften seines 
Dorfes 400 km südlich von Peking seien 
fast alle in der Hauptstadt als Gemüse- 
händler tätig. Die landwirtschaftliche Ar- 
beit würde von den zurückgebliebenen 
Frauen erledigt. Für ihre Tätigkeit erhal- 
ten die Bauern vorübergehende, kurzfri- 
stige Aufenthaltsgenehmigungen. Der Zu- 
zug in die Hauptstadt wie in alle Städte ist 
damit nicht verbunden, Im eigentlichen 
Sinne sind diese Bauern inzwischen keine 
Bauern mehr; sie sind Händler geworden. 

Diese Fluktuation erschwert die be- 
hördliche Kontrolle und erleichtert Geset- 
zesverstöße. 70-80 % der privaten Gewer- 
betreibenden mit Lizenz hinterzögen 
Steuern, klagen die Steuerbehörden. 
Überhöhte Preise, mangelnde Hygiene, 


Handel mit Verbotenem und Spekulation- 


mit Mangelware sind alltägliche Erschei- 
nungen. Gleichwohl handelt cs sich hier- 
bei um Anfangsprobleme, die durch bes- 
sere behördliche Kontrolle und Verord- 
nungen eingeschränkt werden können. 


Anstellung von Arbeitskräften 


Ungelöst ist auch die Frage der Anstel- 
lung von Arbeitskräften. Ursprünglich auf 
zwei Gehilfen und fünf Lehrlinge be- 
schränkt, finden sich inzwischen nicht we- 
nige Betriebe mit Dutzenden oder gar 
Hunderten von Beschäftigten. Neben Fa- 
milienmitgliedern rekrutieren sich diese 
Arbeitskräfte meist aus arbeitslosen jun- 
gen Städtern und Landjugendlichen, wo- 
bei die letzteren in der städtischen Privat- 
wirtschaft mehr verdienen als in der Land- 
wirtschaft. Geringe Löhne, lange Arbeits- 
zeiten und mangelnde soziale Absiche- 
rung kennzeichnen diese Tätigkeiten. 
Zwar werden von der Individualwirtschaft 
dringend benötigte Arbeitsplätze geschaf- 
fen, aber das Mißverständnis etwa in einer 
privaten Kuchenfabrik in Kunming, in der 
Arbeiter bei zwölfstündigem Arbeitstag 
60-80 Yuan monatlich verdienen, der Ar- 
beitgeber dagegen 30.000 Yuan, ist au- 
genscheinlich. 

Allerdings ist ein solches Gefälle noch 
die Ausnahme. Einkommen über 1000 
Yuan im Monat sind relativ selten. Die 
Mehrheit der Einzelwirtschaftenden hat 
zwischen 250 und 400 Yuan im Monat. 
Dies liegt über dem _Arbei- 
terdurchschnittslohn von ca. 90 Yuan. Der 


höhere Verdienst ist indessen — wie oben 
gezeigt — mit höherem zeitlichem Ar- 
beitsaufwand, finanziellem Risiko und so- 
zialer Unsicherheit verbunden. Ein höher- 
es Einkommen wird m.E. dadurch ge- 
rechtfertigt. Problematisch wird es erst, 
wenn die Kluft zu groß wird. 

1978 verdiente ein städtischer Arbeiter 
im Schnitt 54 Yuan im Monat, ein Bauer 
135 Yuan im Jahr (kostenlose Nahrungs- 
mittel und mietfreies Wohnen nicht einge- 
rechnet), Spitzenfunktionäre hatten zwi- 
schen 200 und 400 Yuan monatlich. Heu- 
te zählen die Privatwirtschaftenden zu den 
Bestverdienern. Arbeiter verdienten Ende 
1985 99 Yuan im Monat, Bauern 400 im 
Jahr. Die Gchälter der Spitzenfunktionäre 
wurden eingefroren; sie sind die Verlierer 
der Reformen. 

Es besteht die Gefahr unverhältnismä- 
Big hoher Einkommen der Individualwirt- 
schaftenden gegenüber den anderen Be- 
rufstätigen. Drastische Einschränkungen 
und Verbote würden jedoch die Furcht 
der Bevölkerung vor neuerlichem Kurs- 
wechsel bestärken, die private Initiative 
der Bürger lähmen und sich hemmend auf 
die Reformen insgesamt auswirken. An 
Verbote denkt daher niemand. Die Privat- 
wirtschaft wird von der Parteiführung 
vielmehr als unverzichtbarer Teil der 
Wirtschaft begriffen. Übereinstimmung 
herrscht allerdings darin, daß die Entste- 
hung eines zu großen Einkommensgefäl- 
les cingedämmt werden soll. Über die Art 
und Weise dieser Eindämmung gibt es 
Auseinandersetzungen. Die Mehrheit ist 
gegen administratives Vorgehen und für 
die Einsetzung ökonomischer Hebel, wie 
etwa eine gezielte Steuer-, Kredit- und 
Preispolitik. Ob sich diese Mehrheit nun 
durchsetzen wird oder nicht — dem Staat, 
der immerhin die Schaltstellen der Wirt- 
schaft kontrolliert, dürfte eine Zügelung 


Studenten-Demonstration in Peking, 1986. 


der Privatwirtschaft nichtschwerfallen, je- 
denfalls solange sie und die Entwicklung 
des Einkommensgefälles noch in der An- 
fangsphase stecken. 

Dennoch ist und bleibt die Frage priva- 
ter Anstellungen eine komplizierte Frage 
für China. Einerseits sollen neue Ausbeu- 
tungsverhältnisse vermieden werden, an- 
dererseits absorbieren die Privatbetriebe 
überschüssige städtische und ländliche 
Arbeitskraft (allein in der Landwirtschaft 
sind derzeit ca. 100 Mio. Arbeitskräfte 
überflüssig und müssen in andere Wirt- 
schaftssektoren überführt werden, wenn 
die Landwirtschaft produktiv arbeiten 
will). Soll sich der Individualsektor ent- 
wickeln, so benötigt er natürlich Arbeits- 
kräfte. Ansonsten bliebe er auf rückstän- 
dige, wenig effiziente Bereiche reduziert. 
Würde die Anstellung von Arbeitskräften 
in diesem Sektor verboten, wären Millio- 
nen Menschen, denen der Staat keine an- 
deren Arbeitsplätze zur Verfügung stellen 
kann, wieder ohne Arbeit. 

Betriebe unter zwei Beschäftigten ma- 
chen in China nach wie vor die absolute 
Mehrheit aus. Im Durchschnitt verfügt ein 
Privatbetrieb über 1,5 Arbeitskräfte (den 
Eigentümer eingerechnet), wobei von den 
Beschäftigten ein großer Prozentsatz Fa- 
milienangehörige sind. 

Größere Unternehmen sind zweifellos 
privatkapitalistische Betriebe, auch wenn 
sie bisher in China noch nicht so genannt 
werden. Dies hat historische Gründe, 
denn in den letzten Jahrzehnten wurde 
wiederholt alles, was in den Geruch kam, 
kapitalistisch zu sein, verdammt. Die Be- 
zeichnung „kapitalistische Betriebe“ 
könnte dann dazu führen, daß Unterneh- 
mer dieser Art aus Angst ihre Betriebe 
aufgeben oder lokal die Behörden gegen 
solche „kapitalistischen Tendenzen“ vor- 
gehen. Die Entwicklung soll zunächst be- 


obachtet werden, Entscheidungen sollen 
erst auf Grundlage von Erfahrungen ge- 
troffen werden. Der Staat kontrolliert oh- 
nehin diesen Sektor und auch seine Ent- 
wicklung über Gesetze und Verordnun- 
gen, über Steuern, Preise und über die 
ne mit Rohstoffen und Rohmate- 
rialien. 


Partnerschaftsbetriebe 


Neben die Bewirtschaftung durch ein- 
zelne Personen tritt in zunehmendem Ma- 
ße die „Partnerschaft von Ein- 
zelpersonen“, Dabei handelt es Sich um ei- 
nen frei gewählten Zusammenschluß von 
Einzelpersonen (häufig von Jugendlichen 
ohne Arbeit, die sich selbst organisieren) 
bzw. Einzelwirtschaftenden. Auch Wirt- 
schaftsvereinigungen von Einzelpersonen 
mit kollektiven und/oder staatlichen Un- 
ternehmen sind möglich sowie sektoren- 
(Industrie/Handel, Landwirtschaft/Indu- 
strie, Landwirtschaft/Handel usw.) und 
gebietsübergreifende Gemeinschaftsun- 
ternehmen. In der Provinz Gansu haben 
Anfang 1986 z.B. einzelwirtschaftende 
Transportunternehmen. 56 solcher Koo- 
perativen mit 1245 Wagen gegründet. 

Diese Geschäftsformen wurden 1983 
nach einem längeren Diskussionsprozeß 
zugelassen. Gegner hatten argumentiert, 
Betriebe dieser Art führten zu kapitalisti- 
scher Privatwirtschaft. Die Befürworter, 
die in dieser Beschäftigungsform einen 
Schritt hin zur Kollcktivwirtschaft sahen, 
d.h. eine mögliche Zukunftsperspektive 
für die Individualwirtschaft, hoben die 
Schaffung von mehr Arbeitsplätzen und 
die größere ökonomische Effizienz her- 
vor. 

Bisher werden solche Partnerschaften 
von Einzelpersonen als Sonderform der 
Individualwirtschaft geführt. Sie sind in 
der Regel größer als Individualbetriebe, 
mit mehr Kapital ausgestattet und haben 
mehr Beschäftigte. Sie existieren vorwie- 
gend auf dem Land und in städtischen 
Vororten. Denn sie benötigen meist 
Räumlichkeiten von einer Größe, die in 
den Städten nicht verfügbar sind. Vor al- 
lem auf dem Land erfüllen solche Be- 
triebe wichtige gesellschaftliche Funktio- 
nen: Sie verarbeiten an Ort und Stelle 
landwirtschaftliche Produkte, stellen drin- 
gend benötigte Baumaterialien her, züch- 
ten Kleinvieh und Geflügel usw. und ver- 
sorgen gleichermaßen Stadt und Land mit 
Gütern, die lange Zeit Mangelware waren 
— oder noch immer sind. Sie schaffen Ar- 
beitsplätze (fehlende Arbeitskräfte wer- 
den, weil billiger, meist aus ärmeren Re- 
gionen geholt) und entlasten den ländli- 
chen Arbeitsmarkt. Durch das Arbeitsan- 
gebot erhöhen sie das Einkommen der Fa- 
milien ihrer Beschäftigten und damit auch 
den Lebensstandard in der jeweiligen Re- 
gion. Für ein Entwicklungsland wie China 
sind das gewichtige Faktoren. 

Zahlen bestätigen den Trend zum Zu- 
sammenschluß: Mitte 1986 gab cs bereits 
270.000 Partnerschaftsbetriebe mit 3,18 
Mio. Beschäftigten. 


Einige Schlußfolgerungen 


Die Zulassung der Privatwirtschaft ist in 
diesem Umfang für ein sozialistisches 
Land erstaunlich. Sie wird China sicher 
nicht zu einem kapitalistischen Land ma- 
chen,? denn sie wird vom Staat kontrol- 
liert und ist weitgehend vom Staatssektor 
abhängig, auch wenn bereits Parallelstruk- 
turen entstehen (privater Großhandel, 
private Handelsvermittler, privater Trans- 
port). Aber diese Wirtschaftsform wird 
die Herausbildung einer Mischform zwi- 
schen Plan und Markt fördern. 

Es war verfrüht, Mitte der 50er Jahre 
den Individualsektor auszutrocknen. Daß 
er jetzt aufs neue erblüht, bis hin zu klein- 
kapitalistischer Form, zeigt m.E. nur, daß 
Angebot und Nachfrage von den herr- 
schenden, staatlichen Produktionsweisen 
nicht befriedigt werden können. Dieses 
Problem existiert auch in anderen Ent- 
wicklungsländern. Solange gesellschaftli- 
cher Bedarf an kleinkapitalistischer Wirt- 
schaft besteht, läßt sie sich nicht unter- 
drücken. Durch Verbote wird sie illegali- 
siert, was sie zugleich unkontrollierbar 
macht. Die Wiederzulassung in China er- 
scheint mir daher als sinnvoller Schritt, in 
ökonomischer wie in politischer Hinsicht. 

Ein allzu großes Einkommensgefälle 
könnte allerdings zu sozialen Spannungen 
führen, die den Reformkurs insgesamt bc- 
einträchtigen könnten. Zu hohe Einkom- 
men im Individualscktor führen langfristig 
dazu, daß Fachkräfte aus dem staatlichen 
und kollektiven Sektor in den privaten ab- 
wandern und daß die Unzufriedenheit der 
Beschäftigten in den zuerst genannten 
wächst. 

Quantitativ dürfte der private Sektor in 
Zukunft weiter wachsen. Der Abbau per- 
soneller Überbelegung in den Staatsbe- 
trieben, der durch ein neues Gesetz er- 
möglichte Konkurs von Unternehmen, vor 
allem aber die Ersetzung der bisherigen 
lebenslangen Anstellung durch befristete 
Arbeitsverträge, werden einen Arbeits- 
markt schaffen, der auch die Entwicklung 
der Privatwirtschaft begünstigt. 

Nicht zuletzt soziologisch bringt die In- 
dividualwirtschaft Neues: die Scheidungs- 
rate ist unter den Privaten inzwischen am 
höchsten, sie verstehen es, sich der Gebur- 
tenkontrolle zu entziehen und religiöse 
Einflüsse breiten sich unter ihnen aus. Für 
die Privatunternehmer gibt es keine „Dan- 
wei”, d.h. Arbeitseinheit mehr, die ihre Be- 
schäftigten sozial kontrolliert. sie sind so- 
zusagen „freie Unternehmer”. 


Thomas Heberer isı Sinologe/Politologe. 
Er hat viereinhalb Jahre als Verlagslektor in 
China gearbeitet. Neuerdings war er im 
Rahmen eines Projekts der Uni Bremen 
zum Thema „Individualwirtschaft in der VR 
China“ fünf Monate in China. 


Anmerkungen: 

1. Zur Wirtschaftsreform siehe: T. Heberer, Wirt- 
schaftsreform in China, Arbeitsmaterialien für den 
landeskundlichen Unterricht, Hrsg: Deutsche Suif- 
tung für Internationale Entwicklung, Bad Honnef 
1985; Geographische Rundschau, Heft 3/1986 
(Schwerpunkt China) 
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2. Die Mehrheit der privaten Arzte praktiziert aut 
dem Land (über 80 %) und ist auf traditionelle chine- 
sische Medizin und Zahnheilkunde spezialisiert. Die 
öffentlichen Kliniken sollen dadurch entlastet und 
das Netz der Gesundheitsversorgung verdichtet wer- 
den. Derzeit kommen auf 1000 Einwohner nur 1.35 
Ärzte und 2,07 Betten in einem Staatshospital. 

3. Zu dieser Frage vgl. Heberer. Grobe-Hagel, Nu- 
scheler u.a., China heute — auf dem Weg zum Kapita- 
lismus” Innen- und außenpolitische Dimensionen der 
Reformpoliiik (China Studien- und Verlagsgesell- 
schaft), Frankfurt/M. 1986. 
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und die 
internationale Solidarität der Linken 
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Äthiopien 


Äthiopien — Staatsstreich oder Revolution? 


Der Artikel will nicht auf die aktuelle Si- 
tuation in Äthiopien eingehen, sondern 
eine generelle Analyse des äthiopischen 
Militärregimes leisten. Er ist ein Vorab- 
druck aus: R. Steinweg (Red.): Mili- 
tärregime und Entwicklungspolitik (= 
Friedensanalyse 22) Frankfurt a.M. (edi- 
tion suhrkamp) 1987 — die Red. — 


Seit dem Sturz Haile Selassies im Septem- 
ber 1974 wird mit Äthiopien auch das ein- 
zige afrikanische Land, dessen gesell- 
schaftliche Entwicklung sich nicht unter 
kolonialem Diktat vollzog, von Militärs re- 
giert. Im Unterschied zu zahlreichen Mili- 
tärcoups, an die sich das postkoloniale 
Afrika gewöhnt hat und die sich im Aus- 
tausch kleiner Herrschaftszirkel erschöpf- 
ten, trug die Machtergreifung des äthiopi- 
schen Militärs revolutionäre Züge und 
markierte den Beginn eines radikalen ge- 
sellschaftlichen Transformationsprozes- 
ses. In seinem Bemühen, nicht als „kon- 
ventionelle“ Militärdiktatur zu erscheinen, 
kann Äthiopiens „Provisorischer Mili- 
tärischer Verwaltungsrat“ (DERG)! nicht 
nur auf seine revolutionär-sozialistische 
Selbstdarstellung verweisen: Seit dem 
Sturz des Kaisers haben die linksnationa- 
listischen Militärs einschneidende Refor- 
men verfügt, in deren Folge sich die politi- 
schen, sozialen und ökonomischen Struk- 
turen des ehemaligen Kaiserreichs grund- 
legend verändert haben. 

Die entschädigungslose Nationalisie- 
rung der landwirtschaftlichen Nutzflächen 
führte zu einer radikalen Umwälzung der 
feudalen Agrarverfassung und entzog der 
landbesitzenden Aristokratie die ökono- 
mische Grundlage ihrer politischen 
Macht. Banken, Versicherungen und 72 
große Industriebetriebe wurden verstaat- 
licht. Die Enteignung von Zweitwohnun- 
gen und Mietshäusern schränkte die Spe- 
kulation mit Immobilien ein und ermög- 
lichte Mietsenkungen. Die Bevölkerung 
wurde landesweit in Bauern- und Stadt- 
viertelvereinigungen organisiert; diese bil- 
den zusammen mit anderen Massenorga- 
nisationen, wie Frauen- und Ju- 
gendverbänden, den institutionellen Rah- 
men eines politischen Systems, das im 
September 1984 anläßlich aufwendiger 
Revolutionsfeierlichkeiten durch eine 
marxistisch-leninistische „Partei der 
Werktätigen Athiopiens“ vervollständigt 
wurde. Für die nahe Zukunft hat Oberst- 
leutnant Mengistu Haile Mariam, der als 
Vorsitzender des DERG und Oberbe- 
fehlshaber der Streitkräfte zugleich Gene- 
ralsekretär der neuen Einheitspartei ist, 


Umsiedler vor dem Abtransport 


die Bildung einer Zivilregierung unter sei- 
nem Vorsitz angekündigt. Das „Sozialisti- 
sche Äthiopien“, seit 1977 außenpolitisch 
und militärisch der Sowjetunion verbun- 
den, soll eine Verfassung erhalten und zur 
Volksrepublik erklärt werden. 

Trotz des unstrittigen Verdienstes, feu- 
dal geprägte Eigentums- und Ausbeu- 
tungsverhältnisse beseitigt zu haben, ist 
der politische Charakter, sind die Ent- 
wicklungsleistungen des regierenden Mili- 
tärrates heftig umstritten. Oppositionelle 
Gruppierungen unterscheiden zwischen 
der „Revolution“ und dem „Regime“ (Hi- 
wet 1984) und sehen in der militärischen 
Alleinherrschaft des DERG und dessen 
diktatorischer Machtsicherungspolitik ein 
neues Entwicklungshemmnis. Kritiker der 
Regierung machen insbesondere das ver- 
gebliche Bemühen des Militärrates, gesell- 
schaftliche Probleme mit militärischen 
Mitteln und auf dem Verordnungswege lö- 
sen zu wollen, für Krieg, wirtschaftliche 
Stagnation und zunehmende Ernährungs- 
unsicherheit verantwortlich. Zehn Jahre 
nach dem Sturz des Kaisers durchlebt 
Athiopien erneut eine tiefe gesellschaftli- 
che Krise. Weder im Eritreakrieg noch in 
den anderen bewaffneten Konflikten zwi- 
schen der Zentralregierung und regiona- 
len Autonomie- und Oppositionsbewe- 
gungen zeichnet sich eine politische Lö- 
sung ab. Über 1 Mio. Äthiopier sind ins 


Ausland geflohen. Kriegs- und dürrebe- 
dingt herrscht in weiten Landesteilen 
Hunger. 


Die Modernisierung der 
Streitkräfte: Von traditionellen 
Bauernaufgeboten zur 
kaiserlichen Zentralarmee 


Der äthiopische Vielvölkerstaat war um 
die Jahrhundertwende aus militärischen 
Eroberungen hervorgegangen. Mit ihnen 
entstand auch eine zentrale militärische 
Organisation. 1896 gelang es den Bauern- 
armeen des nördlichen Hochlandes, die 
von Eritrea her vorrückenden italieni- 
schen Truppen bei Adua zu schlagen und 
so die drohende Kolonialisierung Äthio- 
piens zu verhindern. Gleichzeitig ver- 
mochten sie das Herrschaftsgebiet ihres 
Kaisers zu verdoppeln und auf die Südre- 
gionen des heutigen Äthiopien? auszudeh- 
nen. Infolge dieser Eroberungen verän- 
derte sich das Verhältnis der nördlichen 
Aristokratie zur Krone grundlegend. 
Während es vor der „Südexpansion* im 
Interesse des amharischen und tigrini- 
schen Adels gewesen war, seine Regional- 
herrschaft gegen politische und ökonomi- 
sche Eingriffe der Zentralgewalt zu schüt- 
zen, war er nun zur Absicherung seines 
„Pfründenfeudalismus* an deren mili- 


tärischer und institutioneller Stärkung in- 
teressiert. 

Von Europäern ausgerüstete und un- 
terwiesene, dem Kaiser direkt unterstellte 
Berufsarmeen ergänzten fortan die dezen- 
tral erhobenen und traditionell ausgerü- 
steten Bauernarmeen des Provinzadels. 
1917 entstand mit der Kaiserlichen Leib- 
garde der Kern und die zukünftige Elite- 
truppe der nun auch ökonomisch zuneh- 
mend vom Kaiser abhängigen Zentralar- 
mee. Während es sich bei den gemeinen 
Leibgardisten zunächst um Bauern han- 
delte, die von Dienst- und Tributpflicht 
befreit wurden, setzten sich die mittleren 
Offiziersränge aus wohlhabenden Grund- 
besitzern zusammen. Mit hohen Füh- 
rungspositionen wurden in der Regel am- 
harische Adelige betraut, die ihre mili- 
tärische Ausbildung — bis zur Gründung 
der ersten äthiopischen Militärakademie 
in Holetta (1934) — im Ausland erhielten. 

Nach der vorübergehenden Besetzung 
des Landes (1935-41) durch italienische 
Kolonialtruppen forcierte ‚Haile Selassie 
mit britischer Unterstützung den Ausbau 
und die Modernisierung der Streitkräfte. 
1941 entstand ein zentrales Berufsheer 
und ein Jahr später erklärte der Kaiser 
14.000 Armeeangehörige per Dekret zu 
Polizisten; 1947 begann mit schwedischer 
Hilfe der Aufbau der Luftwaffe. Zu Be- 
ginn der fünfziger Jahre verstärkten die 
USA, die in Eritrea (Asmara) eine nach- 
richtentechnisch wichtige Militärbasis un- 
terhielten, ihr militärpolitisches Engage- 
ment in Äthiopien. Binnen weniger Jahre 


BETE: i ARD Er.: 
avancierte das rückständige Kaiserreich 
zum Hauptempfänger US-amerikanischer 
Militärhilfe in Afrika und entwickelte sich 
zur zweitstärksten Militärmacht südlich 
der Sahara. Anfang der 70er Jahre umfaß- 
ten die militärischen und paramilitäri- 
schen Einheiten bereits 100.000 Mann. 
Drei Geheimdienste, die Zentralarmee 
(30.000-40.000 Mann), die Kaiserliche 
Leibgarde (18.000 Mann), die Territorial- 
armee (10.000 Mann) und die Polizei bil- 
.deten das sorgsam austarierte Gleichge- 
wicht des staatlichen Repressionsappara- 
tes. 


Entstehung und Radikalisierung 


‘der antifeudalen Opposition 


Als Haile Selassie 1960 zu einem seiner 
zahlreichen Auslandsaufenthalte in Brasi- 
lien weilte, unternahm die Kaiserliche 
Leibgarde unter Brigadegeneral Mengistu 
Neway einen Putschversuch, der jedoch — 
mangels ausreichender Unterstützung 
durch andere Armeeinheiten — mit Hilfe 
der US-Botschaft niedergeschlagen wer- 
den konnte. Der gescheiterte Coup mar- 
kierte nicht nur deshalb eine Wende in der 
politischen Entwicklung Äthiopiens, weil 
er zu einer deutlichen Verschärfung des 
innenpolitischen Klimas und zunehmen- 
der staatlicher Repression führte. Er sig- 
nalisierte auch, daß die Probleme einer 
tendenziell peripher-kapitalistischen 
Wirtschaft- und Sozialentwicklung nicht 
mehr mit den Herrschaftsmechanismen 
der aufgeklärten Aristrokatie kontrolliert 
werden konnten. 

Ende der 50er Jahre hatte die schlei- 
chende Erosion noch überwiegend feudal 
bestimmter Produktionsverhältnisse ein- 
gesetzt. Entlang der Eisenbanhlinie Addis 
Abeba — Dire Dawa war eine bescheide- 
ne, kapitalistisch organisierte Konsumgü- 
terindustrie entstanden, deren Aufbau die 
kaiserlichen Regierungen durch unge- 
wöhnlich liberale Investitionsmöglichkei- 
ten für ausländisches Kapital und die be- 
schleunigte Kommerzialisierung der 
Landwirtschaft zu fördern suchte. 

Unter den Bedingungen weltmarktab- 
hängiger Industrialisierung entwickelte 
die kaiserliche Zentralgewalt den für peri- 
phere Gesellschaftsformationen typischen 
Doppelcharakter. Der Staat fungierte 
nicht nur als politische Herrschaftsin- 
stanz, sondern betrieb aktiv die Auswei- 
tung des Binnenmarktes und avancierte 
zum wichtigsten Agenten der Produktiv- 
kraftentwicklung. 

Die dadurch notwendig werdende 
funktionale Auffächerung und bürokrati- 
sche Aufblähung des Staatsapparates 
brachte neue soziale Differenzierungen 
mit sich: Sie verhalf der schnell wachsen- 
den bürokratischen Kleinbourgeoisie zu 
einer politischen Schlüsselrolle. Einerseits 
war es den Angehörigen der neuen büro- 
kratischen Mittelklasse, die ihrem poli- 
tisch-administrativen Funktionen auch 
ökonomische Vorteile verdankte, möglich, 
sich von ländlichen Traditionen abzuset- 
zen und an metropolitanen Konsummu- 
stern zu orientieren; andererseits zwang 
sie die politische Vorherrschaft der land- 
besitzenden Aristrokatie in eine antifeu- 
dale Radikalisierung. Ökonomisch waren 
sie an die Existenz des Staates gebunden, 
von der politischen Macht blieb sie ausge- 
schlossen: Die Realisierung ihrer Auf- 
stiegs- und Herrschaftsambitionen hatte 
die politische und ökonomische Entmach- 
tung der feudalen Aristrokatie zur Vor- 
aussetzung. 

Zu Beginn der 70er Jahre verdichtete 
sich die Ungleichzeitigkeit von politischer 
und sozialökonomischer Entwicklung zur 
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gesellschaftlichen Krise. Absolute Armut 
und niedrige Wachstumsraten in der 
Landwirtschaft bildeten einen provozie- 
renden Kontrast zum Luxuskonsum des 
herrschenden Adels und machten die Un- 
fähigkeit der kaiserlichen Regierungen 


Mariam 


Staatschaf Mengistu Haile 


deutlich, die bescheidene Entwicklung der 
Produktivkräfte auf die Bedürfnisse der 
Bevölkerungsmehrheit auszurichten. An- 
fang 1974 weitete sich die allgemeine Un- 
zufriedenheit zu einer landesweiten De- 
monstrations- und Protestwelle aus, die 
sich u. a. daran entzündete, daß Haile Se- 
lassie versucht hatte, eine in den Nordpro- 
vinzen Wollo und Tigray ausgebrochene 
Hungersnot aus Sorge um die innenpoliti- 
sche Stabilisierung zu verschweigen. Die 
Oppositionsbewegung hatte starken Zu- 
lauf. Bauern, Industriearbeiter, Lehrer, 
Studenten, Angehörige unterdrückter Na- 
tionalitäten und Religionsgemeinschaften 


sowie sozial deklassierte städtische 
Schichten schlossen sich zusammen, ohne 
jedoch eine einheitliche Organisa- 


tionsform zu finden. Obwohl es quer 
durch alle beherrschten Klassen zu Prote- 
sten kam, bildete die städtische Opposi- 
tion, insbesondere die Intelligenz, den 
Kern der Bewegung. Im Februar 1974 be- 
gannen Armeeinheiten zu meutern, im 
März fand der erste Generalstreik der 
äthiopischen Geschichte statt. Erstmals 
leitete spontaner Massenprotest grundle- 
gende Veränderungen im Zentrum staat- 
lich politischer Herrschaft ein. Am 12. 
September beendete das Militär Kaiser 
Haile Selassies fast sechzigjährige Regent- 
schaft. 


Die Sicherung der militärischen 
Alleinherschaft 


Als der DERG die staatliche Regierungs- 
gewalt übernahm, handelte es sich um ei- 
ne zunächst anonym bleibende, etwa 120 
Mitglieder starke Gruppe oppositioneller 
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Militärs. Radikale Unteroffiziere hatten 
bereits im Februar damit begonnen, oppo- 
sitionelle Aktivitäten zwischen den Teil- 
streitkräften zu koordinieren. Sämtliche 
Armeeinheiten waren über Funk aufge- 
fordert worden, jeweils drei Abgeordnete 
in einen Oppositionsrat, das „Koordina- 
tionskomitee der Streitkräfte, der Polizei 
und der Territorialarmee* zu entsenden. 
Innerhalb dieses zentralen Militärrates, 
der seit dem Sturz des Kaisers als „Provi- 
sorischer Militärischer Veıwaltungsrat“ 
firmiert, dominierten junge, rangniedrige 
Offiziere. Den höchsten Dienstgrad be- 
kleidete ein Major. Politisch war das orga- 
nisatorisch wenig gefestigte Gremium äu- 
Berst heterogen. Seinen Angehörigen war 
zunächst wenig mehr gemein als der Wille 
zum Sturz des Kaisers. 

Ohne die Duldung oder Unterstützung 
der Streitkräfte, die aufgrund ihres Waf- 
fenmonopols und ihrer militärischen 
Hierarchie die am effektivsten organi- 
sierte Kraft im vor- und nachrevolutionä- 
ren Äthiopien darstellten, wären grundle- 
gende politisch-gesellschaftliche Verände- 
rungen nicht durchsetzbar gewesen. Die 
antimonarchistische und antifeudale Ra- 
dikalisierung der Streitkräfte erklärt sich 
wesentlich aus ihrer gesellschaftlichen Zu- 
sammensetzung: Das soziale, ethnische 
und politische Gefälle innerhalb des Mili- 
tärs entsprach weitgehend den feudal ge- 
prägten inneräthiopischen Herrschafts- 
strukturen. Die Masse der gemeinen Sol- 
daten war bäuerlicher Herkunft und 
stammte überwiegend aus den kulturell 
unterdrückten und ökonomisch benach- 
teiligten Südprovinzen. Gleiches galt — 
mit Abstrichen — auch für die Unteroffi- 
ziere, die maßgeblich zur antiautokrati- 
schen Orientierung der Streitkräfte bei- 
trugen. Die meisten hatten der drohenden 
Erwerbslosigkeit nach wenigen Jahren Se- 
kundarschulbildung ein Unterkommen 
bei den Streikräften vorgezogen. Unter 
den ranghöheren Offizieren gab es zwei 
Gruppen. Eine ältere, die militärische 
Hierarchie anführende, konservative Min- 
derheit, deren Armeelaufbahn vor 1935 
begonnen hatte und die noch gegen die 
Italiener gekämpft hatten. Und jene jünge- 
ren Offiziere, die das „kleinbürgerliche“ 
Element innerhalb der Streitkräfte dar- 
stellten. Ähnlich wie die Unteroffiziere, 
mit deren antifeudaler Radikalität sie 
sympathisierten, waren sie freiwillig und 
mit mittlerer Schulbildung zum Militär ge- 
stoßen, wo sie in den Militärakademien 
von Holetta und Harrar eine Ausbildung 
erhalten hatten, der sich (antifeudale Ein- 
stellungen verstärkende) Trainingsaufent- 
halte in den USA, England oder Indien 
anschlossen. 


Während sich die antikaiserliche Op- 
position bis zum Herbst 1974 hauptsäch- 
lich über gemeinsame antifeudale Anlie- 

. gen definiert hatte, brachen nach dem 
Sturz Haile Selassies innerhalb der Streit- 
kräfte sowie zwischen Militär und zivilen 
Gruppierungen Macht- und Richtungs- 


Addis Abbeba 
kämpfe aus, in denen sich 


— ideologische Auseinandersetzungen 
über die gesellschaftspolitische Orien- 
tierung der Revolution, 

— organisations- und machtpolitische Ge- 
gensätze zwischen dem Militär und zi- 
vilen Körperschaften und 

— die unterschiedlichen Interessen relativ 
unterentwickelter Klassen 

komplex überlagerten. 

Die Übernahme der Regierungsge- 
schäfte durch das Militär provozierte 
überwiegend zurückhaltende Skepsis. Stu- 
dentische Vollversammlungen verlangten 
ebenso wie der Gewerkschaftsdachver- 
band CELU die Bildung einer zivilen 
Volksregierung. Im Verlauf einer sich 


schnell zuspitzenden Kontroverse um die 
politische Legitimation des DERG ent- 
standen bald zwei große Gruppierungen, 
die die politische Diskussion und die Kon- 
fliktkonstellationen der ersten Revolu- 
tionsjahre maßgeblich geprägt haben: Die 
Ethiopians Peoples’ Revolutinary Party 
(ERRP) lehnte als die größere und popu- 
lärere Organisation jegliche Zusammenar- 
beit mit den regierenden Militärs katego- 
risch ab. Sie bezeichnete den Militärrat 
wegen seiner autoritären Herrschafts- 
praktiken und der Verweigerung demo- 
kratischer Rechte als „faschistisch* und 
forderte die unverzügliche Bildung einer 


.„Provisorischen Zivilregierung“. Im Un- 


terschied dazu erklärte sich das „All 
Ethiopian Socialist Movement“ (MEI’SO- 
NE) aus taktischen Überlegungen bereit, 
mit dem DERG zusammenzuarbeiten, da 
nur das Militär in der Lage sei, die über- 
fälligen Sozialreformen machtpolitisch 
abzusichern. Sowohl ERRP als auch 
MEISONE verstanden sich als soziali- 
stisch und propagierten marxistisch-leni- 
nistische Ideen. Beide wurden später zer- 
schlagen. 

Parallel zu dieser Entwicklung hatten 


sich innerhalb des DERG, der zunächst 
erklärt hatte, nicht an einer Übernahme 
der Regierungsverantwortung interessiert 
zu sein, die Befürworter einer Mili- 
tärregierung durchgesetzt. Als sich dar- 
aufhin insbesondere bei der Luftwaffe Wi-. 
derstand regte und einzelne Truppenteile 
öffentlich für die Bildung einer Zivilregie- 
rung eintraten, reagierte der DERG mit 
Verhaftungen und Erschießungen. 


Radikale Reformpolitik 


Im Dezember 1975 veröffentlichte der 
Militärrat, der unmittelbar nach der 
Machtübernahme jegliche Opposition für 
illegal erklärt hatte, eine trotz aller Vag- 
heiten richtungsweisende politisch-pro- 
grammatische Grundsatzerklärung. In ei- 
nem zchn Punkte-Programm erläuterte 
der DERG sein Revolutionsmotto „Etio- 
pia tikdem“ („Athiopia zuerst“) und umriß 
das Konzept eines spezifisch äthiopischen 
Sozialismus“. Eine Agrarreform wurde in 
Aussicht gestellt, die Überführung der 
großen Industrie in Staatseigentum ange- 
kündigt und — wohl vor allem mit Blick 
auf Eritrea — die Bedeutung der nationa- 
len Einheit hervorgehoben. 

Wenig später begann das Militärregime, 
dessen sozialistisches Programm auch als 
eine Reaktion auf den Druck der radikali- 
sierten Öffentlichkeit zu sehen ist, mit der 
ökonomischen Entmachtung der Feudal- 
aristokratie. Nachdem im Januar Ban- 
ken, Versicherungen und 72 größere In- 
dustriebetriebe verstaatlicht worden wa- 
ren, trat im März 1975 ein überraschend 
radikales Agrarreformgesetz in Kraft. Es 
verfügte die entschädigungslose Enteig- 
nung aller landwirtschaftlichen Nutzflä- 
chen und erklärte sämtliche gewohnheits- 
rechtlichen und vertraglichen Vereinba- 
rungen, die die kleinbäuerlichen Pächter 


gezwungen hatten, einen Großteil ihrer 
Erträge abzuführen, für nichtig. Weitere 
Bestimmungen beugten der Entwicklung 
neuer, ökonomisch bedingter Abhängig- 
keits- und Klassenverhältnisse vor: Der 
Verkauf, der private Tausch und die Bela- 
stung des ackerbaulich genutzten Landes 
mit Hypotheken wurden verboten und die 
Beschäftigung landwirtschaftlicher Arbei- 
ten untersagt. Darüber hinaus wurde mit 
der Gründung von Bauernvereinigungen 
eine organisatorische Struktur institutio- 
nalisiert, die die praktische Umsetzung 
der Reformgesetzgebung unter aktiver 
Beteiligung der unmittelbar betroffenen 
Bevölkerungsgruppen gewährleisten und 
an lokale Produktionsbedingungen anpas- 
sen sollte. Als wichtigste Aufgabe oblag 
den Bauernvereinigungen die Neuvertei- 
lung des ehemaligen Großgrundbesitzes 
sowie die Regelung von in diesem Zusam- 
menhang auftretenden Rechtsstreitigkei- 
ten. 

Auf die Agrarreform folgte wenig spä- 
ter die städtische Bodenreform. Sie wurde 
Mitte Juli 1975 Gesetz und sah die cben- 
falls entschädigungslose Enteignung von 
städtischem Grund und Boden sowie die 
Verstaatlichung aller nicht vom Eigentü- 
mer bewohnten Häuser und Wohnungen 
vor. Dabei stellte sich heraus, daß die 
Grundfläche der Millionenstadt Addis 
Abeba zu über 90 % im Besitz von nur Il 
äthiopischen (Groß-) Familien gewesen 
war. Die teuren Micten wurden um 15 %, 
die niedrigeren um 50 % gesenkt. Gleich- 
zeitig wurden Stadtviertelkomitees 
(K'EBELES) ins Leben gerufen. Die 
K'’EBELES übernahmen anfangs fast aus- 
schließlich administrative Aufgaben, die 
sich aus der Registrierung und Umvertei- 
lung des enteigneten Haus- und Grundbe- 
sitzes ergaben. Später erhielten sie — ana- 
log zu den Bauernvereinigungen — be- 
grenzte Selbstverwaltungsrechte. 

Die früheren Wirtschaftsreformen der 
DERG suchten feudal bedingte Entwick- 
lungshemmnisse (wie etwa die leistungslo- 
sen Einkommen der absentee landlords) 
mit einer Reihe verteilungspolitischer 
Maßnahmen zu beseitigen, von denen an- 
fangs insbesondere wirtschaflich schwä- 
chere Bevölkerungsgruppen profitierten: 
— die Agrarreform senkte die Abgabelast 

der ländlichen Kleinproduzenten und 

verbesserte ihre Ernährungslage 


— die degressiv gestaffelten Mietsenkun- 
gen kamen vor allem den ärmeren städ- 
tischen Haushalten zugute 

— durch gezielte lohnpolitische Maßnah- 
men (Mindestlöhne, Einfrierungen der 
obersten Gehälter, Steuerprogression) 
konnten die Einkommensunterschiede 
im öffenlichen Sektor beträchtlich re- 
duziert werden. 

Auch die soziale Infrastruktur hat sich 

spürbar verbessert. Zu den beachtlichsten 

Erfolgen nachrevolutionärer Politik zählt 

eine 1978 begonnene, großangelegte Al- 

phabetisierungskampagne. Innerhalb we- 
niger Jahre gelang es, die Analphabeten- 


rate von 93 % (1974) auf 46,5 % (1983) 
zu senken. Allein zwischen 1979 und 
1983 nahmen 13,2 Mio. Äthiopier an Le- 
se- und Schreibkursen teil. 

Diese, auf die Nivellierung sozialer Un- 
terschiede abzielenden Maßnahmen ver- 
loren jedoch angesichts gegenläufiger ge- 
samtwirtschaftlicher Entwicklungen in 
jüngster Zeit zunehmend an Gewicht. Die 
wirtschaftliche Reformpolitik fiel bislang 
nicht mit volkswirtschaftlichem Wachs- 
tum, der langfristig entscheidenden Vor- 
aussetzung zur Befriedigung der Grund- 
bedürfnisse, zusammen. Industrie und 
Landwirtschaft stagnieren. In den letzten 
Jahren war die für den Inlandsverbrauch 
bestimmte Nahrungsmittelproduktion 
stark rückläufig und machte umfangreiche 
Katastrophenhilfe notwendig. Die krisen- 
hafte Nichtentwicklung des Agrarsektors 
ist jedoch nur zum Teil kriegs- und dürre- 
bedingt. Die gründet auch in der agrarpo- 
litischen Diskriminierung der ver- 
gleichsweise produktiven Kleinbauern. 
Die ideologisch motivierte Bevorzugung 
der Staatsfarmen, die 80 % der Agrarkre- 
dite absorbieren, hat bislang nicht zu den 
erhofften Produktivitäts- und Ertragsge- 
winnen geführt (Gsänger 1985). 

Ob ein ambitioniertes, überhastet und 
mitunter gewaltsam durchgeführtes Um- 
sicdlungsprogramm mittelfristig zu erhöh- 
ter Ernährungssicherheit führen kann, 
läßt sich gegenwärtig noch nicht absehen. 
Der DERG hat begonnen, 1,5 Millionen 
Bauern aus den erosionsgeschädigten und 
ertragsschwachen Nordregionen in die 
weniger dicht besiedelten und fruchtbare- 
ren südlichen Landesteile (zwangs-Jum- 
zusiedeln. 

Diktatorische 
Machtsicherungspolitik 


Seit der Machtübernahme der Militärs 
sind die innenpolitischen Konfliktkonstel- 
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lationen Äthiopiens von einem zentralen 
Widerspruch gekennzeichnet: Einerseits 
lag es im machtpolitischen Eigeninteresse 
des „kleinbürgerlichen* Militärrats, die 
feudale Aristokratie durch sozialrevolu- 
tionäre Eingriffe in die Eigentumsstruktur 
zu entmachten. Andererseits ging der po- 
pulistisch um Legitimation bemühte 
DERG gegen dieselben Klassen und 
Schichten, die zunächst von seiner Um- 
verteilungspolitik profitierten, immer 
dann unnachgiebig und mit offener Ge- 
walt vor, wenn ihre politischen Forderun- 
gen auf eine Aufweichung autoritär-staat- 
licher Herrschaftsformen hinausliefen. 
Die rücksichtslose Unterdrückung jegli- 
cher Opposition, das faktische Streikver- 
bot, die autoritäre Kontrolle der Massen- 
organisationen, die Verweigerung demo- 
kratischer Rechte und die kompromißlose 
Haltung der Regierung in der Nationalitä- 
tenfrage deuten daraufhin, daß der 
DERG u.a. bemüht war und ist, die zen- 
tralstaatliche Herrschaft und ihre büro- 
kratische Ausweitung diktatorisch abzusi- 
chern. Auf Forderungen nach Demokrati- 
sierung und regionaler Selbstverwaltung 
reagierten die regierenden Militärs mit 
Einschüchterungen, Massenverhaftungen 
und Folterungen. Während des sogenann- 
ten „roten Terrors“ ließ der Militärrat rd. 
5000 Oppositionelle, zumeist Jugend- 
liche, umbringen. 

Das für die Herrschaftspraxis des 
DERG charakteristische Nebeneinander 
von linksnationalistischen Wirtschaftsre- 
formen und diktatorischer Machtsiche- 
rungspolitik prägt auch die Rolle der Mas- 
senorganisationen. Sie haben: trotz bc- 
grenzter Selbstverwaltungsrechte kaum 
Einfluß auf zentralstaatliche Entscheidun- 
gen und müssen als Akklamationsorgane 
gelten. 

Auch die ideologische Selbstdarstel- 
lung des DERG dient im Kern der Legiti- 
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Widerstandskämpfer in Tiger. erbeuteter Armeelaster 
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mation militärischer Herrschaft. Einer- 
seits beziehen sich die regierenden Mili- 
tärs auf die Unterklassen, andererseits 
bleiben die ideologischen Aussagen sehr 
‚abstrakt und dienen der Unterdrückung 


demokratischer Opposition. Der regie-. 


rungsoffizielle „Marxismus-Leninismus“ 
— es handelt sich um eine äußerst schlich- 
te Variante des sowjetisch geprägten Mar- 
xismus — dient der Immunisierung gegen 
Kritik und damit der Absicherung beste- 
hender Machtverhältnisse. Ähnlich ver- 
hält es sich mit der Gründung der neuen 
„Arbeiterpartei“ und der in Aussicht ge- 
stellten Übergabe der staatlichen Regie- 
rungsgewalt an eine Zivilregierung. Die 
Delegierten, die sich im September 1984 
zum Gründungsparteitag der „Partei der 
Werktätigen Äthiopiens“ zusammenfan- 
den, setzten sich zu zwei Dritteln aus An- 
gehörigen der Streitkräfte zusammen. Ein 
zentralistisch und streng hierarchisch aus- 
gerichteter Parteiaufbau soll die systema- 
tische Inkorporation ziviler Kräfte so er- 
möglichen, daß demokratische Meinungs- 
und Willensbildungsprozesse nur inner- 
halb eines engen, von der Parteispitze vor- 
gegebenen Rahmens stattfinden können. 
Da die Opposition im Zentrum wäh- 
rend des „Roten Terrors“ erfolgreich zer- 
schlagen wurde, stellen heute vor allem se- 
zessionistische bzw. separatistische Bewe- 
gungen mit regionaler Basis die territoria- 
le Integrität des äthiopischen Vielvölker- 
staates und die Herrschaftspraktiken der 
Militärs in Frage. Im Umgang mit der „na- 
tionalen Frage“ unterscheidet sich der 
DERG, der nach wie vor auf eine mili- 
tärische Lösung des Problems setzt, nur 
unwesentlich von Haile Selassie. Gegen- 


Regenzeit 


DEI} B 


wärtig kämpfen mehrere „Befreiungsfron- 
ten“ gegen die Zentralregierung. In der 
früheren italienischen Kolonie Eritrea, 
das Haile Selassie 1961 mit US-amerika- 
nischem Einverständnis völkerrechtswid- 
rig annektierte, gehen die militärischen 
Auseinandersetzungen, die jeden Tag 1 
Mio. US $ verschlingen sollen, ins 26. 
Jahr. Trotz mehrerer Großoffensiven und 
sowjetischer Unterstützung ist es den zen- 
traläthiopischen Truppen bislang nicht ge- 
lungen, die Eritrean Peoples’s Liberation 
Front (EPLF) zu besiegen, die die Grenz- 
gebiete zum Sudan kontrolliert. Im Unter- 
schied zur EPLF kämpfen die Tigre Peo- 
ple’s Liberation Front (TPLF), die Oromo 
Liberation Front (OLF) und die Western 
Somali Liberation Front (WSLF) mit sich 
z. T. überschneidenden territorialen An- 
sprüchen nicht für eine staatliche Eigen- 
ständigkeit, sondern für die Selbstbestim- 
mung einzelner Nationalitäten, die sich 
nach linguistisch-ethnischen Kriterien 
(Zugehörigkeit zu Sprachgruppen) defi- 
nieren. Die von der somalischen Regie- 
rung politisch und militärisch unterstützte 
WSLE eroberte 1977/78 große Teile der 
südäthiopischen Ogadenprovinz, bevor 
sie mit Unterstützung kubanischer Trup- 
pen (15.000 Mann) zurückgeschlagen 
wurde. Seither hat es im Ogaden, wo Ol- 
vorkommen vermutet werden, fortgesetzt 
Guerillaaktivitäten gegeben. Einheiten 
der TPLF vermochten in den vergangenen 
Jahren den zentraläthiopischen Nach- 
schub für Eritrea empfindlich zu stören 
und beträchtliche Teile Tigray’s zu kontol- 
lieren. 

Der exklusive Machtanspruch des Mili- 
tärrates, die gewaltsame Unterdrückung 


jeglicher Oppositionen und der Versuch, 
die Nationalitätenfrage militärisch zu lö- 
sen, haben — zusammen mit der somali- 
schen Invasion — zu hohen Mili- 
tärausgaben geführt und eine anhaltende 
Militarisierung der innergesellschaftlichen 
Beziehungen mitsichgebracht. Die Mili- 
tärausgaben sind gegenüber der Kaiser- 
zeit um ein Vielfaches gestiegen. Die Zahl 
der regulären Soldaten hat sich seit 1974 
auf rd. 100.000 verdoppelt, die in den 
Volksmilizen organisierten paramilitäri- 
schen Kräfte werden auf 150.000 Mann 
geschätzt. Äthiopien unterhält inzwischen 
die größte afrikanische Armee südlich der 
Sahara. 1983 wurde die allgemeine 
Wehrpflicht eingeführt. Die äthiopischen 
Schulden für sowjetische Waffen, die die 
offiziellen Statistiken nicht ausweisen, 
werden inzwischen auf über 4 Mrd. US $ 
geschätzt. 


Perspektiven 


Das äthiopische Militärregime war in den 
ersten Jahren seiner „provisorischen“ 
Herrschaft ein machtpolitischer Garant 
tiefgreifender sozialrevolutionärer Verän- 
derungen. Während die antifeudale Radi- 
kalität des linksnationalistischen Mili- 
tärrats unstrittig ist, muß seine sozialisti- 
sche Selbstdarstellung unglaubwürdig er- 
scheinen. Äthiopien blickt auf eine stek- 
kengebliebene „Revolution von oben“ zu- 
rück. 

Im Nachhinein lassen sich drei Phasen 
der nachrevolutionären Entwicklung un- 
terscheiden, in denen sich ein schleichen- 
der Funktionswandel militärischer Herr- 


Lagerung von Hilfsgütern 


schaft ausdrückt. 

1. Während des Revolutionsjahres 1974 
war die innenpolitische Konfliktkon- 
stellation von dem machtpolitischen 
Gegensatz zwischen der feudalen Ari- 
strokatie und einer spontanen, vom Mi- 
litär unterstützten, Volksbewegung be- 
stimmt. 

2. 1975-77 brachen 
Gegensätze auf. Der fundamentale Dis- 
sens zwischen den entscheidenden 
politischen Akteuren (Militär, Gewerk- 
schaften, Intelligenz) über die institu- 
tionellen Wege gesellschaftlicher Kon- 
fliktregelung führte zu bürgerkriegs- 
ähnlichen Auseinandersetzungen, die 
das Militär als die Gruppe, die die 
staatlichen Gewaltmittel kontrollierte, 
für sich entscheiden konnte. 

3. Seit 1978/79 ist die Politk des Mili- 
tärrats von dem Verzicht bestimmt, die 
gewaltsam errungene Macht institutio- 
nell abzusichern und auf bürokratisch- 
zentralstaatlicher Basis einen Prozeß 
„nachholender Modernisierung“ zu ini- 
tieren. 

Das zurückliegende Jahrzehnt äthiopi- 

scher Militärherrschaft scheint die These 

zu bestätigen, daß Militärregime nur in 

der Anfangsphase ihrer Herrschaft, d. h. 

dann, wenn große Entscheidungen anste- 

hen, erfolgreich sind. Dem Militärregime 
ist es nicht gelungen, den revolutionären 

Impetus der ersten Revolutionsjahre für 

langfristige wirtschaftliche Erfolge zu nut- 

zen. Wirtschaftliche Stagnation und zu- 
nehmende Ernährungsunsicherheit erklä- 
ren sich weniger aus ungünstigen weltwirt- 
schaftlichen Einflüssen? als aus der man- 
gelnden politischen Integrationsfähigkeit 

des DERG und seinem Anspruch auf mi- 

litärische Alleinherrschaft. Nach wie vor 

werden die zentralen Machtstrukturen 
von einer kleinen Gruppe von Militärs 
kontrolliert. 

Die Herrschaft des DERG hat weder 


zivil-militärische- 


eine ethnische noch cine soziale Basis, 
sondern verdankt sich weitgehend einer 
entschlossenen, gewaltsam um nationale 
„Integration“ bemühten Machtsicherungs- 
politk. Die militaristische Durchführung 
der Reformen und die machtpolitischen 
Eigeninteressen des DERG haben dessen 
entwicklungspolitische Leistungsfähigkeit 
entscheidend beeinträchtigt. Hohe Mili- 
tärausgaben, wachsende politisch-mili- 
tärische Außenabhängigkeit und die Ver- 
nachlässigung der kleinbäuerlichen Land- 
wirtschaft bedingen sich gegenseitig und 
haben zur entwicklungshemmenden Mili- 
tarisierung der innergesellschaftlichen 
und der Arbeitsbeziehungen geführt. 

Es steht daher nicht zu erwarten, daß es 
dem „Erlaß-Regime* — so heißt der 
DERG im Volksmund — gelingen könnte, 
einen entwicklungsstimulierenden Kon- 
sens über die Legitimität seiner Herr- 
schaft herbeizuführen. Angesichts der an- 
haltenden Versuche des Militärs, gesell- 
schaftliche Probleme mit Gewalt zu lösen 
und der dadurch provozierten Opposition 
zeichnet sich gegenwärtig kein Ende der 
äthiopischen Krise ab. 


Anmerkungen: 

t. DERG = amharisch für Komitee; umgangssprach- 
liches Kürzel für den Militärrat 

2. Kaffa, INubabor, Wollega, Sidamo, Gemu-Gofa. 
Bale und Harrarghe 

3. Die Terms of Trade für Kaffee, der bis zu 80 % der 
äth. Devisen erwirtschaftet, haben sich im Durch- 
schnitt der letzten Jahre infolge brasilianischer 
Mißernten eher verbessert. 


Stefan Brüne ist Mitarbeiter des Deutschen 
Entwicklungsdienstes in Äthiopien und 
Tansania. Er hat zudem einen Lehrauftrag 
an der Universität Addis Abbeba und ist 
ansonsten wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Arbeitsstelle Politik Afrika an der FÜ 
Berlin. 
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Das neue Berufsbildungskonzept des BMZ 
Eine kritische Würdigung 


Im Juli 1986 hat das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (BMZ) ein neues Sektorkon- 
zept für die Entwicklungszusam- 
menarbeit in der gewerblichen Be- 
rufsbildung (kurz: Berufsbildungs- 
hilfe, BBH) vorgelegt. Dieses Kon- 
zept behandelt die Grundsätze für 
Planung, Durchführung und Bewer- 
tung von Vorhaben der gewerbli- 
chen Berufsbildung. Mit diesem 
neuen Grundsatzpapier werden die 
bisher gültigen, immerhin 17 Jahre 
(1) alten Richtlinien aufgehoben. 
Diese bezogen lediglich den moder- 
nen Sektor in ihr Programm ein. 
Daran hat sich in der Neufassung 
nichts geändert. Daher ist zu be- 
fürchten, daß das neue Konzept bis 
zur Jahrtausendwende Gültigkeit 
besitzt und all denjenigen als Legiti- 
mationsbasis dienen wird, die trotz 
aller gegenteiligen Erfahrungen im- 
mer noch meinen, man habe in der 
Vergangenheit das richtige entwick- 
lungspolitische Konzept für die 
BBH gehabt und brauche deshalb 
auch in Zukunft nichts zu ändern. 
Dieser Auffassung ist entschieden 
zu widersprechen. 


Zunächst ist zu fragen, warum überhaupt 
ein neues Konzept geschrieben werden 
mußte. Die naheliegende Erklärung wäre, 
daß die Erkenntnisse aus der entwick- 
lungspolitischen Diskussion der letzten 
zwei Jahrzehnte nun endlich auch Einzug 
in die BBH halten sollten. Zu diesen Er- 
kenntnissen gehört insbesondere: 

— Die BBH der Industrieländer hat oft 
nur privilegierte Gruppen erreicht. 

— Sie hat in vielen Fällen zu Fehlqualifi- 
kation (Büroarbeit) oder gar zu Ar- 
beitslosigkeit geführt. 

— Sie hat beim Aufbau von Berufsschul- 
systemen eine praxisferne Ausbildung 
begünstigt. 

— Sie hat daher keinen nennenswerten 
Beitrag gegen die wachsende Not der 
Bevölkerungsmehrheit in vielen Län- 
dern der Dritten Welt geleistet. 


Alter Wein in neuen Schläuchen 
Der entwicklungspolitische Konsens des 


Deutschen Bundestages vor Einzug der 
Grünen im Parlament — ausgedrückt in 


WIR WOLLTEN NUR 


NEN GUTEN 
EINFACHEN PFLUG, 
IHRE EXPERTEN BE- 
STANDER ABER 
AUF NEM TRAKTOR,:/ 


der gemeinsamen Erklärung der Fraktio- 
nen von SPD, CDU und FDP vom 5. 
März 1982 — verpflichtete die deutsche 
Entwicklungspolitik auf die Eckpfeiler: 
Grundbedürfnisbefriedigung, Armutsbe- 
kämpfung und Selbsthilfeförderung. 

Wer erwartet, auch nur einen Hauch 
von dieser Diskussion und diesen Zeilen 
im Sektorkonzept wiederzufinden, wird 
das Papier enttäuscht zur Seite legen. Zu 
Recht: dieses Papier ist ein Rückschlag 
und eine herbe Enttäuschung für die vie- 
len engagierten Personen aus allen politi- 
schen Lagern, von staatlichen wie von pri- 
vaten Organisationen, die sich mit der 
selbstverständlichen Annahme an der 
Diskussion beteiligt haben, daß deren Er- 
gebnisse zumindest in die Neuformulie- 
rung entwicklungspolitischer Grundsätze 
eingearbeitet würden. 

Das Sektorkonzept fällt — kurz gesagt 
— in die sechziger Jahre zurück, es befin- 
det sich entwicklungspolitisch auf der Hö- 
he des Stahlwerks von Rourkela, jener gi- 
gantischen bundesdeutschen Entwick- 
lungsruine in Indien! Bereits in den ersten 


Sätzen, in denen es um die „Bedeutung“ 
des Konzepts und um die „Ausgangslage“ 
— sprich: die Situation in der Dritten Welt 
— geht, werden alle modernisierungstheo- 
retischen Register gezogen. Da wird mit 
einer Unbekümmertheit von „Entwick- 
lung“ gesprochen, die durch eine „fort- 
schreitende Arbeitsteilung, mithin durch 
den Ausbau der Industrie* gekennzeich- 
net sei, daß man zunächst einmal — ohne 
die Zweifelhaftigkeit der Aussage an sich 
zu diskutieren — die Frage stellen muß, 
auf welche historische Erfahrung denn 
rekurriert wird? Die reale, jüngere Ge- 
schichte der Dritten Welt heißt gegenüber 
der fiktiven des BMZ: De-Industrialisie- 
rung — besonders in Lateinamerika —, 
Zerstörung arbeitsteiliger Produktions- 
prozesse und ganzer Handwerkszweige, 
Zunahme von Subsistenzproduktion so- 
wie das Wachsen von Armut und Elend 
als Ausdruck zunehmender „Unterent- 
wicklung”, wenn man schon im Jargon 
bleiben will. 

Aber selbst nach den Phasen forcierter 
Industrialisierung, die es ja unbestritten 


gegeben hat, sind sogar die Modernisic- 

-- rungstheoretiker skeptisch geworden: Hat 
diese Industrialisierung den Wohlstand 
verbreitert oder eher die Gesellschaft in 
wenige Reiche und viele Bitterarme pola- 
risiert? Hat sie die Landflucht gestoppt, 
wie mit den Zauberbegriffen „Grüne Re- 
volution“ und „Mechanisierung der Land- 
wirtschaft“ und der dadurch entstehenden 
wirtschaftlichen Dynamik auf dem Lande 
suggeriert wurde, oder hat sie eher die 
Landflucht beschleunigt? Hat sie generell 
die Länder der Dritten Welt im internatio- 
nalen Wettbewerb gestärkt oder hat sie 
diese in eine in ihrem Ausmaß noch gar 
nicht absehbare (Schulden-)Krise ge- 
stürzt? 

Diese Kritik ist nicht gegen den Indu- 
strialisierungsprozeß gerichtet, sondern 
dagegen, daß Industrialisierung im Jahre 
1986 immer noch umstandslos mit Ent- 
wicklung gleichgesetzt wird. 


Das Handwerk berücksichtigen 


Ein weiteres Defizit ist im Sektorkonzept 
festzustellen: Mit Recht bemüht sich seit 
einiger Zeit besonders die CDU darum, 
die großen Unterschiede zwischen Hand- 
werk und Industrie hervorzuheben. Das 
Handwerk soll in besonderer Weise durch 
die technische Zusammenarbeit gefördert 
werden, weil es vielfältige Vorteile für den 
gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß 
bietet. Im Gegensatz zur Situation in den 
Industrie-Ländern wird in der entwick- 
lungstheoretischen Diskussion für die 
Dritte Welt seit langem eine technologi- 
sche Kluft („technological gap“) zwischen 
dem Industrie- und dem Handwerks-Sek- 
tor konstatiert. Diese entwicklungspoli- 
tisch relevante Differenzierung zwischen 
beiden Sektoren sucht man im Sektorkon- 
zept vergebens. Doch auch dem BMZ 
dürfte bekannt sein, daß man beide Sekto- 
ren insbesondere wegen der großen Un- 
terschiede in der verwendeten Technolo- 
gie, der erreichten Produktivität und der 
erzielbaren Beschäftigungseffekte nicht 
mit ein und demselben Instrumentarium 
fördern kann. Im Gegenteil, was der Indu- 
strie nützlich ist, kann für das Handwerk 
extrem schädlich sein. Auf unseren Be- 
reich bezogen: Ein in der Dritten Welt in 
einem Industrieberuf für den Bedarf der 
Industrie ausgebildeter Facharbeiter ist 
nicht ohne weiteres qualifiziert, in einem 
Handwerk zu arbeiten. Dort steht nicht 
die Maschine, deren Anwendung er ge- 
lernt hat, er ist nicht im „technischen Im- 
provisieren“ geübt, die Wiederverwen- 
dung industrieller Abfälle ist ihm fremd 
und — was besonders wichtig ist — vom 
kaufmännisch-betriebswirtschaftlichen 

Denken und Handeln versteht er so gut 
wie gar nichts. Letzteres ist ein wesentli- 
cher Grund dafür, daß so viele handwerk- 
liche und kleinindustrielle Existenzgrün- 
dungen in der Dritten Welt scheiterten. 
Falsch und unverständlich ist deshalb die 
Behauptung des Sektorkonzepts, „durch 
technische Berufsbildung werden im Be- 


trieb häufig auch kaufmännische Fähig- 
keiten vermittelt; dadurch wird die Grün- 
dung selbständiger Betriebe erleichtert“ 
(S.9). 


Der informelle Sektor 
als Überlebenschance 


Des weiteren ist unerfindlich, wie ein von 
Fachleuten erstelltes Konzept die stati- 
stisch evidente Tatsache ignorieren kann, 
daß gerade in den industriellen Ballungs- 
zentren der Dritten Welt — also in den 
Städten — mehr als 50 % der erwerbstäti- 
gen Bevölkerung im sogenannten infor- 
mellen Sektor tätig ist. Informeller Sek- 
tor, das heißt zunächst einmal, das Über- 
legen irgendwie zu organisieren. Vom 


"Kaugummiverkaufen des Sohnes, über die 


in Heimarbeit nähende Mutter, den als 
Gelegenheitsarbeiter schaffenden Vater, 
der sich als handwerklicher Tausendsassa 
verdingt, bis hin zu den stehlenden Ge- 
schwistern. Das alles natürlich ohne Steu- 
ern zu zahlen, ohne irgendwie berufsge- 
nossenschaftlich registriert zu sein. Diesen 
Menschen kann man häufig mit einfach- 
sten Ausbildungsmaßnahmen das Leben 
erheblich erleichtern. Um sie geht es auch, 
wenn von Grundbedürfnisbefriedigung 
oder Armutsbekämpfung die Rede ist. 
Um sie geht es explizit im Sektorkonzept 
nicht. An mehreren Stellen wird gerade- 
zu bekennerisch gesagt, daß man sich aus- 
schließlich auf die modernen Berufe der 
Wirtschaft beziehe. Das ist schlicht elitär. 

Damit jedoch nicht genug: Außerhalb 
des informellen Sektors erreicht die staat- 
liche BBH noch nicht einmal all diejeni- 
gen Jugendlichen, die um eine Ausbildung 
nachfragen. Weniger als 5 % eines Alters- 
jahrgangs in der Dritten Welt nehmen an 
einer staatlichen, formalen Berufsausbil- 
dungsmaßnahme teil. Auf diese winzige 
„Zielgruppe“ bezieht sich also die BBH 
durch das BMZ. Der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe Wirtschaftliche Zusammen- 
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arbeit der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion, Prof. Pinger schreibt hierzu: 

„Die berufliche Bildung und die Hilfe 

müssen sich diesem Massenproblem (der 

Unterdrückung und Arbeitslosigkeit, die 

Verf.) stellen: 

— Es reicht nicht, eine kleine Zahl hoch- 
qualifizierter Facharbeiter und Hoch- 
schulabsolventen ausbilden zu! wollen. 
Jede Hoffnung auf ein Durchsickern 
von Eliten zu den breiten Bevölke- 
rungsschichten ist bisher enttäuscht 
worden. Berufsbildung muß breiter an- 
setzen. 

— Es reicht nicht, auf eine allmähliche 
Verbesserung formaler Ausbildungs- 
möglichkeiten zu hoffen. Die Ver- 
schlechterung der Lebensbedingungen 
der Bevölkerung in den Entwicklungs- 
ländern zwingt zu sofortigem Han- 
deln in massenwirksamen Formen.! 

Pingers Wort in Minister Warnkes Ohren! 


Das „duale System“ als Modell? 


Konzeptioneller Dreh- und Angelpunkt 
des Sektorkonzepts ist die Forderung 
nach der Einführung eines dualen Systems 
der beruflichen Bildung in der Dritten 
Welt. Man könnte fast meinen, es gäbe 
viele Gegner einer betriebsnahen und pra- 
xisorientierten Ausbildung in der Dritten 
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Welt, so vehement wird das duale System 
herausgestellt. 

Was aber könnte denn die Einführung 
des dualen Systems an der ökonomischen 
Situation der Dritten Welt verbessern? 
Wir stehen dort nicht primär vor einem 
Ausbildungsproblem, sondern in erster 
Linie vor einem Beschäftigungspro- 
blem! Ob mit oder ohne dualem System, 
mit Ausbildung allein kann man dieses 
Problem nicht bewältigen. Dafür muß 
man nicht erst über die Grenzen der Bun- 
desrepublik blicken. 


Weiterhin werden im Sektorkonzept 
die mit der Einführung eines alternieren- 
den (dualen) Systems der beruflichen Bil- 


dung verbundenen Probleme völlig ver-‘ 


kannt, so wie sie in besonderer Weise in 
Lateinamerika zu beobachten sind. Dort 
wird das formale Ausbildungswesen (über 
große Berufsbildungszentren) bereits von 
der Industrie finanziert. Ab einer be- 
stimmten Größenordnung muß jeder Be- 
trieb zwischen 1 % und 3 % der Lohnsteu- 
ersumme als Ausbildungsabgabe zahlen. 
Das ist für die Kleinbetriebe ein nicht un- 
erheblicher Betrag. Wen wundert es also, 
wenn viele Unternehmer überhaupt nicht 
an einem dualen System interessiert sind, 
weil sie bereits kräftig dafür zur Kasse ge- 
beten werden, daß ihnen der Staat die aus- 
gebildeten Facharbeiter zur Verfügung 
stellt, die sie benötigen. Darüber hinaus ist 
die Annahme des Sektorkonzepts falsch, 
daß das duale System weniger als eine rein 
schulische Ausbildung koste. Die Kosten 
werden im dualen System nur anders ver- 
teilt: zu Gunsten des Staates und zu La- 
sten der Betriebe. Wundert es da, daß die 
Unternehmer nicht in Begeisterung aus- 
brechen, wenn ihnen die deutsche BBH 
das duale System andienen will?? 


Einseitige 
Unternehmerorientierung 


Besonders problematisch ist die völlig ein- 
seitige Unternehmerorientierung des Sek- 
torkonzepts. Von den Problemen derjeni- 
gen, die einen Ausbildungsplatz und vor 
allem einen Arbeitsplatz suchen und ihn 
nicht finden, wird im Papier nicht gespro- 
chen, stattdessen ständig von den Proble- 
men der Unternehmer. Dabei wird der 
Betrieb in einer Art und Weise glorifiziert, 
daß es schon fast peinlich ist: „Allein 
(Flervorhebung von den Verf.) im Betrieb 
können Selbständigkeit, Verantwortungs- 
bewußtsein und Führungsqualitäten sowie 
das erforderliche Sozialverhalten gelernt 
werden“ (S. 9). Wahrscheinlich würde 
selbst der Präsident des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie einen solchen 
Satz nicht aussprechen. In demselben Gei- 
ste wird weiterhin empfohlen, die Indu- 
strie solle die Ausbildung möglichst ohne 
die „störenden Einflüsse des Staates“ 


durchführen. Wenn man sich vorstellt, was 
dies in vielen Ländern der Dritten Welt 
bedeuten würde, kann man nur erschrek- 
ken. In Wirklichkeit scheint es dem BMZ 
gar nicht um ein duales System zu gehen, 
in dem Staat und Betrieb gleichberechtig- 
te Partner sind, sondern um eine völlige 
Entstaatlichung der beruflichen Bildung, 
wo der Unternehmer ganz allein entschei- 
det. Das bedeutet einen Rückfall in den 
Manchester-Kapitalismus. 


Auf derselben Linie liegt, daß im Sek- 
torkonzept die hohe Arbeitslosigkeit un- 
ter qualifizierten Jungarbeitern mit „zu 
hohen Ansprüchen der Absolventen an 
Lohn/Gehalt bzw. Arbeitsbedingungen“ 
(S. 8) begründet wird. Wer die Arbeitsbe- 
dingungen in Industriebetrieben der Drit- 
ten Welt kennt und weiß, welche — im 
wahrsten Sinne des Wortes — Hungerlöh- 
ne dort gezahlt werden, kann diese Be- 
hauptung nur noch als zynisch interpretie- 
ren. 


Bildungsfeindlichkeit 


Den eigentlichen Gipfel erreicht das Sek- 
torkonzept jedoch in seiner offenen Bil- 
dungsfeindlichkeit. Der für die neue BBH 


programmatische Satz: „Allgemeinwissen 
wird nur soweit vermittelt, als dies unbe- 
dingt notwendig ist“ (S. 8) ist als curricula- 
re Forderung für die berufliche Bildung in 
der Dritten Welt schlicht reaktionär! Es 
wird ignoriert, daß Allgemeinwissen kein 
„Luxus“, sondern notwendige Vorausset- 
zung zum Erwerb jener „autonomen 
Handlungskompetenz“ (Nölker) ist, die es 
den Ausgebildeten erst ermöglicht, nicht 
nur nach Anweisung und Einweisung be- 
stimmte Arbeitstätigkeiten zu verrichten, 
sondern sich zweckrational und kommu- 
nikativ zu verhalten. Erst dies versetzt den 
Ausgebildeten in die Lage, den Arbeits- 
und Produktionsprozeß zu überschauen, 
Probleme eigenständig zu identifizieren 
und entsprechend adäquate Lösungen zu 
finden. Wer z.B. nur gelernt hat, bei einem 
Kraftfahrzeug die Kupplungsscheiben 
auszuwechseln, der wird, weil er keine 
Ahnung vom Funkionieren des gesamten 
Antriebs und der dabei auftretenden phy- 
sikalischen Wirkungen hat, erst gar nicht 
bemerken, daß zugleich die Kurbelwellen 
neu ausgewuchtet werden müssen. So 
werden Kupplungen zwar ordnungsge- 
mäß gewechselt, doch werden viele Fahr- 


“ zeuge alsbald mit Wellenbrüchen stehen- 


bleiben. Dieses Beispiel ist dabei keines- 
wegs fiktiv, sondern gibt Erfahrungen von 
einem Ausbildungs-Projekt in einem Om- 
nibus-Betriebshof in Ägypten wieder. Ein 
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Wissen Sie Herr Braun, das Allerwichtigste bei der Entwicklungs- 
hilfe ist das Einfühlungsvermögen! 


breites Allgemeinwissen ist auch die not- 
wendige Voraussetzung, um angesichts 
technischer und arbeitsorganisatorischer 
Veränderungen Mobilität und Anpas- 
sungsfähigkeit der Arbeitskräfte zu si- 
chern, was wiederum unabdingbar für die 
Schaffung und Sicherung dauerhafter Be- 
schäftigungsverhältnisse ist. 

Von vielen (Mit-) Kritikern des Sektor- 
konzepts wird nun eingewandt, das Papier 
sei eher irrelevant, und man solle es nicht 
durch eine öffentliche Kritik auch noch 
aufwerten. Dem ist entschieden zu wider- 
sprechen. Die Diskussion ist überfällig, 
wie die berufliche Bildung in Strategien ei- 
ner wirksamen Armutsbekämpfung einge- 
bettet werden kann. Dieser Bereich sollte 
nicht widerstandslos dogmatischen Ver- 
fechtern einer „reinen“ Berufsausbildung 
nach mitteleuropäischem Vorbild überlas- 
sen werden. Auch innerhalb der Regie- 
rung regt sich Widerspruch. so schlußfol- 
gert etwa eine kritische Stellungnahme aus 
dem Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) zu dem BMZ- 
Sektorkonzept, daß es so bald wie mög- 
lich überarbeitet werden sollte, weil es 
sich nur an eine Minderheit der Bevölke- 
rung in den Entwicklungsländern richtet. 


Alternativen und Perspektiven 


Als Ergebnis ist festzuhalten, daß die im 
Sektorkonzept festgeschriebene Ausrich- 
tung der BBH auf den modernen Sektor 
der Wirtschaft nicht länger zu verantwor- 
ten ist. Die diesem Konzept zugrundelie- 
gende einseitige Industrieförderung ist 
keine „Entwicklung“ im Interesse der 


»Ist was?« / «What's the matter?« / »Qu’est-ce qu'ly a?« 


Mehrheit der Menschen. Vielmehr wer- 
den die sozialen Verhältnisse polarisiert. 
Relevante Beiträge zur Strategie der Ar- 
mutsbekämpfung werden nicht geleistet. 

Der Grundsatz der „Hilfe zur Selbsthil- 
fe“ würde in seiner Zielrichtung verkehrt, 
wenn er als „Selbsthilfe der Betriebe/Un- 
ternehmen“ die einseitige Durchsetzung 
privatwirtschaftlicher Interessen legiti- 
mieren soll. Demgegenüber ist die Selbst- 
hilfe durch den solidarischen Aufbau von 
Organisationen besonders der armen Be- 
völkerung ein wichtiges Instrument im 
Rahmen einer auf Armutsbekämpfung 
zielenden Strategie. 

Zwar haben sich staatlich organisierte 
Berufsschulsysteme wegen ihrer Praxis- 
ferne als problematisch und als Sackgasse 
für den individuellen Aufstieg erwiesen. 
Wenn aber die staatlichen Institutionen im 
Zuge einer „Entstaatlichung“ aus der be- 
ruflichen Bildung und aus der BBH ausge- 
schaltet würden, käme dies im Ergebnis 
der Überantwortung dieses wichtigen Be- 
reiches an mächtige private Interessen- 
gruppen gleich. Ein Beitrag zur Armuts- 
bekämpfung wäre dies schon gar nicht. 

Ein erster Schritt zur Entwicklung von 
alternativen Konzepten, die ernsthaft auf 
Armutsbekämpfung und auf mehr Gleich- 
heit angelegt sind, läge in der Aufarbei- 
tung der vielfältigen Erfahrungen, die be- 
sonders kleinere Organisationen seit Jah- 
ren mit entsprechend angelegten Projek- 
ten gemacht haben. In diesem Zusammen- 
hang sind vor allem protestantische und 
katholische Träger zu erwähnen. (Im Rah- 
men der diesjährigen „Hochschultage Be- 
rufliche Bildung“ in Essen hat kürzlich ein 
Workshop stattgefunden, der damit be- 
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gonnen hat, diese Erfahrungen auszuwer- 
ten. Diese Arbeit soll fortgeführt werden). 

Bereits jetzt lassen sich folgende Kon- 
sequenzen ziehen: 

Bei der BBH sind die spezifischen Be- 
lange des Handwerks, insbesondere des 
Kleinhandwerks erheblich stärker in den 
Mittelpunkt entwicklungspolitischer Akti- 
vitäten zu rücken. Dort könnten viele 
Menschen eine berufliche Chance erhal- 
ten, für die im industriellen Sektor kein 
Platz ist. 

Das bedeutet zugleich, die BBH weit 
mehr als bisher als Bestandteil einer akti- 
ven Beschäftigungspolitik zu verstehen. 
Weiterhin muß sich auch die staatliche 
BBH dem informellen Sektor öffnen, bie- 
tet er doch für die breite Bevölkerungs- 
mehrheit oft die einzige Überlebensmög- 
lichkeit. Zwar ist es immer nur der „zweit- 
beste“ Weg, seinen Lebensunterhalt im in- 
formellen Sektor verdienen zu müssen, 
weil dort in der Regel die Arbeitsbedin- 
gungen schlechter und die Abhängigkei- 
ten größer sind, doch bleibt auch die staat- 
liche BBH die Menschen im informellen 
Sektor einbeziehen, muß Beschäftigungs- 
möglichkeiten dort ausbauen und sichern 
helfen und muß ganz allgemein die Hand- 
lungskompetenz der dort Tätigen erwei- 
tern. Dazu muß die BBH erheblich verän- 
dert werden, und kann ihr die europäische 
Händwerker- und Facharbeiterqualifika- 
tion kaum länger als Vorbild dienen. 


Eine solche Berufliche Bindung muß 
vor allem: 
— breiter, d.h. weniger spezialisiert, 
— im Detail weniger tiefgehend und 
— zeitlich kürzer sein, sowie 
— (klein-Junternehmerische Fähigkeiten 
vermitteln. 
Anstatt z.B. zum Mauerer, Zimmer- 


‚mann oder Dachdecker auszubilden, sind 


ganzheitliche Qualifikationen zum Bau ei- 
nes einfachen Hauses zu vermitteln. Die 
Kosten der Berufsbildung dürfen den 
Staat nicht überfordern. Die Teilnahme an 
berufsbildenden Maßnahmen muß es den 
individuellen Teilnehmern gestatten, auch 
weiterhin zur Deckung des Lebensbedarfs 
der Familie beizutragen. Deshalb ist nach 
Wegen zu suchen, wie während der Aus- 
bildungszeit bereits Einkommensquellen 
zu erschließen sind. 


Bernd Schleich, Wolfgang Karcher, Bernd 
Overwien, Heinz Jürgen Axt sind Mitarbei- 


ter der Arbeitsstelle Dritte Welt am Fachbe- 
reich 22 der TU Berlin. 


Anmerkungen: 

1. vgl. die Broschüre „Berufsbildung als Schlüssel zur 
Armutsbekämpfung“ als Nr. 2 der Reihe: Argu- 
mente. Neue Wege in der Entwicklungspolitik. 
Hrsg. CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Deut- 
schen Bundestag, Bundeshaus, 5300 Bonn.(dort 
beziehbar). i 

Die Einwände stellen freilich nichi die Vorzüge ei- 
ner dualen Ausbildung gegenüber einer rein schuli- 
schen Berufsbildung in Frage. Daß die Einführung 
des dualen Systems in Lateinamerika bislang nur 
ansatzweise und in Einzelfällen (Guatemala) auf- 
grund exzeptioneller Bedingungen gelang, darauf 
wird im Sektorkonzept nicht aufmerksam gemacht. 


D 
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Nuklearexporte Brasilien / Pakistan 


„Wir bauen uns eine Bombe und...“ 


Wer macht mit beim großen Rate- 
spiel? Die Frage lautet: Welches 
Land der 3. Welt zündet den näch- 
sten Atomsprengsatz? Von der Teil- 
nahme ausgeschlossen sind Waf- 
fenhändler, informierte Regierungs- 
kreise in der BRD und Militärs in 
nuklearen Schwellenländern. Hin- 
weis: Die folgenden Länder sind 
heiße Tips! j 


ie Katze ist aus dem Sack. Brasilien 
D kann die Atombombe bauen. Der 

Präsident der Nationalen Brasilia- 
nischen Atombehörde, Rex Nazareth Al- 
ves, lüftete das offene Geheimnis. Seit 
1979 arbeiteten Militärs, Privatfirmen 
und Universitäten an einem Geheimpro- 
gramm zur Plutoniumbherstellung. Aller- 
dings will die demokratische Regierung 
Sarney die Bombe angeblich nicht bauen. 
Sie will aber in Zusammenarbeit mit der 
Nachbar-Demokratie Argentinien langfri- 
stig einen schnellen Brüter entwickeln. 
Lateinamerikanisches Händchenhalten 
zum Zwecke der Plutonium-Massenpro- 
duktion? Und die in die Kasernen ver- 
bannten Militärs schauen sicherlich wohl- 
wollend zu.! 

Bereits einige Monate vor dieser offi- 
ziellen Verlautbarung behauptete die bra- 
silianische Zeitschrift ‚Veja‘, daß die BRD 
und Brasilien 1975 — parallel zum Atom- 
vertrag — ein Geheimabkommen ge- 
schlossen hätten. Die BRD soll sich darin 
verpflichtet haben, die Entwicklung einer 
brasilianischen Atombombe zu unterstüt- 
zen.? Nun scheint die Entwicklung soweit 
gediehen, daß im Nordosten des Landes 
eine Militärbasis für unterirdische Nukle- 
artests vorbereitet wird. Mehrere, bis zu 
320 Meter tiefe Stollen mit einem Meter 
Durchmesser, sind nach US-amerikani- 
schem Vorbild angelegt.’ 

Doch Atombomben sind noch keine 
Atomwaffen. Um Bomben gezielt abwer- 
fen zu können, bedarf es komplizierter 
Trägersysteme. Das Prädikat ‚wertvoll‘ für 
diesen Zweck erhalten Höhenforschungs- 
raketen, die den herkömmlichen Atom- 
bomben-Trägerwaffen vom Aufbau her 
sehr ähneln (s. Graphik). Der wesentliche 
Unterschied zwischen den beiden Rake- 
ten besteht in ihrer Zielgenauigkeit. Hö- 
henforschungsraketen sollen, wie der Na- 
me schon sagt, die Hochatmosphäre er- 
forschen. Meßergebnisse, wie z.B. Elek- 
tronen- und Ionendichte, werden auf die 
Erde gefunkt oder per Fallschirm in ei- 
nem Container mit den Meßgeräten in 


Die Ansichten einer Höhenforschungs- und Militärrakete im Vergleich.* 


Richtung Erde geschickt. Eine solche For- 
schungsrakete benötigt keine sog. Träg- 
heitsnavigation, mit deren Hilfe eine Ziel- 
genauigkeit von 500 Meter bei 500 km 
Reichweite erreicht werden kann. Wohl 
aber eine militärische Trägerwaffe, wes- 
halb dieses Lenksystem strengen Export- 
bestimmungen unterliegt (mögliche Lie- 
feranten: USA, UdSSR, Großbritannien, 
Frankreich). Der Umbau eines „zivilen“ 
Systems, wie es beispielsweise im Jumbo- 
Jet zu finden ist, zum Einsatz in einer Ra- 
kete stellt technisch kein unlösbares Pro- 
blem dar.’ In Brasilien machen die Inge- 
nieure Fortschritte (s.a. Kasten).$ 

Bei der Entwicklung eines Prototyps ei- 
ner Höhenforschungsrakete mischten die 
Firma MBB und die DFVLR (Deutsche 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt) kräftig mit. Ein Test der 
Trägerrakete SONDA IV, die ca. 1.400 
km weit fliegt, endete 1984 erfolgreich.’ 
Eine politische Entscheidung, diese Rake- 
te in Serie zu bauen, steht allerdings noch 
aus. Stattdessen wird das Vorreitermodell 
Sonda III (Reichweite: 300 km) in den 
nächsten 18 Monaten Flugtests unterzo- 
gen, um voraussichtlich 1990 einsatzbe- 
reit zu sein. Diese schwere Mittelstrecken- 
rakete kann einen 1000 kg schweren 
Sprengkopf tragen.”® Fehlt nur noch der 
Durchbruch beim Lenksystem und die 
Atomwaffe ist komplett. 


KKW-Geschäft in Brasilien 
im Abwind 


Weniger erfolgreich verlief die zivile 
deutsch-brasilianische Kooperation. Vom 
1975 abgeschlossenen ‚Jahrhundertver- 
trag‘, der den Bau von 8 KKW'’s bis 1990, 
eine Urananreicherungsanlage sowie eine 
Pilotanlage zur Wiederaufbereitung vor- 
sah, verblieben den Brasilianern bisher le- 
diglich kostenintensive Investitionsrui- 
nen.? Noch kein einziges deutsches KKW 
erzeugt Strom. Siemens“Tochter KWU 
(Kraftwerk-Union AG, Mülheim/Ruhr) 
darf nach den massiven Kürzungen der 
Brasilianer lediglich noch zwei KKW’s 
bauen. Angra Il soll bis 1992, Angra III — 
es stehen erst die Fundamente — bis 1995 
gebaut sein. Ob Brasilien zu diesem Zeit- 
punkt noch einmal 2600 MW Strom be- 
nötigt, bezweifeln inzwischen nicht nur 
Energieexperten. Ob die Reaktoren über- 
haupt einmal funktionieren und „sicher“ 
arbeiten werden, glauben immer weniger 
Brasilianer: Der von KWU-Konkurrent 
Westinghouse (USA) gebaute 626 MW 
Reaktor Angra I stand 1986 wegen Lager- 
schäden eines Dieselaggregates zeitweise 
still? Eine lokale Umweltorganisation 
sammelte 30.000 Unterschriften gegen 
den einzigen brasilianischen Reaktor, weil 
kein Schutz- und Evakuierungsplan für ei- 
nen möglichen Unfall besteht.” Neben fi- 


nanziellen Problemen verzögerten auch 
technische Schwierigkeiten (z.B. mit den 
Fundamenten von Angra III) den Bau der 
beiden KWU-Reaktoren. 


Krise der Nuklearindustrie 


Der Inlandsmarkt ist weitgehend gesättigt, 
die Schuldenkrise lähmt potentielle Ab- 
nehmer in der 3. Welt, die Energiebe- 
darfsprognosen der 70er Jahre übertrafen 
den realen Verbrauch bei weitem. Grün- 
de, die den KKW Bauer Nr. 1 der BRD 
kontinuierlich „Personal abbauen“ lassen. 
In den letzten 3 Jahren 1000 Beschäftigte, 
bis 1991 wahrscheinlich weitere 3000, so 
daß die KWU bald nur noch ca. 11.000 
Mitarbeiter beschäftigen wird. Diese Ent- 
wicklung drängt die zu 90 % vom Nukle- 
arbereich abhängige Firma zu Produktdif- 
ferenzierung (andere Kraftwerksarten), 
zum Ausbau des Servicegeschäftes auch 
bei Nicht-KWU-Reaktoren und natürlich 
zum offensiv-aggressiven Export": In 
Ägypten ging die KWU als technischer 
und preislicher Sieger gegen internationa- 
le Konkurrenz hervor; ein Erfolg, der 
durch Abstriche bei den Sicherheitsstand- 
ards mitbegründet wurde.'? Vielleicht 
aber auch ein Grund für den Mißerfolg im 
finanzstärkeren China, das die deutschen 
KKW-Bauer abblitzen ließ. Offiziell lie- 
ßen die chinesischen Planer allerdings 
nichts vernehmen. Französische und eng- 
lische Konkurrenz zog jedenfalls den 8,1 
Mrd. DM schweren Auftrag an Land.!? 
Dennoch ist wohl mittel- und langfristig 
auf legalem Wege nicht mehr viel zu ver- 
dienen. Das große Geschäft winkt bei ille- 
galen Deals mit Ländern, denen Atom- 
bombenambitionen nachgesagt werden. 


Pakistan und die 
‚islamische Bombe‘ 


Seit Jahren kocht die Gerüchteküche. Nun 
scheint es mit der pakistanischen Atom- 
bombe ernst zu werden, Aus Sicherheits- 
gründen errichteten Armeeinheiten eine 
Raketenabwehr um die ohnehin scharf be- 
wachte Urananreicherungsanlage Kahuta 
(s. Karte). Man fürchtet einen Präventiv- 
schlag Israels wie er 1981 den irakischen 
Forschungsreaktor traf, Das will man ver- 
hindern, denn Pakistans Atomprogramm 
steckt in der heißen Phase. Von diesem 
Jahr an soll jährlich eine Uran-Atombom- 
be vom Hiroshima-Typ produziert wer- 
den.'* 


Wie konnte es dazu kommen? Noch Ende 
1984 erklärte US-Außenminister Shultz, 
daß die US-Politik im Hinblick auf die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen 
(non-proliferation policy), erfolgreich ge- 
wesen sei.'® Im Juli 1986 warnte Reagan 
den pakistanischen Ministerpräsidenten 
Junejo in Washington vor dem Bau einer 
Bombe.'® Im Oktober 1986 unterstrich 
Verteidigungsminister Weinberger die 
amerikanische Strategie gegenüber dem 
drittgrößten Empfängerland für Hilfs- 
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Bundesdeutsche Trägerraketen in Libyen 


Libyens Staatschef Ghadhafi will Atomwaffen! Bei der Beschaffung notwendiger 
Atombomben-Trägerwaffen helfen deutsche Firmen fleißig mit und verdienen kräf- 
tig. Bayerische Geschäftstüchtigkeit verhalf Ghadhafi zu mindestens zwei Raketen- 
starts und 23 ‚Nutzlastlieferungen”! Helmut Lang fädelte das millionenschwere Ge- 
schäft am 23. Januar 1985 ein. Sein Kontaktmann in Libyen, Farkash, gilt als der 
persönliche Beauftragte des libyschen Revolutionsführers für die Beschaffung von 
nuklearem Material zum Bau einer Atombombe und von Raketen für ihren Trans- 
port. Unter Federführung von Langs ‚Orbit GmbH‘ sollte Material aus Italien, 
Frankreich und Geschäftsfreunden in der BRD beschafft werden. Die Staatsan- 
waltschaft Karlsruhe ermittelt. 

Getestet wurden die Raketen in der Wüste nahe der Oase Ghat,'! wo schon die 
‚Otrag AG* von 1979 bis 1981 Raketenstarts probte. Damals flogen die Raketen 
nur wenige hundert Meter weit, die jetzigen sollen eine Reichweite von über 500 
km haben. Otrag-Geschäftsführer Lutz Kayser, ein Stuttgarter Diplom-Ingenieur, 
ließ sich seine Dienste in Millionenhöhe von Ghadhafi vergüten. Heute testet er an- 
geblich Flugzeuge in Zaire.? Kayser gründete 1974 die ‚Otrag AG‘, pachtete 1975 
in Zaire ein 100.000 qkm großes Gelände, fast halb so groß wie die BRD, und te- 
stete dort am 17. 5. 1977 eine erste Rakete. Noch 1978 verbreitete der damalige 
Bundeskanzler Schmidt, daß es sich bei der Otrag um ein rein privates Unternch- 
men handele. Somit erhielt die Firma bedenkenlos Staatsaufträge in Millionenhö- 
he.? Erst als die militärischen Einsatzmöglichkeiten dieser Raketen in der UNO 
laut diskutiert wurden, kündigte Zaire 1979 den Vertrag. Zu diesem Zeitpunkt ka- 
men nun auch der Bundesregierung Bedenken. Die ‚Otrag‘ leistete als Abschrei- 
bungsgesellschaft noch bis zum 18.11. 1986 fragwürdige Dienste. Mit der Liquida- 
tion der AG verloren 1400 stille Gesellschafter 153 Mill. DM, der Fiskus 72 Mill. 
DM. Die Begründung des Vorstandes für den Entschluß: Politischer Druck der 
Atomwaffenstaaten sowie der „geläuterten* BRD verhinderten die Erschließung 
neuer Raketentestgelände.” Helmut Lang hat eines wiederentdeckt — in Libyen! 
Quellen: 

1. STERN Nr. 1/1987 v. 23. 12. 86 
2. POHL, Reinhard 1985, 5. 36 
3. Helmut Lorscheid: Ein „revolutionäres Projektil“, in: Rüstungsexport, djp Jugendpressematerialien 


Nr. 5 1985 
4. FRv. 13.12.86 
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Dollars: 4,2 Mrd. $ Wirtschafts- und Mili- 
tärhilfe sollten Präsident Zia u. Haqs an- 
geschlagene Position stabilisieren und ihn 
vom Bombenbau abhalten.” Dennoch 
scheint der innenpolitisch von Benazir 
Bhutto arg in Bedrängnis gebrachte 
Staatschef von diesen Plänen nicht abrük- 
ken zu wollen.!® Anfang November be- 
richtete die ‚Washington Post‘ von der Ex- 
plosion eines starken Sprengsatzes, die of- 
fenbar der Entwicklung eines kernwaffen- 
tauglichen Zünders diente.!? Das obligato- 
rische Dementi verband General Zia mit 
der Erinnerung an das friedliche Interesse 
am Ausbau der Kernenergie.?° 

Pakistan, das — ebenso wie Brasilien — 
nicht Mitglied des Atomwaffensperrver- 
trages von 1970 ist,?! besitzt lediglich ein 
stromerzeugendes 137 MW Kernkraft- 
werk, Doch dieser von Kanada gelieferte 
Natururan-Schwerwasserreaktor Kanupp 
in Karachi (s. Karte) bringt heute nur 40- 
50 MW Leistung.?? 

Außerdem bereitet die Uranbeschaf- 


fung, die bis 1976 problemlos über Kana-. 


da lief, immer wieder Schwierigkeiten. 
Gründe: Die Weigerung, alle Nuklearanla- 
gen der Internationalen Atomenergiebe- 
hörde IAEA zu unterstellen sowie die 
Angst vor der ‚islamischen Bombe'!?? 
Auch bei der ‚friedlichen‘ Nutzung der 
Kernenergie fällt Plutonium an. Der Na- 
tururan-Schwerwasser-Reaktor liefert da- 
bei mehr Plutonium als der mit angerei- 
chertem Uran arbeitende Leichtwasserre- 
aktor. Verfügt man nun — wie Pakistan — 
über eine Wiederaufarbeitungsanlage, so 
läßt sich auch waffenfähiges Pluto- 
nium aus abgebrannten Brennelementen 


herstellen.” Auf diesem Wege ergaben 
sich für Pakistan offensichtlich so große 
Schwierigkeiten, daß es den zweiten Weg 
zur Atombombe ging: die Urananreiche- 
rungstechnologie! 


Bundesdeutsche Firmen helfen 
beim Bombenbau 


Anlagen zur Urananreicherung gelten wie 
Wiederaufarbeitungsanlagen als sensitive, 
d.h. militärisch leicht nutzbare Einrichtun- 
gen. Sensitive Exportartikel fallen in der 
BRD unter das Außenwirtschaftsgesetz, 
sind somit genehmigungspflichtig, Der 
Freiburger Albrecht Migule (Geschäfts- 
führer der CES Kalthof), der illegal Kom- 
ponenten der gewünschten Anlage an Pa- 
kistan lieferte, kam mit 30.000 DM Geld- 
strafe und einer achtmonatigen Bewäh- 
rungsstrafe davon. Sein Mitarbeiter Heinz 
Mebus kennt den Pakistani Qadir Khan 
vom Studium. Khan war es, der 1975 bei 
der niederländisch-britisch-deutschen 
URENCO in Holland geheime Unterla- 
gen stahl,?° und damit nahe Islamabad die 
Urananreicherungsanlage Kahuta (s. Kar- 
te) aufbaute. — Die URENCO entwickel- 
te ein Ultrazentrifugen-Verfahren zur 
Urananreicherung. — Khan ist heute Di- 
rektor der Firma LIZROSE Lid. in Lon- 
don, der Beschaffungsorganisation für die 


pakistanische Atombombe in Europa. 
Lizrose bestellte im Oktober 1984 bei Ar- 
bed Saarstahl Spezialstahl, wie er für die 
Zentrifugen einer Urananreicherungsan- 
lage benötigt wird. Im Juni 1985 lieferte 


„Selbst ein kleines Land, das 


über eine geringe 
Kernwaffenkapazität verfügt, 


könnte die Vereinigten Staaten 
erpressen.“ 

(Henry A. Kissinger, 

Memoiren 1968-1973, 

S. 227, München 1979) 


Arbed Völklingen über einen Kölner 
Strohmann 880 kg Stahlstäbe mit einem 
Durchmesser von 150 mm. Exakt der 
Durchmesser der URENCO Zentrifugen. 
Kosten: 40.000 DM. Die Speditionsfirma 
Global International verschiffte den Stahl 
nach Karachi, von wo aus der Weg zum 


Empfänger Technical Equipment Islama- 
bad nicht mehr weit war. Der Trick bei 
dieser erfolgreichen Beschaffungsaktion: 
möglichst viele Zwischenstationen sollten 
den tatsächlichen Empfänger verschlei- 
ern. Endverbleibsklausel ade! 

Bezeichnenderweise spielte die paki- 
stanische Botschaft in Bonn beim Atom- 
geschäft eine zentrale Rolle. Einer der 
wichtigsten Beschaffer für die ‚islamische 
Bombe‘, ein Holländer, besuchte Ende 
1985 die Botschaft. Der Studienfreund 
von Khan gestand 1983 die illegale Aus- 
fuhr sensitiven Materials für die Anreiche- 
rungsanlage Kahuta. Ein Botschaftsrat 
besuchte mit dem zweiten Direktor Lizro- 
ses, dem Engländer pakistanischer Ab- 
stammung Shah, die Spedition Global In- 
ternational. Der Botschafter selbst ver- 
stieg sich in einem Interview zu der entlar- 
venden Behauptung, der Natururan- 
Schwerwasserreaktor Kanupp in Karachi 
benötige angereichertes Uran. Das ist 
technisch unmöglich!?5 


Nukleare Anlagen in Pakistan 

1. Karachi Nuclear Power Projekt (= KA- 
NUPP): Ein 137 MW Natururan-Schwer- 
wasser-Reaktor, der seit 1972 in Betrieb ist. 
Seit 1980 kann Pakistan die benötigten 


Brennelemente auch selbst herstellen 
(Brennelementfabrik in Chasma). KANUPP 
unterliegt den Sicherheitskontrollen der 
IAEA (Ausnahme 1980-1983). 

. Kahuta = Abdul Qadir Khan Atomic Rese- 
arch Center: Urananreicherungsanlage mit 
ca. 1000 Zentrifugen, die sich seit 1984 teil- 
weise in Betrieb befindet und keinen inter- 
nationalen Kontrollen unterliegt. 

3. Chasma — Riesige Wiederaufarbeitungsan- 

lage (WAA), die von der französischen Fir- 
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ma SGM gebaut werden sollte. Output: 100 
bis 200 kg Plutonium, geeignet zum Bau von 
ca. 30 Atombomben jährlich. Auf US-ame- 
rikanischen Druck hin, ließ Giscard 
d’Estaing das Projekt 1978 einschlafen. Pa- 
kistanischer Weiterbau bisher ohne Erfolg. 
Rawalpindi: 

a) New Labs: WAA, die mit belgischer und 
französischer Hilfe entstand und 10-20 kg 
Plutonium jährlich aufbereiten kann. An- 
geblich seit 1984 in Betrieb, keine Sicher- 
heitskontrollen der IJAEA. 

b) PINSTECH: Pilot-WAA des Pakistan In- 
stitute of Nuclear Science and Technology 
in Experimentiergröße. Keine Sicherheits- 
bestimmungen der IJAEA. 


> 


Bonn duldet Nukleargeschäfte 


Pakistans Beschaffungsaktionen zeigen 
die hemmungslosen Exportgelüste deut- 
scher Firmen. Mit dem Leitspruch, „wenn 
wir nicht liefern, macht die Konkurrenz 
das Geschäft“, läßt sich im Land des Ex- 
portweltmeisters fast alles rechtfertigen. 
Allerdings ist es eine politische Aufgabe, 
die Industrie in dieser Hinsicht zu zügeln. 
Vor allem dann, wenn bestehende, inter- 
nationale Verträge de facto unterlaufen 
werden. Doch darf man von einer Regie- 
rung, deren Minister auf ihren Reisen PR- 
Arbeit für die heimische (Rüstungs-)Indu- 
strie leisten, keine „völkerrechtlichen 
Hochsprünge“ erwarten. Nichtsdestotrotz 
wundert es, daß Bonn so unwiderspro- 
chen die US-Strategie in Pakistan von 
deutschen Firmen unterlaufen läßt. Gut, 
massiver amerikanisch-britisch-kanadi- 
scher Widerstand gegen das Brasilienge- 
schäft beeindruckte schon die soziallibe- 
rale Koalition reichlich wenig. Doch die 
Destabilisierung im Mittleren Osten, 
eventuell sogar im Nahen Osten, die eine 
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29. Nach der sowjetischen Intervention 1979 in 
Afghanistan und dem Sturz des Schahs im Iran 
fiel Pakistan einc strategische Schlüsselrolle für 
die USA zu. Ein Trumpf, den Zia zugunsten sei- 
ner Bombenpläne ausspiclte. 


islamische Atombombe mit sich bringen 
würde, solite eigentlich mehr politische 
Unruhe auslösen. Ganz nebenbei gibt eine 
solche Politik des laissez-faire den Atom- 
waffensperrvertrag der Lächerlichkeit 
preis. 

Somit darf man nicht auf verschärfte 
Gesetze wegen ‚Atomdelikten‘ hoffen, ge- 
schweige denn auf eine offenere Informa- 
tionspolitik der Bundesregierung. Sie 
stellt sich weiterhin auf den Standpunkt, 
das pakistanische Nuklearprogramm sei 
friedlich, „die wissenschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen Forschungseinrich- 
tungen beider Länder ausschließlich im 
nichtsensitiven Bereich.“?’ Pakistan wird 
in Zukunft wohl seinen Platz 5 in der 
Rangliste der Empfänger bilateraler Ent- 
wicklungshilfeleistungen (ca. 3Mrd. DM 
kumuliert) halten können.?? Von nun an 
stellt sich nur noch die Frage, ob es Zia ul- 
Haq riskieren kann, westliche Hilfsgelder 
mit einem Atomtest aufs Spiel zu. set- 
zen.? 

Alexander Spermann (as) 
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Schwerpunktthemen Nr. 13: 


Anti- 
in Bayern ver- 


I. Bundeskonferenz der 


AKW-Bewegung 
boten! 


- Das Verbot geht Alle an! 

- Was ist passiert ? 

- Dokumentation der Verbotsverfüg- 
ung 

- Wie weiter nach dem BuKo - Verbot? 


Il. Kriminalisierung 


- 8 129 a / 130 a StGB - Gesetze 
gegen radikale Bewegungen 
- Diskussionen zum Unfall 
Strommastumknicken 
- Radi - Aktiv erneut beschlagnahmt 
- Wendland: Anklage nach 5 129 be- 
“ antragt 


beim 


Ill. Atomfabrik Hanau 


- Neuer Kristallisationspunkt 

- Scherben bringen nicht immer Glück 

- Demo und Kundgebungsbeiträge vom 
8.11.86 (u.a. von Robert Jungk, 
Karl-Heinz Roth, Autonomer Bei- 
trag...) 

- RBU: Hauptsache Koalitionsfrieden 

- Alkem: Plutoniumabzweigung nicht 
zu verhindern 


Wackersdorf (u.a. Blockadetage) 


Sowjetunion: Eine Havarie nach der 
anderen 


Konferenz der „Neuen Bewegung 
in Detmold 


atom 


erscheint zweimonatlich, 68 Seiten, 
ein Abo kostet 25 DM (5 Ausgaben) 
und kann bestellt werden bei: 


Göttinger Arbeitskreis gegen Atom- 
energie, Postfach 1945, Reinhäuser 
Landstr. 24, 3400 Göttingen, 

Te.: 0551/7700158 
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Die Bombe im Keller 


Der Fall Vanunu könnte aus einem 
mittelmäßigen Spionagethriller 
stammen: Ein ehemaliger Atom- 
techniker des Geheimprojekts ‚Plu- 
tonium aus Dimona‘ packt gegen 
gutes Geld in einer britische Boule- 
vardzeitung aus. Der israelische 
Geheimdienst antwortet mit einer 
mysteriösen Entführungsaktion, die 
den Verräter Vanunu in den Hochsi- 
cherheitstrakt von Jerusalem ge- 
langen läßt. Was bleibt, Ist die Er- 
kenntnis, daß Israel schon lange 
Atomwaffen besitzt! 


elten erregt eine beschriebene 
S Handfläche soviel Aufsehen. Ein 

Blitzlichtgewitter brach los, als der 
scharf bewachte Mordechai Vanunu auf 
dem Weg zu einer Vorverhandlung die 
Hand zückte. Trotz Zensur und Nachrich- 
tensperre gelangten die Umstände seiner 
Entführung in die Medien. Am 30. Sep- 
tember 1986 entführten — so die „Hand- 
flächennotizen* — israelische Geheim- 
dienstagenten Vanunu in Rom. Am 28. 
Dezember saß er bereits auf der Anklage- 
bank in Jerusalem. Wegen Hochverrats 
und Unterstützung des Feindes-in Kriegs- 
zeiten erwartet Vanunu lebenslange Haft, 
oder gar ein Todesurteil, wenn die Richter 
ihn schuldig sprechen.' 

Was soll dieses Spektakel? Einerseits 
munkeln Insider bereits, daß hier einem 
Geheimdienstmann ein Schauprozeß ge- 
macht werden soll, um an Israels nukleare 
. Fähigkeiten zu erinnern.’ Sozusagen das 
- eigenwillige Pendant zu Brasiliens offiziel- 

ler Erklärung, es sei in der Lage Atom- 
waffen zu bauen. Mit dem feinen Unter- 
schied, daß Israel bereits 100 Atombom- 
ben incl. Trägerwaffen besitzt. Oder han- 
delt es sich doch um eine ungebetene Ver- 
öffentlichung bisher verschleierter Tatsa- 
chen? 


Was enthüllte Vanunu? 


Atomtechniker Vanunu, der bis 1985 
neun Jahre lang im Atomforschungszen- 
trum Dimona (s. Karte) arbeitete, über- 

. zeugte die Fachwelt mit seinen schlüssigen 
Aussagen und 60 Farbfotos.’ 

Seit 20 Jahren besitzt Israel eine Wie- 
deraufarbeitungsanlage, die bis zu 25 Me- 
ter tief in die Erde gebaut wurde. In dem 
als Textilfabrik getarnten Gebäude — 


„Machon 2“ getauft — isolierten israeli- 
sche Experten waffenfähiges Plutonium 
aus den abgebrannten Brennstäben des 
KKW's Dimona. Die WAA befindet sich 
in unmittelbarer Nähe des Schwerwasser- 
reaktors in der Wüste Negev. Westliche 
Fachleute streiten jetzt lediglich noch über 
die Menge Plutonium, die „Machon 2“ 
produzierte und produziert. 

Das 1963/64 in Dimona angelaufene 
25 MW Kernkraftwerk soll auf 150 MW 
ausgebaut worden sein. Eine Leistung, die 
einen Natururan-Schwerwasserreaktor 


rund 40 kg Plutonium produzieren läßt. 
Unterstellt man störungsfreien Betrieb, so 
reicht diese Plutoniummenge für 5 Atom- 
bomben.! Hinweis: Ein Blick auf das 
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Schaubild erleichtert das Verständnis des 
Zusammenhanges KKW — Plutonium — 
WAA — waffenfähiges Plutonium — 
Atombombe! 

Nach Aussage Vanunus produziert Is- 
rael in Dimona auch Lithium, Tritium und 
Deuterium — die Grundstoffe der Was- 
serstoffbombe. Allerdings ‘sind enorme 
technische Schwierigkeiten mit der sog. 
H-Bombe verbunden, so daß man sich für 
eine Zwischenform — die ‚geboostete 


Atombombe‘ entschied. Sie zeichnet sich 
durch gewaltige Sprengkraft aus.’ Aus der 
„Booster-Bombe* wiederum läßt sich re- 
lativ leicht eine Neutronenbombe entwik- 
keln. 


Atommacht seit Ende der 60er 
Jahre 


Geschäftstüchtige Franzosen und wohlge- 
sinnte Politiker in Paris verhalfen Israel zu 
Atombomben. Der US-amerikanische 
Präsident Johnson ließ 1968 die Phantom 
F 4 liefern; ein Kampfflugzeug, das als 
Atombombenträgerwaffe vorzüglich ge- 
eignet ist. Seit spätestens Ende der 60er 
Jahre darf man demgemäß davon ausge- 
hen: Israel ist die 6. Atommacht!s 
Es darf also nicht verblüffen, daß Mini- 
sterpräsident David Ben-Gurion (bis 
1953 und 1955-63) bereits 1948 die 
Phosphat-/Uranvorkommen in der Wüste 
Negev erforschen ließ. 1949 nahm man 
am Weizmann Institut nukleare For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten auf, 
Mit Hilfe eines selbst erfundenen Verfah- 
rens, Uran von Phosphat zu trennen, 
konnte man schon Anfang der 50er Jahre 
eigene Uranvorkommen nutzen (s. Kar- 
te). Fehlte nur noch ein entsprechender 
Reaktor. Das mußte ein Schwerwasserre- 
aktor sein, der auf Natururan-Basis funk- 
tioniert, Ein Leichtwasserreaktor, der mit 
angereichertem Uran arbeitet, half da 
nicht auf die eigenen Beine. Deshalb trug 
der von den USA 1955 gelieferte und 
1960 in Betrieb genommene 5 MW For- 
schungsreaktor nicht zum militärischen 
Atomprogramm bei. Lediglich der Aus- 
bildung israelischer Kernphysiker kam er 
zugute. Doch dürfte die großzügige Aus- 
bildungshilfe im Mutterland der Atom- 
bombe — den USA — die Israelis tiefere 
Einblicke in die ‚friedliche‘ Anwendung 
der Kernenergie erlaubt haben. Anderer- 
seits erwies sich eine angehende Atom- 
macht in Europa bald als interessanterer 
Partner: Frankreich! 


Französisch-israelische 
Kooperation 


Uran- und Schwerwasserproduktion um- 
faßte eine 1953 ausgehandelte Vereinba- 
rung zwischen den beiden Staaten, die — 
4 Jahre später — in einem Geheimabkom- 
men wesentlich ausgebaut wurde. Man ei- 
nigte sich auf vier Punkte: 


Die Lieferung eines 24-25 MW Na- 
*tururan-Schwerwasserreaktors, der 
1963/64 in Dimona auch tatsächlich ans 
Netz ging. Diese Kapazität bringt einen 
Plutonium-Output mit sich, der den Bau 
von 1-2 Atombomben pro Jahr erlaubt. 
Und: Das ist der Reaktortyp, den Israel 
suchte! 


Blaupausen für eine WAA sollten 
* den Weg nach Israel finden. Bis zum 
Bau einer eigenen WAA durfte Israel an- 
fallendes Plutonium in Frankreich aufar- 
beiten lassen. Ob das tatsächlich geschah, 
ist ungewiß. Doch offensichtlich reichten 
die Blaupausen — gekoppelt mit wissen- 
schaftlicher Hilfe — zum Bau einer WAA 
aus. Nach Aussage Vanunus startete die 
Wiederaufarbeitung wenige Jahre nach 
Inbetriebnahme des Reaktor — vor gut 20 
Jahren! 


3 Hilfe bei der Entwicklung einer 260 

®Meilen Boden-Boden-Rakete mit 
dem vielsagenden Namen Jericho‘, die 
Nuklearsprengköpfe tragen kann. Bewei- 
se fehlen. 


Ebenso ungesichert ist, ob israelische 

* Kernphysiker bei Frankreichs ersten 

Atomtest am 13. 2. 1960 in der Sahara an- 
wesend sein durften. 


Schlüsseljahr 1960 


Im Jahr des ersten französischen Atom- 
tests überschlugen sich die Ereignisse. Ein 
Spionageflugzeug der USA entdeckte den 
im Bau befindlichen Reaktor in Dimona. 
bis dahin gelang es den französisch-israe- 
lischen Vertragspartnern ihr Geheimpro- 
jekt erfolgreich vor der Weltöffentlichkeit 
zu kaschieren.® 
Diese „Dunkelkammer-Politik“ wirkte 
wie ein Schlag in das Gesicht der Atom- 
macht USA, die — im Rahmen ihres Pro- 
gramms ‚Atoms for Peace‘ — just im glei- 
chen Jahr einen 5 MW-Forschungsreaktor 
in Israel fertigstellte. Und nun bastelten Is- 
rael und Frankreich an einem viel größe- 
ren Reaktor. Massiver US-Druck gegen 
die beiden Geschäftsfreunde bewirkte im- 
merhin, daß David Ben-Gurion am 21.12. 
1960 vor dem israelischen Parlament eine 
Weihnachtsüberraschung ausbreiten muß- 
te: Dimona existiere, das Nuklearpro- 
gramm sei allerdings nur für friedliche 
Zwecke gedacht, ließ er wissen. Zuvor 
machte auch Staatspräsident de Gaulle 
weitere Uranlieferungen von der Veröf- 
fentlichung der israelischen Nuklearpläne 
abhängig.” Interessant in diesem Zusam- 
menhang ist ein Hinweis in de Gaulles 
Memoiren, wo er das Jahr 1960 als 
Schlußpunkt einer französisch-israeli- 
schen Kooperation im Bereich der Wie- 
deraufarbeitung bezeichnete. Die Memoi- 
ren stammen aus dem Jahr 1971-!° 
Ben-Gurions Proklamation löste innen- 
politisch ein mittleres Gewitter aus. Denn 
es bestand durchaus kein nationaler Kon- 
sens über eine eventuelle nukleare Vertei- 
digung des Staates. Sechs von sieben Mit- 


gliedern der 1952 gegründeten Atom- 
energiekommission traten unter Protest 
zurück. Einer verblieb: Dr. Ernst Berg- 
mann, der Vorsitzende der Kommission. 


Das Nuklearquartett 


Bergmann, ein beschlagener Kernenergie- 
experte und Zögling des Ministerpräsi- 
denden Ben-Gurion, tüftelte zusammen 
mit dem damaligen Staatsekretär im Ver- 
teidigungsministerium — Shimon Peres!! 
— an Israels Nuklearprogramm. Ben Gu- 
rion selbst war der politische Motor. Der 
vierte Mann im Quartett hieß Moshe 
Dayan, damals General und später Vertei- 
digungsminister. Ihr gemeinsames Ziel: Is- 
rael braucht Atomwaffen, um der arabi- 
schen Bedrohung zu begegnen. 


—Fünf Wege zur 
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Als Bergmann 1966 unter dem Ben- 
Gurion Widersacher Levi Eshkol (Mini- 
sterpräsident von 1963-1969) seinen Po- 
sten verlor, saß Dayan bereits als Verteidi- 
gungsminister fest im Sattel. Angesichts 
des Sechs-Tage-Krieges von 1967 brachte 
er die Theorie der ‚Bombe im Keller‘ ins 
Spiel. Atombomben sollten demgemäß 
arabische Aggressoren von der existentiel- 
len Bedrohung Israels abschrecken. 


Geklautes Uran 


Es läßt sich nicht genau verifizieren, ob es 
überhaupt eine maßgebliche Gruppe von 
‚Atompazifisten‘ gab, die dem Nuklear- 
quarteıt ernsthafte Probleme bereiten 
konnte. Jedenfalls existierte ein beträchtli- 
ches Hindernis in den 60-er Jahren. Die 
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USA hatten bei Levi Eshkol durchgesetzt, 
Inspektionen in Dimona durchführen zu 
dürfen. Diese Kontrollbesuche endeten 
übrigens prompt nach Eshkols Abtritt 
1969. Dennoch muß es damals gelungen 
sein, so berichtete Vanunu, die Inspekto- 


Am 17. November 1968 stach die 
‚Scheersberg A‘ in See — beladen mit 200 
Tonnen Uran, Zielhafen Genua, tatsächli- 
cher Bestimmungsort Dimona! Die euro- 
päische Atombehörde EURATOM such- 
te 7 Wochen vergebens nach der 3,7 Mil- 


ren hinters Licht zu führen. Denn sie stell- 
ten niemals irgendwelche Aktivitäten in 
puncto Wiederaufarbeitung fest. Obwohl 
Israel bereits heimlich einige Plutonium- 
bomben produzierte. 

Parallel dazu lief der bestens organi- 
sierte Diebstahl angereicherten Urans im 
großen Maßstab. Über den jüdischen 
Chef der US-Firma NUMEC (= Nuclear 
Materials and Equipment Corporation) 
gelangten zwischen 1962 und 1965 ca. 
100 kg des waffenfähigen Urans nach Is- 
rael. Genug für 10 Uranbomben.!? Adams 
geht davon aus, daß Israels erste Bombe 
eine Uranbombe war.!” Der damalige 
CIA-Direktor Helms soll bereits 1964 von 
sog. ‚loft and toss‘ Übungen israelischer 
A-4 Düsenjäger berichtet haben: Dabei 
handelt es sich um typische Flugmanöver, 
die bei Atombombenabwürfen geflogen 
werden.'* 

Der Sechs-Tage-Krieg von 1967 zog ein 
internationales Waffenembargo gegen Is- 
rael nach sich. Französische Uranlieferun- 
gen stockten. Die Atommächte USA, 
UdSSR und Großbritannien verhandelten 
intensiv über einen Vertrag, der die Wei- 
terverbreitung von Atomwaffen verhin- 
dern sollte. Grund genug, auf eigene Faust 
Uranvorräte anzulegen. So entstand die 
Idee, über Mittelsmänner 200 Tonnen 
konzentriertes Uran‘ in Belgien zu kau- 
fen. Über die deutsche Asmara Chemie 
(Wiesbaden) ließ man in Brüssel bei der 
französischen SGM!$ bestellen. Mit der 
Begründung, man benötige diese gewalti- 
ge Menge Uran als Katalysator in einem 
chemischen Produktionsprozeß, veran- 
laßte Asmara die Verschiffung zu einer 
italienischen Tochterunternehmung. Sie 
sollte das Uran entsprechend aufbereiten., 
Die französische SGM — gutgläubig und 
geschäftstüchtig — ging auf den Deal ein. 


lionen Dollar Lieferung. Erst 1977 kam 
die Affaire im vollem Umfang ans Tages- 
licht. Gerichtlich belangen ließ sich nie- 
mand, da die heiße Fracht bezahlt war.!? 
Entschlossen trat Levi Eshkol am 18. 


Mai 1966 vor die Knesset, um Klarheit zu 
schaffen: 
99Ich habe es bereits früher gesagt und 
ich wiederhole es hier, daß Israel keine 
Kernwaffen besitzt und, daß Israel sie 
nicht als erstes Land in diese Region ein- 
bringenwird.06® 

Noch unter seiner Ägide als Minister- 
präsident stimmte Israel 1968 für die UN 
Resolution, die den Text des Atomwaffen- 
sperrvertrages unterstützte. Den Vertrag 
selbst unterzeichnete Israel freilich bis 
heute nicht.'’Stattdessen soll Eshkols 
Nachfolgerin Golda Meir dem US-Präsi- 
denten Nixon während eines Staatsbe- 
suchs in Washington 1969 eröffnet haben, 
daß ihr Land Atombomben besäße. Noch 
im selben Jahr erklärte sie öffentlich das 
Gegenteil. Ein gewolltes Verwirrspiel! Da- 
bei hätte sie eigentlich zugeben können, 
daß Israel auch über Trägerwaffen verfügt. 
Denn Nixon Vorgänger Johnson ließ im 
Oktober 1968 freundlicherweise moderne 
F-4 Phantom Kampfflugzeuge exportie- 
ren, obwohl der Kongreß erhebliche Be- 
denken anmeldete, 


Jom-Kippur-Krieg 1973 


Das amerikanische Nachrichtenmagazin 
‚Time‘ offenbarte der ungläubigen Weltöf- 
fentlichkeit am 12. April 1976, was die er- 
ste Atommacht der Dritten Welt im Jom- 
Koppur-Krieg mit der erworbenen Nukle- 
arkapazität anzufangen gedachte. Am 8. 
Oktober 1973 stand Israel kurz vor einer 
militärischen Niederlage, nachdem die 


arabischen Nachbarn überraschend ange- 
griffen hatten. Verteidigungsminister 
Moshe Dayan erklärte Ministerpräsiden- 
tin Golda Meir die Lage. Vier Stunden 
später standen die Phantom F-4 Kampf- 
flugzeuge mit 13 Atombomben einsatzbe- 
reit am Flughafen. 

Doch innerhalb dieser Zeitspanne wen- 
dete sich das Blatt. Die israelischen Streit- 
kräfte gewannen die Oberhand. Die 
Atombomben wanderten unbenutzt in ih- 
re unterirdischen Bunker zurück. Aber 
damit nicht genug. Am 13. Oktober, 5 Ta- 
ge nach dem Vorfall, reagierten die So- 
wjets auf die alarmierenden Beobachtun- 
gen ihres Satelliten COSMOS. Atombom- 
ben wurden verladen und in Richtung 
Ägypten geschickt, wo sie auf SCUD Ra- 
keten einsatzfähig gewesen wären. Nixon 
reagierte mit der Erhöhung der Alarmbe- 
reitschaft der gesamten US-Streitkräfte, 
was Moskau wiederum nicht entging. Zu 
einer weiteren Eskalation kam es nicht, da 
die UdSSR ihre Schiffe umkehren ließ. Im 
Unterschied zur Cuba Krise 1962 erfuhr 
die Weltöffentlichkeit nichts. Der Time- 
Bericht blieb auch offiziell unbestätigt. 
Seit dem Beinahe-Weltkrieg 1973 wurde 
es eher ruhig um Israels Nuklearpro- 
gramm. Spektakuläre Ereignisse wichen 
widersprüchlichen Äußerungen israeli- 
scher Spitzenpolitiker. Ephraim Katzir, 
der damalige Präsident, meinte 1974: „Es 
war stets unsere Absicht, über das Poten- 
tial für eine Kernwaffenentwicklung zu 
verfügen. Jetzt haben wir das Potential.”?" 
Tags darauf kam die Abschwächung der 
Aussage. 

1981 meldete sich Ex-Verteidigungsmi- 
nister Dayan nochmals zu Wort. Israel 
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könne innerhalb kurzer Zeit Kernwaffen 
produzieren, gab er bekannt.?! 1984 kün- 
digte man an, ein 250 MW Natururan- 
Schwerwasserreaktor — Spitzname ISDU 
— solle gebaut werden. Eine Reaktorgrö- 
ße, die Plutonium für 6-10 Bomben pro 
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Jahr abwerfen würde. Mit diesem Vorha- 
ben stieß Israel international auf taube 
Ohren. Das heißt: nun ist Eigenbau ge- 
fragt. Und das geschah im militärischen 
Bereich, so Vanunu, schon etliche Jahre. 


Peres-Besuch in Marokko 


In diesem Zusammenhang darf man ge- 
trost die Friedensoffensive in Marokko se- 
hen. Kleine Randbemerkung: Vanunu ist 
gebürtiger Marokkaner. Im Juli 1986 be- 
suchte der damalige Ministerpräsident, 
Peres, den marokkanischen König Has- 
san.?? 14 Tage später flogen 11 israelische 
Offiziere und Abwehrspezialisten ein, um 
Marokkos Armee im Kampf gegen die 
Befreiungbewegung POLISARIO zu be- 
raten.?? 

Militärhilfe scheint also kein Tabu zwi- 
schen den ehemals verfeindeten Ländern 
zu sein. Was hat Marokko anzubieten? 
Immerhin die größten Phosphatreserven 
der Welt, die aber zum großen Teil im von 
der POLISARIO kontrollierten Gebiet la- 
gern. Und es sei daran erinnert: Aus Phos- 
phat läßt sich Uran gewinnen; eine ent- 
sprechende Fabrik steht seit langer Zeit in 
Israel. 
will man das ISDU-Projekt durchzie- 
hen, benötigt man mittelfristig wesentlich 
mehr Uran als im eigenen Land vorhan- 
den ist. So erscheint es nicht völlig abwe- 
gig, an ein Kompensationsgeschäft Mili- 
tärhilfe gegen Phosphat zu denken. Dar- 
überhinaus interessiert sich auch Marok- 
ko für Nukleartechnik. Ein Forschungsre- 
aktor aus den USA befindet sich sein 
1980 in Bau und soll einmal 20 % angerei- 


mn 


chertes Uran liefern.?* Mit anderen Wor- 
ten: Neben militärischen know how kann 
Israel auch nukleares know how an den 
Mann bringen. Und in dieser Art von Ge- 
schäften besitzt es einschlägige Erfahrun- 
gen. 


Hilfe unter Freunden: 
Israel und Südafrika 


Nachdem Dr. Ernst Bergmann 1966 die 
israelische Atomenergiebehörde  verlas- 
sen mußte, soll er sich öfters in Südafrika 
aufgehalten haben. Zum Beispiel im Sep- 
tember 1968, wo er sich für den Wissen- 
schaftleraustausch zwischen den beiden 
Staaten stark machte. Atomtechniker Va- 
nunu bestätigte, daß südafrikanische Wis- 
senschaftler in Dimona ein und aus gin- 
gen.?> 

Im Gegenzug half Südafrika als führen- 
der Uranexporteur der Welt?* den bedürf- 
tigen Israelis immer wieder mal aus. Spä- 
testens ab 1969 — nach Beendigung der 
US-Inspektionen — baute man Dimona 
zu einem 150 MW Reaktor aus, was na- 
türlich auch einen größeren Uranbedarf 
nach sich zog. Aber nicht nur in diesem 
Fall konnten die Buren den Freunden im 
engen Nahen Osten unter die Armen grei- 
fen. 1977 hatte Südafrika — nicht zuletzt 
dank bundesdeutscher Hilfe?’ — soviel 
angereichertes Uran produziert, daß ein 
Atomtest vorbereitet werden konnte. Ob 
nun ein gemeinsam entwickelter Spreng- 
satz gezündet werden sollte, oder israeli- 
sche Wissenschaftler den südafrikaner le- 
diglich Hilfestellung leisteten, blieb im un- 
klaren.?® Es kam auch gar nicht so weit. 
US-amerikanische und sowjetische Satel- 
liten entdeckten das Gelände in der Kala- 
hari-Wüste. Über Frankreich übte man er- 
folgreich Druck aus. Frankreich baute 
nämlich den Südafrikanern einen Leicht- 
wasserreaktor, der erst 1984 ans Netz 
ging. Mit diesem Faustpfand „überzeugte“ 
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Giscards Crew die sturen Buren, den 
Atomtest abzublasen. Das Testgelände 
wurde angeblich trotz allem fertiggebaut. 


Zwei Jahre später nutzten südafrikani- 
sche Techniker den Status quo in der Sat- 
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telitentechnik sowie in der Seismographie 
aus. Denn heute wäre es kein Problem 
mehr, auch kleine Sprengsätze überall auf 
der Welt zu verifizieren, sprich eindeutig 
nachzuweisen. Vor über 7 Jahren reichte 
es dafür noch nicht. Als am 22. 9. 1979 
der US-Satelit Vela einen für eine Kernex- 
plosion charakteristischen Doppelblitz 
über der Antarktis registrierte, entbrannte 
ein Expertenstreit. Ergebnis: Es konnte 
kein 100 %iger Beweis erbracht werden. 
Unklar blieb außerdem, ob es sich um ein 
Gemeinschaftsunternehmen Israel-Süd- 
afrika handelte. 

Nach einem Geheimpapier der US-Re- 


gierung von 1985 besitzt Südafrika auch 
ein Flugzeug, daß Atombomben über grö- 
Bere Entfernung transportieren kann.?? 
Damit verfügt das Apartheid-Regime 
über mindestens zwei Trägersysteme. 
Panzerhaubitzen des Typs G 6 Rhino 
können auch taktische Nuklearspreng- 
köpfe verschießen. Der deutsche Rü- 
stungsproduzent Rheinmetall lieferte da- 
zu illegal eine Munitionsfüllanlage, ohne 
die dieses Artilleriesystem nicht funk- 
tionsfähig wäre. Im letzten Jahr kam es in 
diesem Fall zu Schuldsprüchen gegen die 
angeklagten Manager: Bewährungsstrafen 
zwischen 6 Monaten und 2 Jahren sowie 
Geldstrafen zwischen 3000 DM und 
25.000 DM waren dem Gericht die Un- 
terstützung der Atommacht Südafrikas 
„wert“.3O 
Inwieweit Israel, das wie Südafrika den 
Atomwaffensperrvertrag nicht unter- 
schrieben hat, bei den Trägersystemen die 
Finger im Spiel hatte, bleibt offen. Eines 
jedenfalls ist sicher: Atomwaffen werden 
ihren Weg um den Globus gehen. An einer 
Nichtweiterverbreitung dieser Massenver- 
nichtungsmittel besteht offensichtlich kein 
ausreichendes Interesse. 
Alexander Spermann (as) 


Anmerkungen: 


1. FAZ v. 29-12-86 u. Le Monde v. 24-12-86 

2.$Zv. 11-11-86 

3. DIE ZEIT v. 10-10-86 

4, Im folgenden wird von dem konservativen, aber 

vielleicht realistischeren Plutonium-Bomben- 
Verhältnis von 8 kg Plutonium pro Bombe um- 
gangen (nicht: 4 kg/Bombe, wie es beispielsweise 
der STERN praktiziert); vgl. Spector 1984, S. 
377, Anm. 62 

. Zum technischen Prinzip: Eine hohle Plutonium- 

kugel wird mit Lithiumdeuterid und Tritium ge- 

füllt. Das Plutonium wirkt als Zünder und setzt 
die nukleare Fusion dieser Atom-Brennstoffe in 

Gang; vg. STERN v. 9-10-86, 5. 202 

Die weiteren großen Fünf sind: Die Mitglieder 

des Atomwaffensperrvertrages USA, UdSSR, 

Großbritannien und die Nicht-Mitglieder Frank- 

reich (Atommacht seit 1960) sowie China 

(Atommacht seit 1964). Indien (Atomtest 1974) 

soll kein Atomwaffenarsenal besitzen, aber jeder- 

zeit in der Lage sein, ein solches aufzubauen. 

7. Bei der Phosphatgewinnung fällt sog. Yellow ca- 
ke (s. Anm. 15) als Abfallprodukt an. Es bedarf 
aber eines besonderen. relativ aufwendigen Ver- 
fahrens, um daraus rentables Uran herzustellen. 
vgl. Spector 1984, S. 147 


1, 


a 


" 8. Adams behauptet, daß bereits ein Jahr nach Bau- 
beginn — im März 1958 — ein erster, erfolgrei- 
cher Spionageflug stattfand. Vgl. Adams 1984, S. 
147 

9, Zum Start eines KKW's benötigt man eine grö- 
Bere Menge Uran, die Israel damals nicht alleine 
aufbringen konnte. Importiert wurde auch aus 
Südafrika. Schwerwasser kommt bis heute aus 
Norwegen! Vgl. NZZ v. 14-11-86 

10. vgl. Specior 1984, S.370, Anm. 6 

11. Peres war bis Mitte 1986 israelischer Minister- 
präsident und tauschte dann — gemäß einer Koa- 
liionsvereinbarung — das Amt mit Außenmini- 
ster Shamir vom konservativen Likud-Block 

12. Urandiebstähle sind im übrigen nichts unge- 
wöhnliches: In der US-Atombombenfabrik Oak 
Ridge (Tenessee) kamen in den leizten 35 Jahren 
770 KG angereichertes (?) Uran abhanden. Aus- 
reichend für 85 Atombomben! vgl. DIE WELT v. 
4-2-84 

+13. vgl. Adams 1984, S. 156 

14, Spector 1984, 5.124 

15. Es handelte sich um sog. „Yellow cake*, der 80% 
Uranoxid (U,O,) enthält. Daraus läßı sich ange- 
reichertes Uran bzw. Natururan herstellen. 

16. SGM Socieie Generale des Minerais 

17. SZ v. 24-5-77 

18. Spector 1984, S. 123 (eigene Übersetzung) 

19. epd Entwicklungspolitik Materialien V1/85, S. 
astt 


20. Adams 1984, S. 164 (eigene Übersetzung) 


° 21. Specior 1984,$.117 


22. DIE ZEIT v. 25-7-86 
23. 1az v. 2-12-86 


; 24. Eisenbart 1984 (Hg.), S. 116 


25. STERN v. 9-10-86, 5.203 


i 26. vgl. blätter des iz3w, Nr. 135/86, S. 10ff 


27. Weiterführende Informationen in: Cervenka/Ro- 
gers 1978 und Erwiderung — Antwort auf ein 
Dementi der Bundesregierung zur militärischen 
nuklearen Zusammenarbeit der BRD mit Süd- 
afrika, hrsg. v. Anti-Apartheid-Bewegung, Bonn 
1979 

28, Spector 1984, S. 301 u. Adams 1984, S. 181 

29. antimilitarismus informationen (ami) nr. 1/87, 5. 
10 

30. ami Nr. 6/86, S.67 
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Türkei 


Profit durch Evren und Armut 
Wie deutsche Konzerne in der Türkei Geld verdienen 


Die Republik Türkei als Mili- 
tärdiktatur, als faschistischer Staat 
oder zumindest als Scheindemo- 
kratie — so und ähnlich werden von 
den Linken in der Bundesrepublik 
die politischen Verhältnisse in der 
Türkei eingeschätzt. 


In den Publikationen der Internationalis- 
muskomitees und der „Dritten- 
Welt“-Initiativen tauchen hier und da Be- 
richte über den Schwindel mit der angebli- 
che Demokratisierung oder über die Un- 

.terdrückung der Kurden in Süd- 
ostanatolien auf. Meistens fehlt dabei 
nicht der Hinweis auf die Unterstützung 
der Türkei durch die Bundesrepublik. 

Und gerade dieser kritisch gemeinte 
Hinweis verschweigt das Entscheidende 
— selbst dann, wenn er mit Zahlen über 
Militär- und Wirtschaftshilfe exakt belegt 
ist, 

Denn nicht Unterstützung, sondern 
ökonomische Ausbeutung und Beherr- 
schung und letztendlich daraus entstehen- 
de politische Herrschaft sind der Kern der 
Beziehungen zwischen der BRD und der 
Türkei. 

Genau besehen geht es also nicht um Un- 


terstützung einer eigenständigen Regie-. 


rung, sondern um zeitweilige Zahlungen 
der Bundesregierungen an eine abhängige 
Junta, die die Aufgabe hat, die wirtschaft- 
liche Ausplünderung der Türkei durch 
das westdeutsche Finanzkapital zu si- 
chern. 


Erste Indizien 


. BeiMAN ruhte die Produktion seit 9 Mo- 
naten. Seit 9 Monaten standen die Arbei- 
ter im Streik für höhere Löhne, aber auch 
für eine politische Änderung in dem von 
einer Wirtschaftskrise, von faschistischen 
Terrorbanden und einer korrupten 
Rechtsregierung geplagten Land. Be- 
streikt wurde da nicht MAN in Nürnberg 
oder Augsburg, sondern im Jahr 1980 
MAN in Istanbul, eine Auslandsnieder- 
lassung, die dort LKWs und Busse für den 
türkischen Markt produziert. 

Der Streik der türkischen MAN Arbei- 
ter fand am 12, September ein jähes und 
erfolgloses Ende. 

Das Militär übernahm die Macht. Zu- 
sammen mit Massenverhaftungen zehn- 
tausender Revolutionäre und Gewerk- 


Otomarsan: Daimler-Benz-Niederlassung in Istanbul Topkapi. 


schafter war eine der ersten Maßnahmen 
der Junta das Verbot aller Streiks. 

Die Arbeiter bei MAN mußten am 14. 
September die Arbeit wiederaufnehmen. 
Unter dem Eindruck der Panzer und Ba- 
jonette, unter dem Eindruck der. Massen- 
verhaftungen kamen sie zurück in den Be- 
trieb. Alle, bis auf die, die nicht mehr 
konnten, weil sie verhaftet worden waren. 

MAN machte sehr bald wieder ansehn- 
liche Gewinne. Höchst ansehnliche sogar: 
Bei einem investierten Grundkapital von 
rund 4 Millionen DM strich die MAN- 
Niederlassung Istanbul von 1981 bis 1985 
40 Millionen DM Reingewinn ein. 

MAN ist nur eines von vielen westdeut- 
schen Unternehmen in der Türkei. Dort 
gibt es noch Daimler-Benz, Siemens, die 
AEG, Hoechst, Bayer, Mannesmann und 
Bosch, um die Größten zu nennen. Die 
deutschen Konzerne sind in der Industrie 
Investor Nummer 1. Im Jahr des Putsches 
hatten sie 20 Prozent der Auslandsinvesti- 
tionen in der Hand, doppelt soviel wie die 
USA. 

Aber selbst das ist nur ein erstes Indiz 
für die Abhängigkeit der Türkei vom 
westdeutschen Kapital. 70—80 Prozent 


der gesamten in der Türkei benutzten 
Produktionsmittel kommen aus der Bun- 
desrepublik” Ohne Maschinenimporte 
von hier läuft nichts in der türkischen In- 
dustrie. Und nicht zuletzt: Die Türkei 
steht mit einem beträchtlichen Teil ihrer 
20 Milliarden Dollar Auslandsschulden 
bei Banken und bei der Regierung der 
BRD in der Kreide. Mit rund 5 Milliarden 
Dollar an Forderungen sind sie zusammen 
mit den USA die Hauptgläubiger. 

All diese Konzerne und Banken wur- 
den nach dern Putsch wieder geschäftig, — 
umso mehr, je mehr sich die Gefängnisse 
füllten. 


Ein Parteikassierer setzt sich in 
Szene 


Der Putsch setzte die idealen Rahmenbe- 
dingungen zur Erfüllung von Forderun- 
gen, die das westdeutsche Kapital schon 
fast zwei Jahre zuvor auf den Tisch gelegt 
hatte. Die deutschen Banken forderten 
von der 1977 pleite gegangenen Türkei 
die Zahlung der Zinsen und die Indusrrie- 
konzerne die Stabilisierung der ökonomi- 
schen und politischen Situation. 
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KULTUR UND POLITIK DER 
UNTERDRÜCKTEN MEHRHEIT SÜDAFRIKAS 
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NORDIRLAND 


REPUBLIKANISMUS 
UND SOZIALISMUS 


Eine Anatomie des Nordirlandkon- 
fliktes, des „längsten Krieges“ an 
der westeuropäischen Peripherie. 


ISP-Verlag GmbH, 6 Frankfurt 1 
Mainzer Landstr. 147,6. Stock 


Die Bundesregierung hatte 1979 und 
1980 eine Finanzierungsorganisation der 
OECD-Länder organisiert, um den türki- 
schen Staat, auch im Sinne der strategi- 
schen Bedeutung des Landes, am Leben 
zu erhalten. Verantwortlich im Jahr 1979 
war Walther Leisler-Kiep von der CDU. 
Noch sechs Jahre später wird Kieps Mis- 
sion im Handelsblatt gefeiert: 

„Mancher mag sich noch an die Feuer- 
wehraktion von Walther Leisler-Kiep er- 
innern“, heißt es dort in einer Türkeibeila- 
ge am 16. April 85, „der im Frühjahr 1979 
als Beauftragter der Bundesregierung die 
Haupistädte der westlichen Welt bereiste, 
um eine internationale Hilfsaktion in 
Gang zu setzen, mit der die Türkei vor 
dem wirtschaftlichen Kollaps bewahrt 
werden sollte ... Unter dem Dach des Tür- 
kei-Konsortiums der OECD mußte ein 
Hilfspaket aus den Beiträgen möglichst 
vieler Industrieländer, auch Japans, zu- 
sammengestellt werden, das dem ‚kranken 
Mann am Bosporus‘ wieder auf die Beine 
helfen sollte. Kieps Aufgabe war nicht 
leicht. Es mußten hohe Beiträge zusam- 
menkommen, denn das Loch in der türki- 
schen Zahlungsbilanz hatte sich in den zu- 
rückliegenden Jahren rapide verschlech- 
tert ... Das erste, was der deutsche Emis- 
sär unternahm, war, den über die Türken 
verärgerten IWF wieder ins Spiel zu brin- 
gen.“ Der IWF war deshalb ärgerlich, weil 
der damalige Ministerpräsident Ecevit es 
ablehnte, wirtschaftspolitische Diktate zu 
erfüllen. 


Was wir draus lernen können? Unter 
anderem, daß ein bläßlicher deutscher 
Parteikassierer, denn Kiep war nichts an- 
deres als Schatzmeister der Oppositions- 
partei CDU, immer noch gut genug ist, um 
einer Regierung in Ankara Mores zu leh- 
ren und zu erzwingen, was der IWF ver- 
geblich versuchte. 

1980 war es an der Zeit für die Türkei, 
ihren Part endgültig zu erfüllen. Seitdem 
verdient nicht nur MAN wieder glänzend: 
Jedes Jahr fließen rund 400 Millionen 
DM für Zinszahlungen an westdeutsche 
Banken und an die Bundesregierung. Und 
von wegen Türkei,hilfe“* — 1986 wird die 
Türkei 103 Millionen DM aus Bonn be- 
kommen. Aber der Anteil an den gesam- 
ten 400 Mio. DM Zinsen, der auf die hie- 
sigen Regierungskassen enrfällt, zuzüglich 
der Tilgungen an die Bundesregierung, 
macht 203 Mio. DM aus. Die Türkei zahlt 
also mehr an die Bonner Regierung, als sie 
erhält.* 


Wie ein Putsch Gewinne 
garantiert 


Was speziell das Treiben „unserer“ Kon- 
zerne in der Türkei angeht, läßt sich das 
unter Zuhilfenahme von etwas Investi- 
tionsrechnung betrachten. Denn woher 
die Profitraten der Konzerne kommen, 
wie diese Gewinne erzielt werden, das 
zeigt deutlicher als alles andere, welche 
Aufgaben die Diktatur in der Türkei zu 
erfüllen hat. 


Marschieren für die Sicherheit der Auslandskonzerne: Türkische Luftwaffensoldaten mit west- 
deutschen G3 bei einer Militärparade in Istanbul, 30. 8. 86 


Ungefähr zur selben Zeit, als letztes 
Jahr zum ersten mal seit 1980 wieder grö- 
Bere Protestkundgebungen in der Türkei 
stattfanden und anschließend hunderte 
von Teilnehmern verhaftet wurden, legte 
der Vorstand von Daimler-Benz in der 
Stuttgarter Hans-Martin-Schleyer-Halle 
seinen Jahresbericht für 1984 vor. Darin 
zeigte man sich, wie stets in letzter Zeit, 
zufrieden mit dem Geschäftsverlauf und 
schüttete eine Dividende über 364 Millio- 
nen DM für die Aktionäre aus. Enthalten 
in diesem Ergebnis sind die Gewinnüber- 
weisungen der Daimler Beteiligung 
Otomarsan in Istanbul in Höhe von 13 
Millionen DM. 

Nicht besonders viel auf den ersten 
Blick. Betrachtet man die 13 Millionen al- 
lerdings unter dem Aspekt der getätigten 
Investitionen, sieht das schon wieder an- 
ders aus. Daimler hatte 1985 rund 23 Mil- 
lionen DM in der Türkei investiert. 13 
Millionen auf 23 Millionen ergeben eine 
Rendite von 57 Prozent! Aber auch das ist 
nur die halbe Wahrheit, da 1984 gerade 
das Otomarsan-Kapital erhöht wurde. Bis 
1983 hatte Daimler dort 2 Millionen DM 
angelegt. Auf diese Investition erfolgten 
sowohl 1982 als auch 1983 Gewinnüber- 
weisungen von 6 Millionen DM. Rendite: 
300 Prozent.’ 

„Schauen Sie, wenn hier einer inve- 
stiert, geht der auf Nummer sicher und 
macht das in einem Hochinflationsland 
doch nur, wenn die Investition in zwei Jah- 
ren wieder herinnen ist.“ So die Auskunft 
eines deutschen Managers über die Arı 
und Weise, wie Investitionen kalkuliert 
werden. 

Was nicht im Daimler-Bericht steht, ist, 
wie derartige Profitraten®? mit vollen Mili- 
tärgefängnissen zusammenhängen. Durch 
die Zerschlagung der Arbeiterbewegung 
werden die Arbeitsbedingungen ohne 
Einschränkung vom Kapital diktiert. Sie 
lauten: Neun Stunden am Tag, sechs Tage 
in der Woche, kein Kündigungsschutz, 
keine Sozialversicherungen. Der Lohn für 
diese Arbeit ist heute nur noch die Hälfte 
von dem wert, was er vor dem Putsch war. 
Sogar die einzig zugelassene regimetreue 
Gewerkschaft Türkeis rechnet das vor. 

Für einen ungelernten Arbeiter liegt 
der Lohn bei etwa 60.000 bis 70.000 Lira 
im Monat. Eine 2 1/2 Zimmer Wohnung 
in Istanbul kostet 40.000 bis 50.000 Lira. 
Der Preis für ein Kilo Fleisch betrug im 
Sommer 86 2000 Lira. Ein Anzug kostet 
rund 40.000 Lira. Auch für einen besser 
verdienenden Facharbeiter ist es unmög- 
lich, seine Familie mit dem Lohn allein zu 
ernähren und zu kleiden. Der Lohn, der 
solche Profitraten schafft, bedeutet Arbeit 
nach Feierarbend, den Versuch, sich 


durch illegalen Kleinhandel ein paar Lira 
dazuzuverdienen, oder Kinderarbeit bei 
den Jüngsten der Familie. 

Unter solchen Bedingungen arbeiten 
derzeit 1800 Arbeiter bei MAN, 2000 in 
den verschiedenen Beteiligungen von Sie- 
mens, und 900 bei der AEG. Wie schnell 
sich diese Zahlen ändern können, zeigt 


das Beispiel AEG: Im Juli 1986 wurde die 
Belegschaft dort von 900 auf 600 Arbei- 
ter reduziert. Ein Drittel der Belegschaft 
wurde auf die Straße gesetzt, weil die 
AEG derzeit Absatzschwierigkeiten hat. 
Der fehlende Kündigungsschutz macht 
den Einsatz von Arbeitskräften so „flexi- 
bel“ — wie das die westdeutschen Mana- 
ger dort zu nennen pflegen. 


blätter des iz3w, Nr. 139, Februar 1987 31 


Normalerweise, so denkt man, wird bei 
einer Investition Geld ins Land gebracht. 
Der deutsche Investor zahlt Devisen in die 
Kasse der Zentralbank ein, tauscht sie in 
Lira, gibt die Lira für Gebäude, Grund 
und Boden, Maschinen und Arbeitskräfte 
aus. Tatsächlich sind das von der Wirk- 
lichkeit ad absurdum geführte Schulbuch- 
vorstellungen. Was ein deutscher Konzern 


Aufschwung für die Konzerne — Kinderarbeit und Arbeitslosigkeit für das Volk 


Profit aus Nichts 


Die Serviceleistungen einer faschistischen 
Regierung beschränken sich nicht auf die 
Bereitstellung billiger Arbeitskräfte. In 
der Türkei bestellten die Generäle eine zi- 
vile Administration, die eine Wirtschafts- 
politik nach Geschmack des Auslandska- 
pitals zu gewährleisten hat. Turgut Özal 
weiß, was seine Aufgaben sind. Er hat das 
in seiner ehemaligen Funktion als Spre- 
cher des türkischen Metallarbeitgeberver- 
bandes ebenso gelernt, wie während sei- 
ner Zeit als einer der vielen Direktoren 
bei der Weltbank in Washington, wo ihm 
die Bedürfnisse des internationalen Fi- 
nanzkapitals mit letzter Deutlichkeit na- 
hegebracht wurden. Zudem ist der einsti- 
ge Weltbanker eng verbunden mit den ein- 
heimischen Partnern der Auslandskon- 
zerne. Er erhält volle Unterstützung von 
mächtigen Unternehmerclans, wie bei- 
spielsweise Sabancis, und bekam sowohl 
seinen Finanzminister als auch seinen Pu- 
blic Relations Manager von der Enka 
Holding, die wiederrum mit dem west- 
deutschen Baukonzern Dyckerhoff und 
Widmann verbunden ist Ozal bietet Ge- 
winn für Null-Investitionen an. 


einbringt ist erstens: Know how. Man läßt 
sich seine alten Konstruktionspläne für 
Lastwagen und Busse, die in der BRD so 
schon lange nicht mehr hergestellt wer- 
den, mit so und soviel Lira veranschlagen 
und hat damit schon den ersten Teil des 
Grundkapitals eingebracht. 

Der zweite Teil besteht aus Maschinen. 


In vielen Fällen werden alte Ausrüstungen 
aus den Werken der BRD, die bereits 
steuerlich abgeschrieben und technisch 
veraltet sind, statt sie zu verschrotten, in 
die Türkei transportiert und bilden dort 
den Produktionsapparat für die neue In- 
vestition. Und damit auch den zweiten Teil 
des Grundkapitals. Daß diese Maschinen 
in der Türkei noch einmal zu 100 Prozent 
von der Steuer abgeschrieben werden 
können, versteht sich. 

Insgesamt liegt also ein Investitionsauf- 
wand von annähernd Null vor, bestehend 
aus alten Konstruktionsplänen und alten 
Maschinen, mit denen hierzulande nicht 
mehr produziert werden könnte. Je nach 
Notwendigkeit legt man dann zusammen 
mit dem türkischen Partner noch etwas 
Cash drauf. Die Ausgabe von zu viel eige- 
nem Baren wird allerdings vermieden, 
weil es günstiger ist, sich Finanzierungs- 
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mittel von der türkischen Regierung zur 
Verfügung stellen zu lassen. 

Auslandsunternehmen erhalten staat- 
liche Vorzugskredite zu Zinsen zwischen 
30 und 50 Prozent, während türkische 
Bauern oder Händler 72 Prozent Jahres- 
zins hinlegen müssen. Selbst für Devisen- 
kredite gilt das. So bekam Daimler-Benz 
für den Aufbau eines neuen Werkesin Ak- 
saray, südlich von Ankara, kursgesicherte 
Devisenkredite mit 30 Prozent Zinsen. 
Bei einer Inflation von über 50 Prozent 
heißt das, daß Daimler nicht nur keine 
Zinsen zahlt, sondern real auch noch we- 
niger zurückzahlt, als sie erhalten. 

Die Profitraten erscheinen damit noch 
einmal in einem anderen Licht, da die In- 
vestitionen, die solche Profite bringen, 
nicht annähernd das gekostet haben, was 
die Angaben über das Grundkapital glau- 
ben machen wollen. 
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Ein Volk zahlt Tribut! 


Solche Geschenke wollen finanziert sein. 


. Während Özal ständig von der Sanierung 


des Haushalts spricht, werden die Aus- 
landskonzerne mit Milliarden direkt sub- 
ventioniert und werden zusätzliche Mil- 
liarden für Infrastrukturmaßnahmen aus- 
gegeben, die die Investitionsmöglichkeiten 
in der Türkei verbessern sollen. Der zwei- 
te und in seinem Gewicht noch drücken- 
dere Brocken, der auf der Türkei lastet, 
sind die Zinszahlungen. Allein für 1986 
waren es 1,6 Milliarden Dollar. Der direk- 
te Service für die Konzerne und diese 
Zinszahlungen legen dem türkischen Volk 
eine moderne Form des Tributs auf. Dafür 
strich die Regierung 1981 und 1982 bei- 
spielsweise die Beamtengehälter zusam- 
men. . 

Schwerwiegender allerdings ist, daß in 
jedem Haushaltsjahr an den laufenden 
Ausgaben und vor allem an den Zahlun- 
gen für die staatliche Industrie gestrichen 
wird. Was das bedeutet, zeigt das Beispiel 
des staatlichen Stahlwerks Iskenderun: 
Dort waren bis 1981 20.000 Arbeiter be- 
schäftigt. Heute sind es nur noch 14.000 
Menschen. Der Rest wurde aus Gründen 
der Ersparnis entlassen.’ Damit wird das 
Heer der Arbeitslosen in der Türkei er- 
weitert, das auf inzwischen 25% an der 
Erwerbsbevölkerung geschätzt wird. 

Es gibt aber auch die direkte Form, Tri- 
but zu erheben. Seit einiger Zeit wird die 
Steuerspirale wieder angezogen. Damit 
Steuererhöhungen auch garantiert die Ar- 
men treffen, wurden sie in Form einer 
Verbrauchersteuer, nämlich der Mehr- 
wertsteuer, eingeführt. Ab 1.1.85 werden 
in der Türkei 10% Mehrwertsteuer erho- 
ben. Die Mehreinnahmen werden trotz 
Anlaufschwierigkeiten bereits für das er- 
ste Jahr auf 3 bis 4 Milliarden DM ge- 
schätzt. Und das bedeutet auch Mehrein- 
nahmen für die Kassen der Auslandsban- 
ken. 

Daß die so errungene, mit deutschen 
Panzern und Gewehren abgesicherte Sta- 
bilität der Profitmaximierung auf Lob bei 
den Auftraggebern stößt, verwundert 
nicht. Der obligate Hinweis auf die Unter- 
stützung der türkischen Diktatur durch 
die Bundesrepublik verschleiert. Er ver- 
schleiert, daß die politischen Verhältnisse 
in der Türkei genau die Verhältnisse sind, 
die der ökonomischen Abhängigkeit der 
Türkei vom Finanzkapital, und dabei in 
erster Linie vom deutschen Finanzkapital, 
entsprechen. Es ist nicht so, daß die Her- 
ren Kaske, Breitschwerdt und Herrhausen 
am 12. September mit der Maschinenpi- 
stole durch Ankaras Straßen gelaufen wä- 
ren. Aber der Faschismus in der Türkei ist 
die logische Folge aus den Investitionen 
von Daimler-Benz, Siemens und anderer 
Konzerne, ebenso, wie er die logische Fol- 
ge der halbjährlichen Zinsforderungen 
der Deutschen Bank ist. Ist es da sehr ge- 
wagt, zu behaupten, daß das nicht die Dik- 
tatur des Herrn Evren ist, sondern die 
Diktatur aus den Konzernzentralen in 
München, Frankfurt und Stuttgart? 


Alle frommen Wünsche nach Demo- 
kratisierung und Achtung der Menschen- 
rechte helfen nichts. Wenn Bundespräsi- 
dent Weizäcker als erstes westliches 
Staatsoberhaupt nach Ankara fliegt und 
damit die bundesdeutsche Wertschätzung 
für Evren und Özal dokumentiert, wenn 
er andererseits einige kritische Anmer- 
kungen macht und die weitere (wieso 
„weitere“?) Demokratisierung anmahnt, 
hat das höchstens den Charakter einer 
Schmierenkomödie. Weizsäcker, der ehe- 
malige Boehringer-Manager, sagt natür- 
lich nicht, was das Problem bei der „De- 
mokratisierung“ ist. Das Großkapital hält 
nämlich nichts davon, sondern geht für 
Maximalprofit über Leichen. 1933 in 
Deutschland, 1980 in der Türkei und 
wenn es nötig sein wird, auch wieder bei 
uns. 

Demokratie in der Türkei läuft nicht 
über die Zulassung einiger Parteien, die 
an der ökonomischen und politischen Ab- 
hängigkeit nichts ändern können und 
nichts ändern wollen. Demokratie läuft 
auch nicht über die Veranstaltung von 
Wahlen zu einem Parlament, das nur vor 
dem Hintergrund von Gewerkschaftsver- 
boten und dem Verbot der freien poli- 
tischen Betätigung existiert. 

Demokratie in der Türkei hat die Ent- 
eignung des ausländischen Finanzkapitals 
und die Kontrolle der Produktion durch 
die türkischen Arbeiter und Bauern zur 
Vorraussetzung, damit Schluß ist mit de- 
ren Unterdrückung und der Transferie- 
rung der Reichtümer des Landes in die 
Kassen der Banken und Konzerne. Dieses 
ausländische Finanzkapital ist unser In- 
ländisches. Hier wie da: Der Gegner ist 
derselbe. 


Charles Pauli ist Diplom-Volkswirt in 
Regensburg, Themenschwerpunkt: Naher 
Osten 


Anmerkungen: 

MAN 1985 Yili Faaliycı Raporu. 

Rainer Werte, „Modell* Türkei — Ein Land wird 

kaputisaniert, S. 204. 

Handelsblatı 8.9.86. 

IMSF — Materialien anläßlich des Kölner Kon- 

gresses vom 31.5./1.6.86. 

Daimler-Benz Geschäftsberichte 1983 und 1984. 

. Trade with Turkey, Rönesans, Istanbul April 
1985, sowie Handelsblatt Beilage Türkei” v. 
3.10.84. 

. Handelsblatt 10.11.84. 

. OECD Economic Surveys „Turkey* 1985 S. 20, 

. Die hier errechneten Größen sind nicht identisch 
mit der Profitrate p ="7. Sie entsprechen näher- 
ungsweise einer Rendite auf das Grundkapital 
oder der Eigenkapitalrendite. Ihre Höhe läßt aber 
den zweifelsfreien Schluß zu, daß auch die Profit- 
raten extrem hoch sind. 
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Verschuldung 


Die sozialen Folgen der internationalen 


Verschuldung 


- _ Die internationale Verschuldung der 

Entwicklungsländer hat 1986 die giganti- 
sche Größenordnung von 1.000 Milliar- 
den US-Dollar erreicht. Viele Länder ste- 
hen als solche am Rande des Bankrotts 
und sind vom politischen Zerfall bedroht. 
Hießen die entwicklungspolitischen Ziele 
in den siebziger Jahren noch Wachstum, 
Modernisierung und Industrialisierung, so 
geht es in den achtziger Jahren in einer zu- 
nehmenden Zahl von Ländern nur noch 
um das nackte Überleben. 

Die Zuspitzung der „Dauerkrise* in 
den Entwicklungsländern in der gegen- 
wärtigen internationalen Wirtschaftskrise 
markiert das endgültige Scheitern des 
Modells von Entwicklung, das die Ent- 
wicklung in den meisten Entwicklungslän- 
dern in den Nachkriegsjahrzehnten be- 
stimmt hat. Mit diesem Modell, welches 
auf Entwicklung durch Integration in den 
Weltmarkt setzte, welches an der Nachfra- 
ge, die vom Weltmarkt ausging (ein- 
schließlich der Nachfrage einer kleinen 
einkommensstarken Schicht in den Ent- 
wicklungsländern selbst), und nicht am 
Bedarf der Masse der Bevölkerung orien- 
tiert war, und welches, wurde es nicht 
„freiwillig“ praktiziert, vielen Ländern ok- 
troiert wurde, waren ausländische Kredit- 
finanzierung, Gewinntransfer und Kapi- 
talflucht ins Ausland, Verschuldung und 
wachsende Einkommensungleichheit, 
Verarmung und Verelendung unvermeid- 
lich verbunden. 

In der Landwirtschaft ging die Steige- 
rung der exportorientierten „traditionel- 
len“ (Kaffee-, Tee-, Baumwolle-, Bana- 
nenerzeugung etc.) und nichttraditionel- 
len (Futtermittel-, Fleisch-, Obst- und Ge- 
müseerzeugung etc.) Produktion, für die 


ein ständig wachsender Anteil an der 
landwirtschaftlichen Kulturfläche bean- 
sprucht wurde, und der in erheblichem 
Ausmaß tropischer Regenwald, Savannen 
und Feuchtgebiete zum Opfer gefallen 
sind, zu Lasten der landwirtschaftlichen 
Produktion für den Inlandsbedarf, die 
stagnierte, abnahm oder gänzlich ver- 
drängt wurde. Die Exportorientierung 
war im übrigen mit einem Strukturwandel 
verbunden, dessen Merkmale Rückgang 
der klein- und mittelbäuerlichen Produk- 
tions- und Betriebsformen, Zunahme des 
landwirtschaftlichen Großgrundbesitzes 
und des „Agrobuisiness“, kapitalintensive 
Produktionsmethoden und wachsende 
Abhängigkeit von importierten Vorlei- 
stungen und Freisetzung von Arbeitskräf- 
ten waren. 

Die Industrialisierungsmuster der Im- 
portsubstitutionsindustrialisierung, wel- 
che an der Nachfrage einer einkommens- 
starken, kaufkräftigen inländischen Min- 
derheit orientiert war, und der Exportin- 


dustrialisierung, welche auf den Welt- 
markt gerichtet ist, haben mehr oder weni- 
ger die industrielle Entwicklung in den 
Entwicklungsländern in den Nachkriegs- 
jahrzehnten bestimmt. Beide Prozesse — 
nur scheinbar paradox auch die sogenann- 
te Importsubstitutions industrialisierung - 
haben sowohl die Importabhängigkeit 
(zum Beispiel von Vorleistungen, Halbfa- 
brikaten, Technologie), als auch die Ab- 
hängigkeit von Exportmärkten ansteıgen 
lassen. Durch beide Prozesse ist traditio- 
nelle handwerkliche und kleinindustrielle 
Produktion verdrängt worden. Von Aus- 
nahmen in wenigen Ländern abgesehen, 
haben beide Prozesse keine komplexen, 
integrierten, für die Versorgung der Masse 
der Bevölkerung geeigneten Industrie- 
strukturen und -kapazitäten entstehen las- 
sen. Für beide Prozesse ist jedoch ein gro- 
Ber Teil der inländisch verfügbaren Inve- 
stitionsmittel und der im Ausland aufge- 
nommenen Kreditmittel verbraucht wor- 
den. 


Die wirtschaftliche und soziale Lage der Entwicklungsländer hat sich — 
von Ausnahmen abgesehen — in der ersten Hälfte der achtziger Jahre dra- 


stisch verschlechtert: 


— Die landwirtschaftliche und industrielle Produktion für den Inlandsmarkt 
und -verbrauch, darunter insbesondere die Nahrungsmittelproduktion, 


stagniert oder ist zurückgegangen; 

— die Investitionen sind in vielen Ländern auf das niedrigste Niveau der 
Nachkriegsperiode gesunken; 

— der Subsistenzsektor, in dem ein großer Teil der Bevölkerung sein Aus- 
kommen durch Selbstversorgung sucht, ist weiter zurückgedrängt wor- 
den; in vielen Regionen ist die ländliche Subsistenzökonomie zerstört; 
die betroffenen Menschen sind zur Abwanderung gezwungen; 

— die Umwelt ist weitreichend geschädigt; vielerorts übersteigen die 
Schädigungen das Ausmaß in den Industrieländern; 

— die Zahl der arbeitslosen und einkommenslosen, der obdachlosen, un- 
zureichend ernährten, hungernden und sozial ungeschützten Menschen 
hat zugenommen. 
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Die Akteure der landwirtschaftlichen 
und industriellen Entwicklung durch Inte- 
gration in den Weltmarkt und entspre- 
chend einer den Imperativen des Welt- 
marktes und nicht den Bedürfnissen der 
Bevölkerung tragenden Entwicklung wa- 
ren vor allem transnationale Unterneh- 
men in Kooperation mit dem internatio- 
nalen öffentlichen und privaten Banken- 
system und in Kooperation mit der jeweils 
nationalen Bourgeoisie. 

Die Export- und Importorientierung 
und -expansion, die in den sechziger und 
siebziger Jahren den Entwicklungslän- 
dern hohe Zuwachsraten der landwirt- 
schaftlichen und industriellen Produktion, 
dem Auslandskapital hohe Profite und 
der Inlandsbourgeoisie hohe Provisionen 
und Renten bescherte er zum großen 
Teil über Gewinntransfer und Kapital- 
flucht ins Ausland abflossen) und die für 
den Rest der Bevölkerung außer Verspre- 
chungen und Entbehrungen kaum etwas 
zu bieten hatte, hat am Ende ihres Booms 
den Entwicklungsländern eine weitge- 
hend ruinierte landwirtschaftliche und ge- 
werbliche Produktion, soweit sie der Ver- 
sorgung der Inlandsbevölkerung diente, 
eine verstärkte wirtschaftliche Abhängig- 
keit und eine gigantische Verschuldung 
hinterlassen. Die internationale Wirt- 
schaftskrise, der Rückgang der Weltnach- 
frage in der Krise und der Rückgang der 
Nachfrage gerade auch nach Waren und 
Dienstleistungen, deren Produktion in 
Entwicklungsländern in der Boomphase 
expandiert worden ist, und der drastische 
Preisverfall scheinen das Modell der Ent- 
wicklung durch Integration endgültig ad 
absurdum zu führen. 


2. Die internationale 
Verschuldung 


Nur etwa ein Drittel der Kredite, die die 
Entwicklungsländer im Ausland aufge- 
nommen haben und die zu der internatio- 
nalen Verschuldung von gegenwärtig ins- 
gesamt 1.000 Milliarden US-Dollar ge- 
führt haben, sind in den Entwicklungslän- 
dern für investive Zwecke verfügbar gewe- 
sen, wie Fachleute schätzen. Ein weiteres 
Drittel der Kredite ist für konsumtive 
Zwecke — zum Teil essentielle, zum Teil 
parasitäre Konsumtion — und ein letztes 
Drittel der Kredite ist für Gewinntransfer, 
Kapitalflucht, Zinszahlungen und Um- 
schuldungen verbraucht und mißbraucht 
worden. 


Für den Schuldendienst mußten die 
Entwicklungsländer 1985 131 Milliarden 
US-Dollar, davon 72 Milliarden US-Dol- 
lar für Zinszahlungen und 59 Milliarden 
US-Dollar für Tilgungsleistungen, auf- 
wenden. 1986 werden die Zinszahlungen 
73 Milliarden US-Dollar und die Til- 
gungsleistungen 64 Milliarden US-Dollar 
betragen (insgesamt 137 Milliarden US- 
Dolar) und 1987 werden die Zinszahlun- 
gen auf 74 Milliarden US-Dollar und die 
Tilgungsleistungen auf 65 Milliarden US- 
Dollar (insgesamt 139 Milliarden US- 
Dollar) ansteigen.' Innerhalb von zehn 
Jahren, von 1978 bis 1987, werden die 
Entwicklungsländer für den Schulden- 
dienst 1.095 Milliarden US-Dollar aufge- 
braucht haben, darunter allein für Zins- 
zahlungen 583 Milliarden US-Dollar.? 

Für Zinszahlungen und Tilgungslei- 
stungen wird eine ständig steigende Quote 
des Bruttoinlandsprodukts der Entwick- 
lungsländer verbraucht. Diese Quote ist 
von vier Prozent im Jahr 1980, als das Ge- 
schätzte Bruttoinlandsprodukt der Ent- 
wicklungsländer insgesamt 2.144 Milliar- 
den US-Dollar betrug, auf sechs Prozent 
im Jahr 1982 angestiegen, als das Brutto- 
inlandsprodukt der Entwicklungsländer 
auf 2.054 Milliarden US-Dollar gesunken 
war (nicht zuletzt auch als eine Folge des 
Schuldendienstes).” Die Schuldendienst- 
quote der Entwicklungsländer insgesamt 
ist auf 27 Prozent (1986) angestiegen, das 


heißt 27 Prozent aller Erlöse aus dem Ex- 
port von Waren und Dienstleistungen 
müssen für die Zahlungen von Zinsen und 
Schuldentilgung aufgebracht werden.’ 
Einzelne Länder müssen bis zu 10 Pro- 
zent des jährlichen Bruttoinlandsprodukts 
und bis zu 50 Prozent der jährlichen Ex- 
porteinnahmen für den Schuldendienst 
aufbringen, was wiederum bedeutet, daß 
ein beträchtlicher und wachsender Anteil 
der öffentlichen Einnahmen dieser Ver- 
wendung zufließt. Längst sind die Ent- 
wicklungsländer insgesamt allein auf- 
grund des Schuldendienstes zu Nettokapi- 
talexporteuren geworden. Dem Jahresbe- 
richt 1985 der Interamerikanischen Ent- 
wicklungsbank ist zu entnehmen, daß al- 
lein Lateinamerika in vier Jahren, von 
1982 bis 1985, ein Nettokapitalabfluß von 
insgesamt 100 Milliarden US-Dollar zu 
verzeichnen hatte, was den Mittelzufluß 
aus allen Quellen in den acht vorherge- 
henden Jahren übersteigt. 

Eine große und zunehmende Zahl von 
Ländern ist trotz solcher immensen 


. Transferzahlungen für den Schulden- 


dienst nicht in der Lage, den Zahlungsver- 
pflichtungen nachzukommen (die sinken- 
de Nachfrage auf den Weltmärkten und 
Preisverfall haben ein ihriges dazu beige- 
tragen). Um dann drohende Sanktonen 
abwenden zu können, um den Zahlungs- 
verpflichtungen nachkommen und um ein 
Minimum an lebensnotwendigen Impor- 
ten finanzieren zu können, sind weitere 
Kreditaufnahmen unvermeidlich. Von den 
neuen Mittelaufnahmen fließen nach An- 
gaben der Organisation für wirtschafliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) gegenwärtig 80 Prozent zur Ab- 
lösung alter Kredite zurück, wobei die 
neuen Kredite nur zu wesentlich schlech- 
teren Konditionen zu erhalten sind. Die 
internationale Verschuldung nimmt un- 
vermeidlich zu. 


3. Die Auflagenpolitik des 
Internationalen Währungsfonds 


Zu Neuausleihungen und Umschuldun- 
gen ist das internationale private Banken- 
system seit langem nur dann bereit, wenn 
sich die kreditsuchenden Länder vorher 
mit dem Internationalen Währungsfonds 
(IMF) über die Bedingungen für einen so- 
genannten Bereitstellungskredit (dessen 
Volumen in den meisten Fällen eher unbe- 
deutend ist) geeinigt haben, was in der Re- 
gel heißt, daß die Länder in einer solchen 
Zwangssituation keine andere Wahl ha- 
ben, als zu Kreuze zu kriechen und die 
vom IMF diktierten Bedingungen zu ak- 
zeptieren. Fast alle hochverschuldeten 
Entwicklungsländer und damit die Mehr- 
heit der Entwicklungsländer haben in den 
vergangenen Jahren angesichts nicht er- 
füllter und nicht erfüllbarer Zahlungsver- 
pflichtungen und angesichts drohender 
Sanktionen, die von der Behinderung von 
Exporten bis zur Verweigerung lebensnot- 
wendiger Importe reichen und unmittel- 
bar katastrophale Auswirkungen ein- 
schließlich des ökonomischen und politi- 
schen Zusammenbruchs zur Folge haben 
könnten, den Canossagang zum IMF an- 
getreten. Der IMF befindet sich damit den 
kreditsuchenden Ländern gegenüber — 
im Zusammenspiel mit dem internationa- 
len privaten Bankensystem — in einer in 
der Welt einzigartigen Machtposition, oh- 
ne dafür allerdings auch nur den Hauch 
einer demokratischen Legitimation zu be- 
sitzen. 

Die Auflagen, die der IMF an die Ge- 
währung von Bereitstellungskrediten 
knüpft und deren Einhaltung in Absichts- 
erklärungen (letter of intent) der Regie- 
rungen der kreditsuchenden Länder zuge- 
sichert werden muß und mit dem Instru- 
ment der ratenweisen Kreditauszahlung 
oder Auszahlungsverweigerung erzwun- 
gen werden kann, sind nur allzu gut be- 
kannt. Ungeachtet der unterschiedlichen 
historischen, politischen und ökonomi- 
schen Bedingungen der einzelnen kredit- 
suchenden Länder verlangt der IMF mit 
stupider Uniformität die Erfüllung eines 


fast immer identischen Katalogs von Auf- . 


lagen: 

— Die Landeswährung ist abzuwerten; 

— der Handels- und Zahlungsverkehr mit 
dem Ausland ist zu liberalisieren; 

— das inländische Kreditangebot ist ein- 
zuschränken; 

— die öffenlichen Einnahmen und Ausga- 
ben sind umzuverteilen: Subventionen 
zur Verbilligung von Grundnahrungs- 
mitteln, Transportleistungen und zu- 
gunsten von sonstigen Sozialleistungen 
sind zu reduzieren und zu streichen; 
Steuersenkungen und sonstige finan- 
zielle Anreize (und Subventionen) zu- 
gunsten von privaten Investoren sind 
zu gewähren; 

— öffentliche Haushaltsdefizite sind zu 
begrenzen; 

— die öffentliche Beschäftigung ist einzu- 
schränken; 

— öffentliche Unternehmen sind zu pri- 
vatisieren; 

— Lohnerhöhungen sind zu begrenzen 
oder zu verhindern; 

— Preiskontrollen sind aufzuheben; 

— Zahlungsrückstände beim Schulden- 
dienst sind zu beseitigen; 

— die wirtschaftliche Entwicklung ist ver- 
stärkt auf den Export von Waren und 
Dienstleistungen zu orientieren. 


Innerhalb von fünf Jahren, von 1981, 
bis 1985, haben 70 Entwicklungsländer, 
die mit ihren Schuldendienstzahlungen in 
Verzug geraten waren, Umschuldungsver- 
handlungen mit dem IMF aufnehmen 
müssen. Nach Einschätzung von Buisiness 
International Corporation (einer weltweit 
tätigen Unternehmensberatungsorganisa- 
tion) werden im Jahr 1987 allein zehn von 
16 lateinamerikanischen Ländern zu Um- 
schuldungen gezwungen sein werden." 

Wie sich die Auflagenpolitik des IMF 
im einzelnen auswirkt, mögen die nachste- 
henden Beispiele illustrieren: 

1979 leitete die Regierung der Elfen- 
beinküste auf Druck des IMF eine Auste- 
ritätspolitik ein, die zu einer Reduzierung 
der öffentlichen Arbeiten um 40 Prozent 
führte und die Zahl der Staatsbetriebe von 
36 auf sieben zurückgehen ließ. 

Ghana mußte 1985 ein Anpassungs- 
programm akzeptieren, das noch im glei- 
chen Jahr dazu führte, daß in den öffentli- 
chen Betrieben (Parastatals) 27.000 Be- 
schäftigte entlassen wurden, und für 1986 
eine Abnahme der Beschäftigung im öf- 
fentlichen Dienst um fünf Prozent, unge- 
fähr 10.000 Beschäftigte, vorsieht. 

Im September 1984 hat Marokko, um 
einen Bereitstellungskredit in Höhe von 
320 Millionen US-Dollar zu erhalten, ein 
Stabilisierungsabkommen mit dem IMF 
geschlossen (das vierte seit 1978), welches 
ein drastisches Sparprogramm, einen Sub- 
ventionsabbau, einen Einstellungsstop im 
öffentlichen Dienst, Drosselung der öf- 
fentlichen Investitionen und Steuererhö- 
hungen vorsah. 

Im Herbst 1983 mußte Sambia, wel- 
ches Ende 1982 Auslandsschulden von 
ungefähr 4,5 Milliarden US-Dollar und 


„Transferrückstände“ in Höhe von unge- 
fähr 700 Millionen Kwacha (1 K - I US- 
Dollar) hatte, um einen Bereitstellungs- 
kredit in Höhe von 211,5 Millionen US- 
Dollar zu erhalten, ein Auflagenpro- 
gramm akzeptieren, das unter anderem 
vorschrieb, die Landeswährung um 20 
Prozent abzuwerten, die Importe zu libe- 
ralisieren, Nahrungsmittelsubventionen 
drastisch zu kürzen, Preiskontrollen auf- 
zuheben und eine „Lohngrenze“ einzufüh- 
ren. 

Um die Jahreswende 1984/85 ver- 
pflichtete sich die Regierung der Philippi- 
nen, um einen Bereitstellungskredit vom 
IMF in Höhe von 615 Millionen Sonderzie- 
hungsrechten zu erhalten, in einem letter 
of intent (mittlerweile dem 18.) an den 
IMF zu einem Auflagenprogramm, das, 
wie seinerzeit die Neue Züricher Zeitung 
schrieb,* auch im Falle der Philippinen die 
„Standardmedizin“ vorsah, nämlich Ab- 
bau aller Devisenbeschränkungen, massi- 
ve Kürzungen der Staatsausgaben ein- 
schließlich der staatlichen Investitionsvor- 
haben und drastische Steuererhöhungen 
verbunden mit einer staatlich geförderten 
„Lohnmäßigungspolitik“. 

Im August 1985 verpflichtete sich die 
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Regierung der Dominikanischen Repu- 
blik in einem Abkommen mit dem IMF, 
um einen Bereitstellungskredit in Höhe 
von 76 Millionen US-Dollar zu bekom- 
men und um für einen Teil der Auslands- 
schulden eine Umschuldung zu erreichen, 
zu einer drastischen Abwertung der Lan- 
deswährung und zu einer Erhöhung der 
Preise für Brennstoffe (Transporttarife) 
und andere Konsumgüter um 80 Prozent. 

Zu den Bedingungen, die Jamaika ak- 
zeptieren mußte, um im Herbst 1983 ei- 
nen Bereitstellungskredit in Höhe von 180 
Millionen US-Dollar zu erhalten, gehör- 
ten eine Abwertung des Jamaica-Dollar 
um 57 Prozent, eine Erhöhung der Preise 
unter anderem für Nahrungsmittel, Bus- 
fahrten, Medikamente und Waschmittel 
um 45 Prozent und eine Erhöhung der 
Preise für Trinkwasser um 60 Prozent. 
Zwei Jahre später verpflichtete sich die 
Regierung Jamaikas in einem weiteren 
Anpassungsprogramm, bei dem es um ei- 
nen neuen Bereitstellungskredit in Höhe 
von 120 Millionen US-Dollar geht, zu 
weiterer Austeritätspolitik, die unter an- 
derem eine drastische Senkung der öffent- 
lichen Ausgaben, eine Einschränkung des 
Kreditangebots und einen weiteren Rück- 
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gang der öffentlichen Beschäftigung vor- 
sieht. 

Kolumbien mußte sich 1984 gegenüber 
dem IMF in einem solchen Ausmaß zu ei- 
ner Reduzierung der öffentlichen Ausga- 
ben verpflichten, daß, wie Latin America 
Weekly Report schreibt, der Kürzung 
selbst Programme zur Bekämpfung der 
Malaria, die in Lateinamerika als vorbild- 
lich galten, zum Opfer gefallen sind: 

The malaria eradiction programme 
(SEM) offers a good example of the im- 
pact of reduced spending on public wel- 
fare. SEM’s budget has been slashed more 
than half, and it does not have sufficient 
money to cover salaries or drugs and in- 
secticides. Health ministry statistics show 
that the annual increase in new cases of 
malaria has jumped from 23.000 two de- 
cades ago to 500.000 today, with an aver- 
age 2.000 deaths per year.” 

Anfang des Jahres 1983 wurde Mexiko 
einmal mehr (und nicht zum letzen Mal) 
gezwungen, ein Auflagenpaket des IMF 
zu akzeptieren, das nach Einschätzung 
der Vereinigung der Unternehmen der 
Verarbeitenden Industrie in Mexiko die 
Beschäftigung der Betriebe bis auf unter 
50 Prozent absinken lassen werde. 

Der IMF selbst hat niemals einen Zwei- 
fel daran aufkommen lassen, daß seine 
Auflagenpolitik und seine Anpassungs- 
programme (die gelegentlich euphemi- 
stisch Sanierungs- und Stabilisierungspro- 
gramme genannt werden) zunächst und 
vor allem darauf zielen, eine „gesunde 
Zahlungsbilanzentwicklung* zu erreichen, 
die es jeweils erlaubt, den Schuldendienst- 
verpflichtungen der Länder auf Dauer 
nachkommen zu können. Der IMF selbst 
beschönigt insofern nicht, daß die Aufla- 
genpolitik vor allem Gläubigerinteressen 
und nicht dem Interesse der Schluldner- 
länder dient. Auflagen und Anpassungs- 


Mach es wie in man Aller’ 
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programme müssen jedoch auch als im In- 
teresse des jeweiligen Schuldnerlandes lie- 
gend legitimiert werden. Dies geschieht 
durch das vage Versprechen, daß eine Po- 
litik, die dazu beitrage, die „Zinszahlungs- 
kapazität“ eines Landes zu erhöhen und 
das „Vertrauen in die Wirtschaft“ des Lan- 
des wieder ansteigen zu lassen, langfristig 
wieder ausländisches Kapital zufließen 
lassen würde, was wiederum zu einer Zu- 
nahme von Beschäftigung, Investitionen, 
Produktivität und Produktion führen wür- 
de.!® 

Hunderte von Anpassungs-, Sanie- 
rungs- und Stabilisierungsprogrammen, 
die Entwicklungsland für Entwicklungs- 
land verordnet worden sind und nach wie 
vor verordnet werden, waren und sind al- 
so erklärtermaßen vor allem darauf ge- 
richtet, die Kapazität der Länder zur Zah- 
lung von Zinsen an ausländische Gläubi- 
ger, oder an Inländer mit ausländischen 
Bankguthaben (zum großen Teil Flucht- 
kapital, das wiederum an die Schuldner- 
länder ausgeliehen worden ist) zu erhö- 
hen. 


Diesem allem anderen übergeordneten 
Ziel ist die Produktion, Verteilung und 
entsprechend auch Konsumtion in den 
Etnwicklungsländern anzupassen, unge- 
achtet der damit verbundenen drastischen 
und oft lebensbedrohlichen Beeinträchti- 
gung der Lebenslage der Menschen. Ging 
es dem IMF früher noch darum, durch 
Anpassungsprogramme die Stabilisierung 
von Wechselkursen und den Abbau von 
Handelsbilanzdefiziten zu bewirken, so 
zielt die Auflagenpolitik des IMF seit Mit- 
te der siebziger Jahre nur noch auf die 
Verbesserung der „Kreditwürdigkeit* der 
Länder, also letztlich auf die Möglichkeit 
der weiteren Erhöhung der Auslandsver- 
schuldung der schon hochverschuldeten 
Länder. 


Von unmittelbaren entwicklungspoliti- 
schen Zielen, wie der Erhöhung der inlän- 
dischen Beschäftigung und der Realein- 
kommen und der Erhöhung der landwirt- 
schaftlichen und industriellen Produktion 
für den Inlandsbedarf und -verbrauch, ist 
in den Anpassungsprogrammen des IWF 
nicht einmal mehr ansatzweise die Rede. 
Unverhohlen wird gefordert, daß die Ar- 
men den „Gürtel noch enger schnallen“ 
sollten, um die Zinszahlungskapazität und 
Kreditwürdigkeit der Länder zu erhöhen. 
Unverhohlen wird zugegeben, daß die Er- 
füllung der Auflagen sinkende Kapazitäts- 
auslastung, Produktionsrückgang und 
steigende Arbeitslosigkeit zum Ergebnis 
haben könnte.'° 


4. Die wirtschaflichen und 
sozialen Auswirkungen der 
Anpassungspolitik 


Entsprechend sehen auch die Ergebnisse 
langfristiger Anpassungspolitik aus. Fast 
alle Länder, die sich um die Erfüllung der 
jeweiligen IMF-Auflagen bemüht haben, 
sind damit.nur in immer größere ökono- 
mische Schwierigkeiten geraten. Das gilt 
sowohl für diejenigen Länder, die noch 
vor Jahren als „Wirtschaftwunderländer“ 
gepriesen wurden, wie zum Beispiel Brasi- 
lien und Mexiko, Nigeria und die Philippi- 
nen (Marco's „neue“ Gesellschaft), und 
die heute die am höchsten verschuldeten 
Länder der Dritten Welt sind, als auch für 
Länder, deren Misere nun schon seit vie- 
len Jahren andauert, wie das zum Beispiel 
in Bolivien, Zaire und Bangladesh der Fall 
ist. Und das gilt sowohl für Länder, die 
den Anpassungsprogrammen nur mit Wi- 
derstand und zögernd nachgekommen 


sind (wie zum Beispiel Sambia), als auch 
für solche Länder, die sie bereitwilligst 
und ohne Einschränkung zu erfüllen ver- 
sucht haben (wie zum Beispiel Jamaika 
unter der Regierung Seaga). 

Die Reduzierung der öffentlichen Aus- 
gaben, die Beschränkung des inländischen 
Kreditangebotes und die Lohnminderun- 
gen haben in der Regel zu einem drasti- 
schen Rückgang der Binnennachfrage ge- 
führt, was unvermeidlich einen gesamt- 
wirtschaflichen Rückgang von Produktion 
und Investitionen (ungeachtet zeitweiliger 
Zuwächse in der Exportproduktion) aus- 
gelöst hat. In Lateinamerika sind die Inve- 
stitionen (bereinigt) von 187 Milliarden 
US-Dollar im Jahr 1980 auf 124 Milliar- 
den US-Dollar im Jahr 1985 und damit 
unter das schon 1974 erreichte Niveau ge- 
sunken.'? Die UN-Wirtschaftskommission 
für Afrika berichtet, daß die industriellen 
Kapazitäten in Afrika im Jahr 1985 im 
Durchschnitt insgesamt nur zu 25 Prozent 
ausgelastet waren.'* Das durchschnittliche 
pro-Kopf-Sozialprodukt ist in Afrika von 
1980 bis 1984 um mehr als zehn Prozent 
gesunken. Auch für die hochverschulde- 
ten Länder Südostasiens werden rückläu- 
fige Wachstumsraten nicht nur aufgrund 
der nachlassenden Exportnachfrage, son- 
dern auch aufgrund der stagnierenden 


und abnehmenden Inlandsnachfrage be- 
richtet. 

Die Abwertung der Landeswährumngen 
oder die Freigabe der Wechselkurse ist in 
der Regel mit einer massiven Verteuerung 
gerade auch essentieller Importe (zum Bei- 
spiel Nahrungsmittel und Maschinener- 
satzteile) verbunden, während auf der an- 
deren Seite angesichts des Verfalls der 
Preise für viele Exportgüter und -leistun- 
gen der Entwicklungsländer keine Erhö- 
hung der Exporterlöse zu verzeichnen ist. 
Der auferlegte Abbau von Importrestrik- 
tionen hat dennoch in vielen Ländern zu 
einer Zunahme von Importen geführt, 
und, soweit es sich dabei nicht nur um Lu- 
xuswaren handelte, wirkte sich die Im- 
portzunahme vielerorts zu Lasten der 
Nachfrage nach Waren aus der inländi- 
schen landwirtschaftlichen und gewerbli- 
chen Produktion aus. 

Die durchaus vorhersehbaren und vor- 
hergesehenen negativen Auswirkungen 
auf die Zahlungsbilanz wurden vom IMF 
häufig gemeinsam mit der Weltbank 
scheinbar dadurch aufgefangen, daß den 
Ländern zur Importfinanzierung zusätz- 
lich Darlehen angeboten wurden. So hat 
zum Beispiel Marokko 1984 im Rahmen 
seiner Vereinbarungen mit dem IMF vom 
Oktober 1983 und in Erfüllung der Aufla- 
ge zur Importliberalisierung ein Welt- 
bankdarlehn in Höhe von 150 Millionen 
US-Dollar erhalten. Ausdrücklich sollte 
das Weltbankdarlehn dazu dienen, „Ma- 
rokkos Zahlungsbilanz durch die Import- 
lockerung nicht einer brüsken Neubela- 
stung auszusetzen“.'* Das Ergebnis dieser 
darlehnsfinanzierten Importlockerung ist 
unvermeidlich aber nichts anderes als die 
weitere Verschuldung des schon sehr 
hochverschuldeten Landes. Und ist es 
auch Wahnsinn, so hat es doch Methode! 

Die Liberalisierung des Zahlungsver- 
kehrs hat nicht nur den Gewinntransfer 
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erleichtert und entsprechend ansteigen 
lassen, sondern vor allem auch die Kapi- 
talflucht. 

Die generelle Exportorientierung hat 
dazu geführt und führt dazu, daß die Fä- 
higkeit der Entwicklungsländer, sich aus 
der inländischen Produktion von Waren 
und Dienstleistungen selbst zu versorgen, 
weiter abgenommen hat und noch weiter 
abnimmt und ihre Abhängigkeit von le- 
benswichtigen Importen weiter zugenom- 
men hat und weiter zunimmt. 

Natürlich ist nicht einmal das vom IMF 
durch Auflagenpolitik angestrebte Ergeb- 
nis, für das all die Opfer zu bringen sind, 
nämlich die Gesundung der Zahlungsbi- 
lanz und entsprechend die Erhöhung der 
Kreditwürdigkeit, auch nur in einem einzi- 
gen der hochverschuldeten Länder, die 
sich seit Jahren den IMF-Auflagen unter- 
worfen haben, erreicht worden. 

Was durch IMF-Auflagen und IMF-An- 
passungsprogramme in den Entwick- 
lungsländern tatsächlich erreicht worden 
ist und erreicht wird, ist allgemein eine 
Umverteilung zuungunsten der Armen 
und Besitzlosen und zugunsten der Rei- 
chen und Besitzenden und damit im Er- 
gebnis eine noch extremere Einkommens- 
verteilung. Was ferner erreicht worden ist 
und erreicht wird, ist allgemein eine Ver- 
besserung der Verwertungsbedingungen 
für transnational operierende Unternch- 
men. Was schließlich in vielen Fällen tat- 
sächlich erreicht worden ist und erreicht 
wird, ist die Sicherstellung der Verzinsung 
des an die Entwicklungsländer ausgelie- 
henen Kapitals einschließlich der Verzin- 
sung des in die Entwicklungsländer als 
Darlehen „ausgeliehenen“ Fluchtkapitals. 
Erreicht worden ist und erreicht wird al- 
lerdings auch die ökonomische Schwä- 
chung der Entwicklungsländer und damit 
ihre zunehmende Abhängigkeit und ihre 
stärkere Einbindung in die gegebene in- 
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ternationale Wirtschaftsordnung und in die 
gegebene Struktur der internationalen Ar- 
beitsteilung, 

Der Internationale Währungsfonds ver- 
tritt nicht, wie es auf den ersten Blick er- 
scheinen mag, das Interesse von Nationen, 
Staaten oder Ländern und auch nicht das 


Interesse einer Gruppe von Ländern (In- 
dustrieländer) gegenüber einer anderen 
Gruppe von Ländern (Entwicklungslän- 
der). Der Internationale Währungsfonds 
vertritt das Interesse des internationalen 
Bankensystems, konkreter, das Interesse 
von Kapitalanlegern aus Industrie- und 
Entwicklungsländern bei den internatio- 
nalen Banken, und das Interesse von Un- 
ternehmen, konkreter, von Investoren, die 
Expansionsmöglichkeiten in den Ent- 
wicklungsländern suchen. Der Internatio- 
nale Währungsfonds vertritt kein Sachin- 
teresse und kein Länderinteresse, sondern 


‚ein Klasseninteresse, wobei die Angehöri- 


gen dieser Klasse in den Industrie- und 
Entwicklungsländern zu Hause sind. Die- 
se Interessenvertretung geht vorwiegend 
zu Lasten der Mehrheit der Bevölkerung 
in den Entwicklungsländern. Sie trägt 
nicht zur Erhöhung der allgemeinen ge- 
sellschaftlichen Wohlfahrt bei; sie trägt 
nicht einmal zur Ausdehnung und Stabili- 
sierung des internationalen Handels zum 
gegenseitigen Vorteil bei. 

Die Politik des Internationalen Wäh- 
rungsfonds liegt auch nicht im Interesse 
der Mehrheit der Menschen in den Indu- 
strieländern. 


5. Die Kritik nimmt zu 


Die Kritik an der Auflagenpolitik des IMF 
hat von Jahr zu Jahr zugenommen. Es sind 
nicht nur Stimmen aus der Dritten Welt, 
die die Knebelung durch den IMF als eine 
neue Form des Kolonialismus verurteilen, 
die den Ländern nur die Alternative lassen 
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„die Schulden zu bezahlen und die Kinder 
verhungern zu lassen“ — so der pakistani- 
sche Finanzminister Mahbud Ul Haq auf 
der Jahrestagung des IMF im Herbst 1985 
in Seoul. Es gibt mittlerweile unzählige 
Analysen der um Einsichten und nicht um 
Rechtfertigung bemühten Sozialwissen- 
schaft in der Dritten und Ersten Welt, in 
denen seit Jahr und Tag die negativen Fol- 
gen der IMF-Politik für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung der Dritten Welt, 
aber auch für die Stabilität des Welthan- 
dels und des internationalen Zahlungsver- 
kehrs aufgezeigt werden. Mittlerweile 
nimmt auch in der politischen Diskussion 
in den Indstrieländern die Skepsis gegen- 
über den Aktivitäten des IMF zu. 

Der Gemeinsame Wirtschaftsausschuß 
des Kongresses der Vereinigten Staaten 
stellt in seinem Jahresbericht 1986 fest, 
daß die Politik des IMF und die sie unter- 
stützende Politik der Reagan-Regierung 
nicht nur den Entwicklungsländern, son- 
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dern ebenso den amerikanischen Arbei- 
tern geschadet habe: '* 
In response to the buildup of debt, it 


has been the policy of the United States 


and other creditor nations to deal with the 
debt crisis by loan reschedulings, IMF 
stabilization missions, and other practices 
t6 encourage debt repayment through a 
combination of domestic austerity and rap- 
id export growth. While this solution 
might have worked in a growing world 
economy, the recession in the United 
States and high world interest rates made 
this approach bad for the U.S. economy, 
bad for the economies of the third world, 
and potentially dangerous for the interna- 
tional economic system as a whole. 

It was bad for us because the strategy 
forced Latin American coutries to reduce 
their imports from the United States. ... By 
some estimates, the United States has lost 
about 800,000 jobs as a direct result of 
the Latin American debt crisis, reducing 
our national output by as much as 1 per- 
cent... 

Austerity and export promotion have 
also been bad for the vast majority of Latin 
American debtors. Per capita income in 
the debtor countries has fallen by 20 per- 
cent from its 1980 level, putting incredible 
strains on the fragile democracies which 
are beginning to emerge in the region. 
And, although the debtors as a group are 
poor countries by world standards, they 
have been paying back about $ 30 billion 
to $40 billion a year in net-resource trans- 
fers, or an amount equivalent to 6 percent 
of their GNP. These net capital transfers 

revent the development of internal mar- 

ets in these countries, stifle domestic in- 
vestment, and severely constrain economic 
growth in the region.“ 

Zu einem scharfen Kritiker der Aufla- 
gen- und Austeritätspolitik des IMF hat 
sich das Mitglied des US-Senats und Mit- 
glied seinen Finanzausschussen, Bill Brad- 
ley, gemausert, dessen Handschrift auch in 
dem Bericht des Gemeinsamen Ausschus- 
ses zu erkennen ist. In einem Artikel für 
die Washington Post schrieb Bradley über 
den Zusammenhang zwischen den Wir- 
kungen der Anpassungsprogramme und 
der Verelendung in Lateinamerika:!* 

„Obsessed with debt collection, the ad- 
ministration endorsed austerity programs 
that offered a trickle of emergensy lending 
if debtors cut consumption and investment 
to the bone. Growth in Latin America was 
already faltering. Austerity threw the re- 
gion into recession. 

Latin countries could no longer feed 
their poor or invest in their future. Mexican 
real wages fell 30 percent. Argentina’s in- 
vestment in health, education and infra- 
structure fell to zero, Malnutrition spread 
in Brazil even as it forced itself to become 
a grain exporter to the world. ... 

The success may have been, in relative 


‚terms, a windfall for the banks. But it 


proved disastrous vor U.S. farmers, factory 
workers an exporters.“ 
Selbst in Kreisen des Big Buisiness wer- 


% 


den Zweifel laut, daß die IMF-Politik der 


Weisheit letzter Schluß sei. Buisiness In- 
ternational Corporation — ein Seismo- 
graph der Interessen der großen Unter- 
nehmen — beurteilte die IMF-Politik kürz- 
lich wie folgt: 

„The IMF’s orthodoxy has been dis- 
credited by recent results and calls for a 
more growth-oriented approach are 
mounting. Moreover, Peru’s unwillingness 
to deal with the Fund, Brazil's refusal to 
abide its requirements and Mexico’s 
crushing failure to make it through the 
home stretch of a three-year agreement 
have greatly weakened the Fund’s credibil- 
1 “ 


Gefruchtet hat die Kritik bisher nicht. 
Wieweit insbesondere die liberale Kritik 
bereit ist, ihren Einsichten Taten folgen zu 
lassen, hat im übrigen schon immer auf ei- 
nem anderen Blatt gestanden. 

Soweit den zugänglichen Informationen 
über die Verhandlungen auf der Jahresta- 
gung des IMF im Herbst 1986 in Was- 
hington zu entnehmen ist, zeichnet sich 
nicht ab, daß der IMF, im Zusammenspiel 
mit dem internationalen Bankensystem 
und gestützt durch die Regierungen der 
sogenannten Fünfer-Gruppe (Vereinigte 
difizierung seiner Politik gegenüber den 
Bundesrepublik und Japan), zu einer Mo- 
difizierung seinrr Politik gegenüber den 
Schuldnerländern gewillt wäre. Es gibt le- 
diglich das Bemühen, den IMF aus dem 
Schußfeld der Kritik herauszubringen und 
ihn mehr in den Hintergrund treten zu las- 
sen. Der mit viel Getöse auf der 1985er 
Jahrestagung des IMF präsentierte Plan 
des amerikanischen Finanzministers zur 
Lösung der Schuldenkrise, der sogenann- 
te Baker-Plan, der die Weltbank mehr in 
den Vordergrund rückt, stellt einen sol- 
chen Versuch dar, einerseits der Kritik am 
IMF den Stachel zu nehmen und anderer- 
seits im neuen Gewande von der Aufla- 
genpolitik keinen Deut abzuweichen. 
sondern sie allenfalls noch zu verschärfen. 

Der Baker-Plan enthält den Vorschlag, 
in einem Zeitraum von drei Jahren neue 
Kreditmittel in Höhe von 27 Milliarden 
US-Dollar zur Verfügung zu stellen, wo- 
von die Weltbank 8 Milliarden US-Dollar 
und das Privatbankensystem den Rest 
aufbringen sollen. Diese Mittel sollen den 
hochverschuldeten Ländern, denen das 
Wasser bis zum Hals steht, unter noch ver- 
schärften Auflage, von Fall zu Fall und in 
eher homöopatischen Dosen zur Verfü- 
gung gestellt werden. 

Ist allein die Summe von insgesamt 27 
Milliarden US-Dollar, verteilt über drei 
Jahre, jährlich also allenfalls zehn Milliar- 
den US-Dollar, angesichts der Schulden- 
dienstzahlungen der Entwicklungsländer 
von jährlich mehr als 125 Milliarden US- 
Dollar lächerlich gering und können zu- 
sätzliche Kredite, was zusätzliche Ver- 
schuldung heißt, zu Weltbankbedingun- 
gen, sprich zum Marktzins, das Verschul- 
dungsproblem nicht lösen, sondern nur 
noch vergrößern, so steckt der Pferdefuß 
in den Bedingungen der Gewährung, über 


die Business International Corporation 
sich dahingehend äußerte, daß sie noch 
weit über bisherige IMF-Auflagen hinaus- 
gehen würden: '* 


„Ihe structural changes outlined in the 
proposal go beyond current IMF-type re- 
forms to Reagan-style free market moves, 
including privatizing the economy, allow- 
ing free market pricing, encouraging direct 
foreign investment, liberalizing trade fur- 
ther and revising the tax system.“ 

Es sind auch gewichtige Stimmen in 
den Industrieländern zu hören, die die 
Kritik der Entwicklungsländer an den un- 
tragbaren Zinslasten teilen, und die zu- 
gleich darauf hinweisen, daß eine Senkung 
der Zinslasten oder ein Verzicht auf Ver- 
zinsung auch unter den gegebenen Bedin- 
gungen durchaus im Bereich des Mögli- 
chen liegt. So schrieb Anatole Kaletsky in 
der Financial Times, daß eine teilweise 
oder gänzliche Einstellung der Zinszah- 
lungen seitens der Entwicklungsländer si- 
cherlich die Gewinne der Banken sinken 
lassen würde, die Banken in ihrer Sub- 
stanz aber nicht gefährden würde.'? Selbst 
die Weltbank, die rigoros auf marktübliche 
Verzinsung besteht und deren Rückflüsse 
aus Entwicklungsländern ihre Ausleihun- 
gen in diese Länder seit längerem über- 
steigen, kann nicht umhin festzustellen, 
daß eine Einstellung der Schuldendienst- 
zahlungen einzelner Länder oder auch der 
Entwicklungsländer insgesamt das Ban- 
kensystem nicht gefährden würde, da — so 
die Begründung — die Ausleihungen an 
Entwicklungsländer nur drei bis vier Pro- 
zent des Kreditvolumens der Geschäfts- 
banken ausmachen würden.” 

Wenn, wie andere meinen, der Verzicht 
auf Rückzahlung der Kredite zum Zusam- 
menbruch des internationalen Finanzsy- 
stems führen müßte, dann ergibt sich dar- 
aus nur umsomehr die Notwenditkeit, zu- 
mindest auf die Verzinsung der Kredite zu 
verzichten. Selbst wenn nur ein Teil der 
Zahlungen, die die Schuldnerländer für 
den Zinsendienst zu leisten haben, für die 
Tilgung der Kredite verfügbar wäre, wür- 
de eine Rückzahlung der Kredite in einer 
absehbaren Zahl von Jahren möglich sein. 
Eine Aussetzung der Verzinsung würde 
also sowohl einen Abbau der Schulden 
der Entwicklungsländer möglich machen, 
als auch die Gefahr eines Zusammen- 
bruchs des Bankensystems bannen, die 
manche als Folge einer Nichtrückzahlung 
der Kredite befürchten. 

Die Kritik an der Anpassungspolitik 
des IMF und der Regierungen der Gläubi- 
gerländer übertreibt nicht, wenn sie da- 
von spricht, daß diese Politik den Schuld- 
nerländern nur die Möglichkeit lasse, „zu 
zahlen und zu verhungern“. Das Problem 
der internationalen Verschuldung hat sich 
inzwischen in der Tat derart zugespitzt. Es 
geht in den globalen Auseinandersetzun- 
gen unserer Tage daher auch vor allem 
darum, ob sich die Politik der Stärke, die 
das „Zahlen und Verhungern” für Zins 
und Zinseszins erzwingt, weiter durch- 
setzt oder ob es auf dieser Welt noch eine 


Chance für eine Politik der Vernunft gibt, 
die der weiteren Ausplünderung und Ver- 
elendung der verschuldeten Länder Ein- 
halt gebietet — im Interesse menschen- 
würdiger Lebensbedingungen in der Drit- 
ten Welt und im Interesse der Überlebens 
der Menschen weltweit. 


Schlußfolgerungen für die 
gewerkschaftliche Arbeit 


Bisher hat die Bevölkerung in vielen Ent- 
wicklungsländern auf die IMF-Auflagen 
und Austeritätspolitik und ihre Folgen po- 
litisch cher hilflos reagiert. Protestdemon- 
strationen, Hungerrevolten und spontane 
Streiks sind in vielen Ländern an der Ta- 
gesordnung. Von wirksamer politischer 
Aktion zur Abwendung der sozialen Fol- 
gen von Anpassungsprogrammen kann je- 
doch kaum die Rede sein. Die Gewerk- 
schaften in Entwicklungsländern und, in 
Solidarität und Kooperation mit ihnen, 
die Gewerkschaften in Industrieländern 
haben hier eine unmittelbare politische 
Aufgabe zu erfüllen. 

Es geht nicht nur um die Abwendung 
der sozialen Folgen der Austeritätspolitik, 
sondern es geht ebenso um die Verhinde- 
rung der Austeritätspolitik als solcher. In- 
sofern kann es keinen Zweifel geben, daß 
die Gewerkschaften den Auflagen Wider- 
stand entgegensetzen, die eine Ver- 
schlechterung der Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen der Beschäftigten zur Folge ha- 
ben und im Namen der Durchsetzung der 
Auflagen und Anpassungsprogramme des 
IMF von den Beschäftigten Zustimmung 
verlangt zu: 

— Einstellungsstop und Beschäftigungs- 
abbau, 

— Lohneinfrierungen und Reallohnmin- 
derung, 

— Einschränkung von Sozialleistungen, 

— Beschneidung von Arbeitnehmerrech- 
ten, 

— Kürzung von Subventionen für Nah- 
rungsmittel, Transportkosten etc. 

Die Gewerkschaften in Entwicklungs- 
ländern und in Industrieländern können 
in diesem Bemühen nur erfolgreich sein, 
wenn sie sich zu verstärkter Kooperation 
fähig zeigen. Die Zuspitzung der Ver- 
schuldungskrise sollte für die Arbei- 
terbewegung in den Industrieländern An- 
laß sein, stärker als bisher und durchaus 
auch in ihrem eigenen Interesse den An- 
griff auf die Lebensbasis der Masse der 
Bevölkerung in der Dritten Welt mit abzu- 
wehren. 

Otto Kreye und Alexander Schubert 


Alexander Schubert und Otto Kreye 
Alexander Schubert ist chilenischer Staats- 
bürger. Er arbeitet als Privatdozent am 
Fachbereich Politische Wissenschaften der 
Freien Universität Berlin. Otto Kreye ist 
Leiter des Starnberger Instituts zur Erfor- 
schung globaler Strukturen, Entwicklungen 
und Krisen e.V. 
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(Übersetzung d. Red.) 
„Als Antwort auf die steigende Verschuldung zielte die Poli- 
ik der USA re anderer wei gm auf Schuldenmana- 
gement_dui Umschuldungen, Stabilisierungsprogramme ; 
desIWF und.andere Maßnahmen. die die Rückzahlungsfähig: 5 
keit durch eine Kombination von Kürzungen der öffentlichen : 
“Haushalte und schnellem Exportwachstum unterstützen soll« : 
te. Während diese Lösung in einer wachsenden Wirtschaft . 
möglicherweise funktoniert haben könnte, ließen die Rezes- ' 
sion in den USA und weltweit gestiegene Zinsen diesen An- 
satz für die US-Wirtschaft und die Ökonomien der Dritten . 
Welt nachteilig werden und machten ihn für das internationa- 
le Wirtschaftssystem als ganzes — gefährlich, 
Er war schlecht für uns, weil diese Strategie die Länder La- 
:teinamerikas zwangen, ihre Importe aus.den USA zu dros- : 
seln.. einigen Schätzu: zufolge sind in den USA’ ca. 
800.000 Arbeitsplätze als direkte Folge der lateinumerikani- ; 
schen Schuldenkrise verlorengegangen, was unsere Inlands- 
produktion um ca. I % verringert hat... ; 
S| ir asia und Exportförderung brachten auch der 
überval genden Mehrheit der Inteinamerikanischen. Schuld- : 
:ner Nachteile, Das Pro-Kopf-Einkommen ist in den Schuld- . 
:nerländern seit 1980 um 20 % gefallen, was unglaubliche Be .; 
lastungen für die zerbrechlichen Demokratien mit sich brach. 
te, die in diexer Region entstanden. Und obwohl dic Schuld- ; 
'nerländer als Gruppe en an den Weltstandards arme 
Länder sind, haben sie pro Jahr ca. 31-40 Mr. US S as Netto- 
Ressourcen-Transfer zurückgezahlt, einen Betrug, der ca. 6% 
ihres BSP ausmacht. Diese Netto-Kapital-Transfers verhin- ' 
dem die Entwicklung internationaler Märkte in diesen Län- : 
!dem, ersticken die inländischen Investitionen und verhindern ' 
ein Wirtschaftswachstum in dieser Region“ 
‚(Übersetzung d. Red.) 7 
‚„Besessen vom Eintreihen der Schulden verabschiedeten.die : 
Bene Sparprogramme, die eine. minimale Kreditge: 
'währung In Natföllen anbaten, wenn die Schuldner Kansum ' 
"und Investitinnen drastisch kürzten. Das. Wachstum in Lotein:. | 
:amerika siockte hereits. Die Austerütitspolitik warf.diese Re- 
igion:in die Rezesston. Länder Luteinnmerkkas konnten ihre | 
‚Bevölkerung nicht lünger ernähren nder für ihre Zukunft in | 
'vestieren, Die Reallöhne fielen in Mexiko.um Au 9. Argenti- | 
‚niens Investitionen in Gesundheltwesen, Bere und infrm- | 
struktur fielen auf Null. Unterernährung breitete s chin Brasi- | 
iien nach.aus, während das Land zu einem Getreideexporteur. | 
wurde... x j 
I 
Ei 
T 
| 
| 


;Der Erfolg mag relativ. gesehen für die'amerikanischenBan: _ 
ken ein Glücksfall:gewesen sein, für die.Farmer; Fahrikarhei- | 
ter und Exporteure der USA erwiesen sich.die MaBßnahmen- 
als katastrophal.” j u 


“(Übersetzung d. Red.) : . ! 
„Die Ontindaxic des IWF wurde durch neuere Ergebnisse in | 
:Mißkredit gebracht und ruft nach einen: melr wach : 
‚tumsorlentierten Ansatz. Zudem haben, Perw's Unwällen, mit | 
‘dem IWF zu: verhandeln, Brasiliens Weigerung. sich:sn.die | 
:Anforderungen zu halten und. Mexika's vernichtender Fehler. | 
imit einer Dehnung auf ein Drei-Jahres-Abkammen ous der 
‚Krise zu kommen. die Glaubwürdigkeit des IWF stork ge- 
'schwächt.“ 


‘(Übersetzung d. Red.} EEE N 
‚Die strukturellen Änderungen. die sich‘ in:den Vorschlägen. ; 
‚abzeichnen, gehen hinter.die laufenden üblichen: Auflogen des | 
-IWF zurück zu freien EAICMIDENSBER ES 1), enen ie die”. 
‚Privatisierung der Wirtschaft einschließen. freie Marktpreige ; 
‚erlauben, zu ausländischen Direktinvestitionen ermutigen den | 
;Handel weiter liberulisieren und das Sieversystem: Tevidie- : 
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Südafrika 


INTERVIEW mit zwei Südafrikanerin- 
nen, die in Basisorganisationen der 
UDF arbeiten, u.a. im United Womens 
Congress (UWCO). Die Namen werden 
aus Sicherheitsgründen nicht genannt. 
Frage: Ihr seid in Basisorganisationen aktiv 
und damit von den Auswirkungen des Aus- 
nahmezustands direkt betroffen. Wie könnt 
ihr eure Arbeit noch fortsetzen? 

Es ist alles sehr schwierig geworden, 
denn Massentreffen sind heute unmöglich 
und wir treffen uns nur noch in kleinen 
Gruppen und auch dann muß ces spontan 
organisiert sein, damit die Polizei davon 
nichts merkt. Wir treffen uns mit anderen 
Aktivisten im Untergrund, aber wir kön- 
nen keine Flugblätter mehr verteilen oder 
mit Lautsprechern durch die Townships 
fahren. Um aber an der Basis arbeiten zu 
können, brauchen wir die großen Treffen, 
auch um den Leuten sagen zu können, was 
geplant ist, z.B. ob ein Mietboykott statt- 
finden soll oder nicht. Es ist selbst für die 
Vertreter der Organisationen schwierig 
geworden, sich zu treffen, denn der Ter- 
min muß so lange wie möglich geheimge- 
halten werden und auch die Orte des Tref- 
fens müssen ständig gewechselt werden. 

Wir müssen mit Hilfe unserer Leute 
Herrn Botha etwas Feuer unter dem Hin- 
tern machen, damit er den Ausnahmezu- 
stand aufhebt. Sonst gibt es wirklich kei- 
nen Ausweg für uns. 

Gibt es immer noch so viele Spitzel i in den 
townships, die der Polizei z.B. von geplan- 
ten Treffen berichten? 

Oh ja, sie sind überall und wir müsse- 
nuns deshalb oft bei symphatisierenden 
Leuten in weißen Wohngebieten treffen. 


Es sah doch so aus, als ob der Staat trotz 
Massenverhaftungen und brutaler Vorge- 
hensweise die Lage im Land nicht mehr in 
den Griff bekommt. Hat sich das jetzt geän- 
dert? 

Sie verhaften nicht nur unsere Führer, 
sondern auch Leute, die nur ein Begräbnis 
organisieren. Meine Freundin P. aus Ny- 
anga Bush (eine der zerstörten Siedlungen 
bei Crossroads — d. Übers.) wurde bei ei- 
nem solchen Anlaß von der Polizei verhaf- 
tet und im Gefängnis gefoltert. Die Polizei 
wollte von ihr wissen, wer die Anführer 
seien, die den Leuten erzählten, daß sie 
ihre Mieten nicht bezahlen sollten. Als P. 
herauskam, war sie psychisch krank, doch 
sie sagte, daß wir weitermachen müßten, 
daß wir unseren Mietboykott fotsetzen 
sollten. 

Geht der Mietboykott im westlichen Kap 
weiter? 

Ja, er geht weiter und wir bezahlen in 
unseren townships seit fast einem Jahr 
keine Miete mehr. Bisher ist noch nichts 
passiert, aber wir wissen nicht, was der 
Staat vorhat. Normalerweise werden Boy- 
kotteure nach 2—3 Monaten aus ihren 
Häusern geworfen. Mama (Albertina) Si- 
sulu sagt, daß der Mictboykott landesweit 
stattfinden solle, aber wir wissen nicht, 
wie erfolgreich er in anderen Landesteilen 
praktiziert wird. Es ist sehr schwierig, den 
Mietboykott unter dem Ausnahmenzu- 
stand fortzuführen, aber wir haben einige 
sehr starke Führer, die die Sache voran- 
bringen. Viele von ihnen sind allerdings 
schon verhaftet oder leben im Untergrund 
und ich fürchte, daß es wieder so werden 
könnte wie in den 60er Jahren. 


Gibt es aber heute nicht viel mehr Basi- 
sorganisationen und v.a, die immer stärker 
werdenden Gewerkschaften? 

Ja, ich stimme dir zu, aber ich sehe noch 
das Problem der hohen Arbeitslosigkeit, 
die die Gewerkschaften schwächt. 
Kapstadt, insbesondere Croassroads wurde 
in diesem Jahr durch die Vigilantes (kon- 
servative schwarze Schlägertrupps), die bei 
euch nach ihren Armbinden „Witdoeke“ 
genannt werden, bekannt. Kennt ihr Leute, 
die heute zu den „Witdoeke“ gehören? 

Ja, eine frühere Freundin von mir arbei- 
tet heute mit ihnen zusammen. 

Weißt du warum? 

Nein, ich habe nie wieder mit ihr ge- 
sprochen. Oh, ich fürchte mich vor ihr. 
Manche Leute gehören zu den „Witdoe- 
ke“, weil sie so (durch die Unterstützung 
des Staates — d. Übers.) Essen für ihre 
Kinder kaufen können. Es ist schrecklich! 
Die „Witdoeke* arbeiten mit der Polizei 
und dem Militär zusammen. Sie werden 
von ihnen beschützt, bezahlt und mit Waf- 
fen versorgt. Durch die weiße Armbinde 
machen sie sich erkenntlich und sie waren 
es, die unsere Häuser und Zelte in Nyanga 
Bush, Portland Cement, KTC usw. nieder- 
brannten. Polizisten und Soldaten waren 
immer dabei. Wenn sie einen „Comrade* 
(Mitglied einer progressiven Organisation 
— zumeist UDF) mit einer Waffe sehen, 
schießen sie sofort, aber an die „Witdoe- 
ke“ wurden mindestens 200 Gewehre und 
Revolver verteilt. 

Die Auseinanderserzungen in Crossroads 
und Umgebung werden von staatlicher Sei- 
te und oft auch im Ausland als Auseinan- 
derseizung zwischen Schwarzen bezeichnet 


oder als Kampf der Väter gegen die Söhne. 
Es hieß, daß Jugendliche den Boykott wei- 
er Geschäfte durchsetzen wollten und 
Leute, die dagegen verstießen, gezwungen 
hätten, ihr gekauftes Fischöl o.ä. auszutrin- 
ken. Wie kam es in Kapstadt zur Geburt 
der „Witdoeke“? 

Als der Konsumentenboykott ausgeru- 
fen wurde, wurden wir gebeten, nicht in 
weißen Geschäften einzukaufen, sondern 
nur in unseren kleineren Geschäften in 
den townships. Wer dagegen verstieß, 
wurde bestraft, aber es spielte dabei we- 
der eine Rolle, ob diese Person ein „Com- 
rade“ war oder nicht, noch ob die Person 
jung oder alt war. Wenn sich jemand nicht 
daran hält, was die Leute beschlossen ha- 
ben, wird er dafür bestraft. 

Zur Unterscheidung zwischen „Comra- 

des“ und „Fathers“ (Witdoeke) kam es, als 
Mr. Ngxobongwana (Bürgermeister von 
Crossroads) im Gefängnis war und Führer 
in Crossroads von den Leuten verlangten, 
daß sie 25 Rand (ca. 23 DM) pro Haus für 
für die Freilassung von Ngxobongwana 
bezahlen sollten. Ngxobongwana bekam 
aber kostenlos einen Rechtsanwalt, und 
manche Leute, die bezahlt hatten, beka- 
men ihr Geld zurück, andere jedoch nicht. 
Die Jugendlichen waren deshalb sehr er- 
bost über ihre Führer und wollten wissen, 
wofür das Geld gebraucht wurde und wo 
es jetzt sei. Führer in New Crossroads (ei- 
ner nahe Crossroads gelegenen township, 
die aus Steinhäusern besteht — d. Übers.) 
flüchteten vor den Jugendlichen und ver- 
bündeten sich mit den Führern in (Old) 
Crossroads. Sie wurden „Väter“ genannt 
und kämpften gegen die Jugendlichen. So 
begann alles. Die „Väter“ waren keine 
wirklich alten Leute, sie wurden nur Väter 
genannt. 
Hat der Staat an diesem Punkt dann einge- 
griffen, um die Leute gegeneihander auszu- 
spielen und endlich den größten Teil des 
Crossroad-Komplexes zu zerstören, damit 
die Leuta nach Khayelitsha (neu entstan- 
dene, fast 40 km außerhalb Kapstadts lie- 
gende township) umsiedeln? 

Ja, und dann kam noch etwas dazu. Mr. 
Tois (Toy?), der Führer der Wellblech- 
siedlung Portland Cement, die an Cross- 
roads angrenzt, beantragte Geld beim We- 
stern Province Council of Churches (Kir- 
chenrat im Westkap), um Baumaterial für 
die neue Siedlung kaufen zu können. Er 
war nach den Kämpfen in Nyanga Bush 
nach Portland Cement gekommen, um 
hier neu aufzubauen. Das Geld wurde ihm 
vom Kirchenrat gewährt, gelangte aber in 
die Hände eines Schatzmeisters, der das 
Geld mißbrauchte. Diese Sache verur- 
sachte zusätzliche Spannungen. 

Wie kam es, daß die „Väter“ (Witdoeke) um 
Ngxobongwana einen so starken Zulauf 
hatten, daß am Ende 7.000 von ihnen die 
Siedlungen um (Old} Crossroads zerstören 
konnten? 

Wir haben gehört, daß manche von ih- 
nen von Site C (einer Siedlung bei Khaye- 
lithsha — d. Übers.) rekrutiert wurden. 
Der Führer dort ist Mr. Hoza, der schon 


immer mit der Gruppe von Ngxobong- 
wana zusammenarbeitete. Viele Leute 
fühlen sich Hoza und Ngxobongwana ver- 
bunden; besonders Nexobongwana genoß 
ein hohes Ansehen, weil er in den Jahren 
zuvor die Weißen zwingen konnte, Zuge- 
ständnisse an ihn zu machen (z.B. den Bau 
von New Crossroads). Er war wie ein 
Bulldozer und wir dachten damals, wir 
müßten ihn zu unserem Führer wählen. 

Die Leute von Crossroads haben im- 
mer noch Vertrauen in diesen Mann und 
glauben an das, was er sagt. Sie können 
sich nicht vorstellen, daß er Unrecht hat 
und folgen ihm fast blind. Es kam also zu 
einem Bündnis der Witdocke in (Old) 
Crossroads und Site C. Die ersten, die von 
ihnen vertrieben wurden, waren die Com- 
rades in (Old) Crossroads, die vorher mit 
Mr. Ngxobongwana zusammengearbeitet 
hatten. Sie leben heute als Flüchtlinge 
überall in den townships. 

Wie sehen die Machtverhältnisse zwischen 
Comrades und Witdoeke in den townships 
heute aus? 

Die Witdoeke leben heute in (Old) 

Crossroads, aber in den townships sind sie 
keine Gefahr. Unsere Sorge ist der Aus- 
nahmezustand, weil er Treffen zwischen 
Organisationen und Massentreffen un- 
möglich macht. Wir können nicht einmal 
Begräbnisse abhalten — selbst wenn die 
Toten nicht Opfer von Polizei und Militär 
sind. 
Wie sieht es mit der Zusammenarbeit der 
unierschiedlichen Strömungen innerhalb 
der Befreiungsbewegung aus? Arbeiten 
beispielsweise die UDF und Azapo zusam- 
men? Gibt es in der täglichen Arbeit eine 
Annäherung zwischen den Pan-Afrikani- 
sten und der Congress-Bewegung? 

Meine Sorge dabei ist die Erfahrung, 
die wir mit den „Peoples Courts“ (Volks- 
gerichten) in unseren townships gemacht 
haben. Die Leute versuchten in den Stra- 
Ben Jugendliche dafür zu gewinnen, damit 
sie etwas zu tun haben. Aber während sie 
Jugendliche für die Volksgerichte organi- 
sierten, versuchten sie auch, ihre Ideologie 
durchzusetzen und das war wenig hilfreich 
für die Errichtung der Gerichte, wie wir 
sie uns vorgestellt hatten. Bisher arbeiten 
PAC und Charteristen nicht gerade eng 
zusammen, aber bei unseren Beerdigun- 
gen merken wir, daß wir den gleichen ge- 
meinsamen Feind haben: die Polizei und 
das südafrikanische Militär. Wir können 
nicht gegen unsere eigenen Leute, unser 
eigenes Volk kämpfen. Wir müssen zu- 
sammenarbeiten bis zum Tag unserer 
Freiheit und dann werden unsere Führer 
die Sache klären. 


Herbert Jauch hat im Rahmen eines Pro- 
jekis des Südafrikanischen Kirchenrates 
(SACC) ein halbes Jahr lang an der Betreu- 
ung von Familien politischer Gefangener in 
Südafrika mitgewirkt. 
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»Klar, schön war ’'s, 


aber...« 


Tourismus in die Dritte Welt 


URLAUB: Wir hungern nach Sonne und Sorgtosigkeit. 
Wir reisen. Doch es reisen die Satten. Wir suchen Erho- 
lung In fernen Ländern, Entspannung und Abenteuer. 
Wir suchen Linderung für die Wunden der Industrio- 
gesellschaft und produzloron eine neue Krankheit: 
TOURISMUS. 
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der. „Nichts ist in der Ferne exotischer als der Fremdo 
selbst“ (Bloch). Für den Genuß dieser Exotik bezahlen 
dio Einheimischen mit der Entfremdung vonihrer Kultur, 
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welchtich in dig Lebensgewohnheiten fremder Gesell- 
schaften ein. 
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beschreibt die Folgen des Alternativtourismus und ver- 
sucht die Ansprüche dar Globls, der Scene- und Indivi- 
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tiert nous Ansätze im und zum Alternativtourismus. 
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Interview 


Kaste, Kommunikation und Kultur 


G. Ramesh, 28 Jahre, ist Mitglied einer Gruppe linker Journalisten und 
Schriftsteller in Südindien. Die Gruppe fand sich Ende der 70er Jahre als 
Theatergruppe unter dem Namen „Pareeksha“ (Experiment) zusammen. 
Ramesh spricht bei diesem Interview, das im Oktober 1986 in Madras/Tamil 
Nadu geführt wurde, über Probleme und Perspektiven der undogmati- 


schen Linken in Indien. 


Frage: Du kommst aus einer Brahmanen- 
familie. Obere Kaste und Klasse — die Un- 
terdrücker. Wie bist du zum Marxisten ge- 
worden? 


Ramesh: Die Jugendlichen haben seit 
dem Gandhiismus zwei Möglichkeiten: 
Die eine ist, ihre Kaste zu verlassen und zu 
vergessen. Die andere ist, die Brahman- 
entradition fortzusetzen. Nach der Unab- 
hängigkeitsbewegung entstand hier in Ta- 
mil Nadu die tamilische Drawida-Bewe- 
gung. Sie begann als eine Anti-Kasten- 
und Anti-Brahmanenbewegung. Vor etwa 
20 Jahren weitete sie sich aus zu einer na- 
tionalistisch-tamilischen Bewegung, nicht 
jedoch zu einer nationalen Befreiungsbe- 
wegung. Die Bewegung zog viele brahma- 
nische Jugendliche an, die Anhänger des 
Säkularismus und des tamilischen Natio- 
nalismus waren. Ich kam diesen Weg, 
Durch die politische Arbeit, viel Lesen 
und Reisen kam ich dann Ende der 70er 
Jahre zum Marxismus. Dieser Weg ist 
ziemlich gewunden gewesen. Auch heute, 
als Marxisten, experimentieren wir mit 
neuen linken Gedanken und Systemen, 
nationalen Befreiungsbewegungen, Öko- 
logiebewegungen etc. 

Mein heutiges Engagement baut auf ei- 
ner starken Identifikation mit dem indi- 
schen Volk und einem Gefühl des Zusam- 
menbruchs der etablierten Strukturen un- 
serer Gesellschaft auf. Dazu kommt die 
innere Rebellion gegen die herrschende 
Kaste, aus der ich komme. Zu meiner Bra- 
mahnenfamilie habe ich gesagt: Für Leute 
wie euch ist in meiner Gesellschaft kein 
Platz. Wenn ihr euch nicht ändert, werde 
ich der erste sein, der euch zu gegebener 
Zeit das Haus anzündet. Als politisch en- 
gagierter Journalist und Schriftsteller be- 
schäftige ich mich jetzt damit, wie wir ein 
Engagement mit der Perspektive eines 
Klassenkampfes aufbauen können, Die 
Hauptaufgabe ist, die Unternehmer- und 
Geschäftsinteressen in der Öffentlichkeit 
zu entblößen. 


Du arbeitest zur Zeit bei „United News of 
India” (UNI), einer indischen Presseagent- 


ur. Wie sind die Arbeitsbedingungen in der 
Agentur? Kannst du als Linker deine Inter- 
essen dort durchsetzen? 


Wenn wir über die Presse in Indien spre- 
chen, müssen wir die Presse-Barone er- 
wähnen, die knallharte geschäftliche In- 
teressen haben. Sie sind gleichzeitig Besit- 
zer zum Beispiel von Auto-, Immobilien-, 
Alkoholfirmen. Nachrichten, oder besser: 
Das Filtern von Nachrichten dient ihren 
Interessen. Als jemand, der die letzten 
vier Jahre in der Presse gearbeitet hat, in 
einer der. führenden englischsprachigen 
Zeitungen Südindiens „Deccan Herald“ 
und jetzt in UNI muß ich sagen: Das ganze 
Gerede von „nichtgebundenen Medien“ 
(non-aligned-media) ist Unsinn. Es sind 
die Medien der herrschenden Klassen in 
diesem Land und anderswo in der Dritten 
Welt. Diese Tatsache wird ganz deutlich 
zum Beispiel bei der Berichterstattung des 
Bhopal Desasters im Dezember 84 oder 
bei den Anti-Sikh-Ausschreitungen im 
Oktober 84 in Delhi. Die von den Medien 
eingenommene Position ist entweder un- 
engagiert oder in Unterstützung der Un- 
terdrücker und Ausbeuter. Sie erweisen 
der Öffentlichkeit mit ihrer Art der Be- 
richterstattung einen schlechten Dienst. 
Mindestens 6000 Menschen wurden in 
Bophal getötet, die Leute schluckten die 
Regierungszahlen von 2000. Es gab Mas- 
sengräber und Massenbestattungen am 
Ufer des Narmada Flussen bei Bhopal. 
Die Zeitungen machten nie eine unabhän- 
gige Erhebung, sie-gaben einfach die Re- 
gierungszahlen weiter. Das gleiche pas- 
sierte während der Anti-Sikh-Unruhen 
nach der Ermordung von Indira Gandhi: 
Es wurde ein „chemischer Krieg“ gegen 
die Sikhs geführt, sie wurden mit Kerosin 
und Phosphor übergossen und angezün- 
det. Aber selbst Wochen nach den Zwi- 
schenfällen hörten wir nicht viel darüber 
von der etablierten Presse, Erst langsam 
erfuhren wir durch kritische Medienmen- 
schen, Bürgerrechtler und linke Ausstei- 
ger aus den Parteien mehr über das Aus- 
maß der Ausschreitungen und über die 
Verantwortlichen, welche Minister und 


Kongreßmitglieder dahinter steckten. Sel- 
ten genug gibt es auch einmal mehr Hin- 
tergrundinformationen. 


Seit ungefähr zehn Jahren, seit der Not- 
stand durch Frau Gandhi erklärt wurde, 
haben wir in Indien eine Tradition des „In- 
vestigative-Journalismus“ (Nachfor- 
schungs-journalismus, die Verf.). Diese 
Art des Journalismus hat die Fantasie der 
Leute beflügelt, aber heute mangelt es an 
dem nötigen Engagement der Berichter- 
stattung. Der Investigative-Journalismus 
hat seine Grenzen, er berührt nicht da, wo 
es wirklich schmerzt. 

Zur Freiheit der Presse: Sowohl in der 
Agentur als auch in der Zeitung, in der ich 
früher gearbeitet habe, gibt es keinerlei 
Freiheit für einen engagierten Journali- 
sten. Es ist unmöglich, eine Sache dort 
aufzugreifen und auszufechten. Bestimm- 
te Dinge müssen immer unausgesprochen 
bleiben. Wenn man zum Beispiel über die 
Wasserknappheit und -krise in Madras 
berichtet, darf man niemals schreiben, daß 
5% der Bevölkerung 95 % des Wassers 
der Stadt verbrauchen. Obwohl es eine 
nackte Tatsache ist, kann man es nicht 
drucken lassen. Besonders während der 
regelmäßig stattfindenden Wasser-Auf- 
stände in Madras würden wir diese Sache 
gerne veröffentlichen. Ebenso die Wohn- 
problematik: Die Immobilienhaie ver- 
schlingen Spielplätze, Höfe von öffentli- 
chen Gebäuden, Parks und so weiter. Wir 
können nicht aussprechen, daß sie die 
Stadt kaputtmachen. Wir dürfen solche 
Fragen — für wen die Häuser gebaut wer- 
den, ob wir solche Häuser brauchen — 
nicht stellen. Das gleiche hinsichtlich der 
Bürgersteig- und Slumbewohner. Es sind 
diese Menschen, die als Bauarbeiter die 
Städte, ihre Gebäude und Straßen auf- 
bauen. Aber man darf nicht öffentlich fra- 
gen, warum sie selbst dann von diesen 
Plätzen vertrieben werden. Wenn man sol- 
che Fragen stellt, wird das als „Standpunkt 
einnehmen“ betrachtet. Als ob das andere 
neutral wäre! Im Namen der Neutralität 
fordern die Zeitungen den Status Quo, be- 
wußt und vorsätzlich. In der Agentur ver- 


suche ich, soviel wie irgendmöglich unter- 
zuschieben. 


Ein anderes Beispiel: Die gesamte jour- 
nalistische Vereinigung hier in Tamil Nadu 
empfindet die Forderung der Tamilen Sri 
Lankas nach „Eelam“, einem unabhängi- 
gen Staat, als gerechtfertigt. Aber in unse- 
ren Artikeln müssen wir schreiben: „Für 
eine gerechte politische Lösung des ethni- 
schen Konfliktes in Sri Lanka“. Eine ande- 
re Sprache wird als „politische“ betrachtet. 
Die Sichtweise ist uns vorgegeben und wir 
haben diese nur voranzubringen, indem 
wir die „richtigen“ Nachrichten bringen. 
Wenn du dazu außerstande bist, mußt du 
kündigen. Nicht nur, daß du deinen Job 
verlierst, du wirst nie wieder einen im Me- 
dienbereich finden. UNI und PTI (Press 
Trust of India, die Verf.), die zwei indi- 
schen Presseagenturen, wurden während 
des Notstandes zusammengelegt und der 
Massenzensur durch die Regierung unter- 
worfen. Später wurden sie wieder ge- 
trennt, aber die Zensur geht weiter — als 
Selbstzensur. 


In den indischsprachigen Zeitungen 
gibt es zusätzliche Probleme wie Unter- 
drückung von Gewerkschaftsrechten, 
niedrige Löhne, schlechte Behandlung 
von Journalisten. Deshalb nutzen viele 
Journalisten ihren Job, um politische und 
auch kriminelle Kontakte aufzubauen, zur 
Polizei, zu Politikern. Journalisten, muß 
ich sagen, nehmen eine Menge Beste- 
chungsgelder und Begünstigungen an. Das 
wirft ein schlechtes Licht auf uns, aber 
auch auf die Gehaltsstrukturen. 


Gibt es unabhängige linke Medien? 


Wir haben eine Zeitung, die durch die 
kommunistische Partei in Delhi herausge- 
geben wird: „The Patriot“. Auch die zweı 
anderen kommunistischen Parteien, 
CPY/M und CPIY/ML und auch soziali- 
stisch und gandhianisch orientierte Grup- 
pen geben Zeitschriften heraus. Die Zeit- 
schriften der kommunistischen Gruppen 
sind Parteiorgane mit internationalen 
„Haken“ (engl. „hooks“ = Haken, Sichel, 
die Verf.). Die werden überwiegend unter 
den Kadern verkauft, kaum im Volk. In 
Kerala gibt es eine alternatives Nachrich- 
tenmagazin, in Karnataka eine oder zwei 
Zeitschriften, in Tamil Nadu keine — au- 
Ber einem gescheiterten Versuch von uns. 
Generell kann man sagen, daß die Situa- 
tion in den südindischen Staaten besser ist 
als im Norden, Bengalen und eventuell 
noch Maharashtra mal ausgenommen. Im 
Süden ist das Vorlesen von Zeitungen sehr 
verbreitet, die Leute hören zu, was vorge- 
lesen wird. Das ist bei der großen Zahl 
von Analphabeten ein wichtiger Aspekt. 


In Tamil Nadu hatten wir vor vier Jah- 
ren eine engagierte Zeitschrift, genannt 
„Emtharikida“ gestartet, die 14-tägig er- 
schien. Wir haben vier Ausgaben heraus- 
gebracht und fanden, daß die Leute emp- 
fänglich sind für alternative Berichterstat- 
tung und Politik, z.B. Dialoge zwischen 
CPI/ML, Gandhianern und Sozialisten, 
zu verschiedenen Themen: Landarbeiter- 
bewegungen, städtische Wohnungsproble- 
me, Umwelt. Wir verkauften 15.000 Ex- 
emplare der ersten Ausgabe. Die Verbrei- 
tung konnte über die nächsten Ausgaben 
aufrechterhalten werden. Dann ging uns 
das Geld aus. Wir wurden durch die 
Agenten des Verteilungsnetzes um unser 
Geld betrogen. 1985 brachten wir noch 
einmal ein Wochenmagazin heraus. Dieses 
Mal veröffentlichten wir sechs Ausgaben, 
über 60.000 Rupies (ca. 10.000 DM, die 
Verf.) gingen dabei drauf. Lassen wir das... 
Jetzt haben wir kein Geld mehr oder ir- 
gendwelche Quellen, die mobilisiert wer- 
den könnten. Nicht, daß die Leute nicht 
interessiert wären, um über ihre eigenen 
Anliegen zu sprechen. Die Leute sind be- 
reit, zu lesen und zu abonnieren. Vielleicht 
müssen wir unsere Vorgehensweise än- 
dern, unsere Strategie überdenken, um 
neue Ressourcen und eine andere Infra- 
struktur zu schaffen. 


Wie machst du deine Recherchen, zum 
Beispiel wenn du, wie im Moment, einen 
Artikel über Atomkraftwerke vorbereitest? 


Das ganze geschieht heimlich, um Wider- 
stand und Unterdrückung zu vermeiden. 
Auch beim Kaiga AKW in Karnataka 
machten wir zu Beginn alles heimlich. 
Freunde im Atomenergie-Establishment 
begannen zu reden, weil sie sich schuldig 
fühlten darüber, was intern los ist. Auch 
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Leute in Bombay, wo sicht das Atomfor- 
schungszentrum Bhabha befindet und in 
Delhi sind gewillt zu reden, über Bedie- 
nungsprobleme, Gefahren des Durch- 
schmelzens, den wahren Zustand von Ver- 
seuchungen. Wir brauchen diese Leute 
dringend, andernfalls würden wir über- 
haupt nichts rauskriegen. Dazu müssen 
wir Vertrauen und Sympathie aufbauen, 
ein harter Job. Natürlich geben wir die 
Quellen unserer Informationen nicht 
preis. Wir müssen bei unserer Arbeit auch 
allerhand Gesetze umgehen, beispielswei- 
se das Nationale Sicherheitsgesetz. Es ist 
ein sehr schwierigens Arbeiten, man kann 
verraten werden, 


Auf welcher Grundlage siehst du Chan- 
cen für eine Massenprotest-Bewegung in 
Indien? 


Die Zahl der Bürgerinitiativen und sozia- 
len Aktionsgruppen nimmt zu, die gesell- 
schaftlichen Widersprüche nehmen eben- 
falls zu. Die Gruppen müssen zusammen 
kommen, um die Hauptwidersprüche in 
der Gesellschaft zu nutzen. Unsere Men- 
schen werden durch den technologischen 
Fortschritt überrannt. Die Mehrheit unse- 
res Volkes wird marginalisiert, an den 
Rand gedrängt. Der Lebensunterhalt der 
breiten Massen ist bedroht, die Umwelt ist 
feindlich geworden: Fabriken, eine seltsa- 
me Konsumkultur, massive Verstädterung. 
eigentlich sind wir bodenständig, jetzt 
werden wir zu Nomaden gemacht. Die 
Menschen der unteren Schichten werden 
durch die ökonomische Situation gezwun- 
gen, Nomaden zu werden. Ihre traditio- 
nellen Strukturen in den Dörfern sind zer- 
stört, sie können dort nicht mehr bleiben. 
Die Landwirtschaft ist dominiert vom Fi- 
nanzkapital. Nur diejenigen mit viel Geld, 
für Investitionen in Düngemittel und Pe- 
stizide, können auf dem Land bleiben. In 
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Tamil Nadu gibt es eine riesige Reservear- 
mee landloser Arbeiter, meistens Harijans 


(„Unberrührbare“, die Verf.). Sie kommen - 


in die Städte, siedeln sich dort an, werden 
Bürgersteigbewohner, manchmal selbst da 
vertrieben. Das Nomadentum durchzieht 
jetzt das gesamte Land. Auch der Zugang 
zu Wasser wird immer mehr erschwert. 
Wir haben wegen der ökologischen Zer- 
störung — die mit der sogenannten Ent- 
wicklung während der letzten drei Jahr- 
zehnte gebracht wurde — entweder große 
Dürren oder viele Überflutungen. 

Die Atmosphäre ist sehr gefühllos ge- 
worden, desensibilisiert. Den Bedürfnis- 
sen und Forderungen der Menschen wird 
kein Gehör geschenkt. Die Lösung dieser 
Probleme wird immer noch in den natio- 
nalen Bewegungen gesehen, der politische 
Kampf findet zwischen den verschiedenen 
indischen Nationen und der Zentralregie- 
rung statt, nicht zwischen den Klassen. 
Man kämpft für eine Veränderung der fö- 
derativen Struktur. Eine neue Föderative 
Indische Union — ein Land, viele Natio- 
nen — das ist es, was ich in den nächsten 
10 bis 15 Jahren heraufkommen sehe. Kei- 
ne wirkliche Revolution. Ich wünschte mir 
eine veränderte, breitere Struktur in Rich- 
tung einer Föderation, in der die verschie- 
denen Gruppen und Nationen selbst mehr 
über ihr Schicksal bestimmen können. 
Und einen breiten Klassenkampf zwi- 
schen den marginalisierten Massen — ein- 
geschlossen Harijans, Stammesbevölke- 
rung, landlose Arbeiter, Handwerker, ver- 
armte städtische Facharbeiter, Arbeitslose 
— und den etablierten Strukturen, die 
auch die organisierte Arbeiterschaft und’ 
ihre Repräsentanten, auch die etablierten 
kommunistischen Parteien miteinschlie- 
ßen. Die CPI sagt immer noch, daß Indien 
eine Nation sei, die CPI/ML sagt zumin- 
dest, daß es viele Nationalitäten in einem 
Land sind, die CPYY/ML-Gruppen erör- 
tern die Nationalitätsfrage noch bedeu- 
tend besser. Aber es gibt keine Perspekti- 
ve dieser Parteien hinsichtlich Leben, 
Umwelt, Ökologie. Diese Themen bleiben 
den linken, undogmatischen Gruppen und 
Personen überlassen. 


Gibt es bei eurer politischen Arbeit Kom- 
munikationsprobleme zwischen den Intel- 
lektuellen und der breiten Bevölkerung? 


Die Naxaliten-Bewegung (militante maoi- 
stische Bewegung, die Verf.) wurde in den 
60er und 70er Jahren von Teilen der städ- 
tischen Mittelschicht genährt. Sie lösten 
sich aus ihrer Schicht und arbeiteten unter 
den ländlichen Armen. Auch heute noch 
ist das möglich. Aber generell ist die städ- 
tische Mittelschicht heute sehr nah an der 
herrschenden Klasse. Besonders ihre Ju- 
gendlichen sind extrem Establishment- 
orientiert. Zeitweilig sehr militant, aber 
völlig fehlgeleitet. Die Mittelschichts-Ju- 
gendlichen, die für mehr Stellen auf die 
Straße gehen, fragen nie nach der Qualität 


der Arbeit. Ob sie für den Rest ihres Le- 
bens ein Bankangestellter oder Manager 
bleiben sollten. Sie sehen nicht den Unter- 
schied zwischen Job und Arbeit, kreativer 
Arbeit. . 

Das gleiche gilt für die Studenten, die 
zur Zeit für die Rücknahme der Reservie- 
rungsquoten für die unterpriviligierten 
Kasten an Universitäten und Ausbil- 
dungsinstitutionen kämpfen, besonders in 
Gujarar und Andra Pradesh. Die Studen- 
ten sind sehr militant in der Unterdrük- 
kung der niedrigkastigen Studenten. Letz- 
tendlich steht dahinter, daß man Vergün- 
stigungen für die eigenen Kasten erkämp- 
fen will. Pressure Groups im Status Quo... 
Die grundlegende - Frage, warum dieses 
Ausbildungssystem, das alle unsere Stu- 
denten kastriert, überhaupt so fortgeführt 
werden soll, wird nie gestellt. Wenn man 
Fragen bezüglich Jobs und Arbeit stellt, 
kommt bei den Leuten, die idioti- 
sche, unkreative und hoffnungslose Arbei- 
ten verrichten, sofort Angst und Verunsi- 
cherung auf. Deshalb stellen sie solche 
Fragen überhaupt nicht. Das Fehlen jegli- 
cher Perspektive wendet sich schnell ge- 
gen die engagierten Leute. 


Normalerweise ist es sehr leicht, mit 
unseren Menschen hier zu kommunizie- 
ren und in Kontakt zu kommen. Letztend- 
lich ist unsere Kultur eine symbolische. 
Die Menschen sind immer bereit, auf Rufe 
zu antworten. Ich kann ein Beispiel aus 
dem Alltag erzählen, das Symbol des 
Steins anstelle einer Person: Wenn man in 
einer Kinoschlange steht, legt man einfach 
einen Stein hin. Verschiedene Steine be- 
deuten, daß verschiedene Personen dort 
stehen. Dann gehen die Leute weg, trinken 
Tee, lesen Zeitung, kommen zurück und 
fordern ihren rechtmäßigen Platz ein. Sie 
streiten ein bißchen, zum Schluß versöh- 
nen sie sich und bekommen irgendwo ei- 
nen Platz. Alles was man sagt, wird von al- 
len Ecken und Enden überdacht. Alles 
was man sagen könnte, wird durch Leute 
antizipiert. Die meisten unserer Menschen 
können nicht lesen, aber sie können beob- 
achten und zuhören. Sie sind in ihrer eige- 
nen Art und Weise höchst gebildet, wenn 
auch nicht alphabetisiert. Leider ver- 
schwindet die kulturelle Tiefe im Volk all- 


mählich. Die visuellen Medien haben alles 


überrannt und tiefe Eingriffe in die Sinne 
der Menschen vorgenommen. 


Hier in Indien ist der Film das mäch- 
tigste und dominante Medium. Alles, was 
im Film gesagt oder gezeigt wird, ist ir- 
gendwie die „Wahrheit“. Die Ausrichtung 
des Films ist so, daß nur Volkstümelei und 
sehr grobe Vereinfachung von komplexen 
Sachverhalten gefördert wird. Die Erzähl- 
strukturen im Film sind — bis auf wenige 
Ausnahmen — immer für das Estab- 
lishment. Das Hauptmedium, in dem 


Kommunikation möglich wäre, hat die 
Menschen korrumpiert. So wälzen sich 
die Menschen zur Zeit wie Büffel in ihrem 
eigenen Matsch. Aber sie sind Experi- 
menten gegenüber aufgeschlossen, viel- 
leicht sind es die Intellektuellen, die nicht 
bereit sind zum Experimentieren. Ihnen 
fehlen oft die geistige Courage und auch 
die Ressourcen. Das indische Volk ist be- 
reit zuzuhören, sich selbst zu befreien, 
aber die Medien, die geschaffen wurden, 
dienen nicht ihren Interessen. 


Du würdest also nicht sagen — wie das vie- 


le tun — daß Indien ein hoffnungsloses 
Land mit hoffnungslosen Menschen ist? 


Die Stärke unseres Volkes liegt in unserer 
kollektiven symbolischen Existenz. Mit 
den ‚verschiedenen Nationalitäten inner- 
halb Indiens haben wir ein reiches, buntes 
symbolisches Leben, in dem nichts aus- 
drücklich ausgesprochen werden muß. 
Selbst eine leichte Geste reicht aus. Die 
Jbergänge zwischen Wirklichem und Un- 
wirklichem sind fließend. Das ist nur mög- 
lich, wenn das symbolische Leben am Le- 
ben erhalten bleibt. Die Menschen sind 
sehr geschickt und aktiv. Sie haben neue 
Fertigkeiten erlernt und alte beibehalten. 
Bauern, Weber, Handwerker — sie sind 
sich ihres Potentials als geschickte Ge- 
schöpfe bewußt. Wir sind hoffnungsvoll, 
daß es uns gelingen wird, ein Forum zu 
schaffen — in unserer Gruppe sind Leute 
aus der Filmbranche, dem Theater, Archi- 
tekten und Ingenieure — in dem wir ver- 
mitteln können, was die Menschen wirk- 
lich wissen müssen: Hintergründe zur 
Wohnungspolitik, industrielle Umweltver- 
schmutzung, städtisches Transportwesen, 
Atomkraftgefährdung, Giftmüll. Wir ha- 
ben — insbesondere im Zusammenhang 
mit Bhopal — angefangen, Fragen zu stel- 
len: Ob wir diese Art von Lebensstil über- 
haupt brauchen, mit dem massenhaften 
Gebrauch von Pestiziden und Düngemit- 
teln. Wir müssen uns aus dem Joch der 
multinationalen Konzerne befreien. Kon- 
zerne und ihre Giftstoffe werden über uns 
ausgekippt. Wir stellen auch Fragen be- 
züglich des allopathischen medizinischen 
Systems (Schulmedizin, die Verf.). Warum 
gibt es die staatliche Unterstützung aus- 
schließlich für dieses System? In Karnata- 
ka kämpften wir Schriftsteller und Journa- 
listen zusammen mit den Bewohnern ge- 
gen den geplanten Bau eines Atomkraft- 
werkes. Wir brachten den „Deccan Her- 
ald“ dazu, Artikel gegen die Nuklearbosse 
zu schreiben. Die Atomenergiebehörde 
wird das Atomkraftwerk trotzdem bauen, 
aber immerhin mit sehr großer Verspä- 
tung. 
Ich kann überhaupt nicht sagen, daß In- 
dien ein hoffnungsloses Land ist. 


Biggi Wolff führte das Interview im Okto- 
ber 1986 in Madras/Indien 
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Sri Lanka 


„Wenn wir an das Leben unseres Volkes 
denken, müssen wir stark sein“ 


G. ist Tamile aus Sri Lanka und führendes Mitglied der Eelam Peoples Re- 
volutionary Liberation Front (EPRLF), einer marxistisch-leninistisch orien- 
tierten Befreiungsorganisation. Die EPRLF ist eine der fünf größeren Or- 
ganisationen, die politisch und militärisch für „Eelam“, einen unabhängi- 
gen Staat für die 2,5 Mio. Tamilen auf Sri Lanka kämpfen. Das letzte Mal 
trafen wir uns — wenn auch heimlich — 1984 in Sri Lanka. Im Oktober 1986 
sprachen wir mit ihm in Madras/Südindien. G. ist 32 Jahre alt und seit 8 


Jahren im Befreiungskampf. 


Frage: Welche Ereignisse haben Dich dazu 
bewogen, Dich dem militanten Kampf an- 
zuschließen? 


G.: 1971 nahm ich an einer Studentende- 
monstration gegen die Beschränkungen 
bei der Universitätszulassung teil. Tamilen 
in Sri Lanka müssen eine höhere Punkt- 
zahl als Singhalesen im Abitur nachwei- 
sen, um zur Uni zugelassen zu werden. Bei 
dieser Demonstration wurde ich von der 
Polizei zusammengschlagen. 1974 fand 


\ 


Beendet das Abschlachten der Tamilen 


die 4. Tamilische Internationale Konfe- 
renz in Jaffna, im Norden Sri Lankas, 
statt. Dabei wurden neun Tamilen durch 
Schüsse der Polizei getötet. Das machte 
insbesondere uns Jugendliche sehr betrof- 
fen. Erstmalig kamen da bei mir nationale 
Gefühle auf, die ich vorher nicht gehabt 
hatte. Wir dachten an das „tamilische 
Volk“, 

Von 1974 an habe ich dann an vielen 
gewaltfreien Aktionen und Demonstratio- 
nen teilgenommen, ohne jedoch Mitglied 
einer Gruppe zu sein. 1975 begann ich ein 


Studium in Mathe/Physik an der Uni in 
Jaffna. Einige Genossen der TELO (Tamil 
Eelam Liberation Organisation; damals 
eine völlig andere als die heutige TELO, 
die Verf.) führten politische Schulungen 
an der Uni durch. 1976 hatte ich mich 
stärker in die TELO eingearbeitet, es gab 
einige progressive Elemente in der Orga- 
nisation. Wir führten Diskussionen mit 
Migliedern der Kommunistischen Partei 
in Jaffna. Zu dieser Zeit wußten wir noch 
wenig über Marxismus/Leninismus, wir 
waren hauptsächlich von der Idee der Be- 
freiung unseres Volkes angezogen. 

1976 verließ einer unserer Genossen, 
Padhmanabha (er ist heute Generalsekre- 
tär der EPRLF und Oberbefehlshaber ih- 
res militärischen Flügels, der People's Li- 
beration Army/PLA, die Verf.), Sri Lanka 
und ging nach London. Als er nach Eelam 
zurückkam, hatte er durch die Eelam Re- 
volutionary Organisation (EROS) mili- 
tärisches Training durch eine ausländische 
Befreiungsorganisation erhalten. Er kam 
zu uns und sprach über EROS. Wir hatten 
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sehr große Hoffnungen, daß wir durch die 
ausländische Unterstützung alle Möglich- 
keiten wie militärisches Training und Soli- 
darität erhalten könnten. Zusammen mit 
mir verließen fast alle Genossen die TE- 
LO, die damit erlosch und wir schlossen 
uns EROS an. 1977 verließ ich die Uni 
und arbeitete mit tamilischen Flüchtlin- 
gen, die nach den Unruhen aus den Tee- 
plantagen in den Norden und Osten Sri 
Lankas geflohen waren. Wir unterhielten 
Flüchtlingslager und Kollektivfarmen im 
Vavuniya Bezirk und trainierten einige 
der Jugendlichen dort. Ich hatte volles 
Vertrauen in den Befreiungskampf. 


Du bist seit mehr als acht Jahren im Unter- 

grund. Was für ein Leben führst Du? War 

E schwer, das „normale“ Leben aufzuge- 
en? 


Nein, wir warteten nur auf eine Gelegen- 
heit, um für den Befreiungskampf zu ar- 
beiten. Wenn Du — so wie wir — soviel 
Vertrauen in einen solchen Weg hast, dann 
machst Du Dir keine Sorgen mehr um das 
Studium oder ähnliches. Wir widmen uns 
voll dem Kampf. 1977 — meine Eltern 
wußten noch nichts Genaues über meine 
politischen Aktivitäten — ging ich nur 
noch zum Examen zur Uni. Ich bestand 
es, denn meine Freunde waren erstklassi- 
ge Studenten, ich konnte alles durch sie 
lernen. 1978 wurde ich zusammen mit ei- 
nigen Genossen unter dem Verdacht ver- 
haftet, den Polizeiinspektor Bastiampillai 
und einige andere CID-Inspektoren (= 
Criminal Investigation Department) um- 
gebracht zu haben. Ich war drei Monate 
im Gefängnis. Damals wurde noch nicht 
so wie heute in den srilankischen Ge- 
fängnissen gefoltert. Wir mußten nackt sit- 
zen, wurden verhört und geschlagen. Sie 
konnten uns nichts nachweisen. Damals 
mußte man noch eine Anklage vor Ge- 
richt machen, nicht wie heute, wo die Leu- 
te willkürlich verhaftet und jahrelang ohne 
Anklage inhaftiert werden. So mußten sie 
uns nach drei Monaten wieder freilassen. 
Im Gefängnis machte ich eine Prüfung für 
mein Studium. Der Prüfer mußte ins Ge- 
fängnis kommen. Ich bestand, denn im 
Gefängnis konnte man gut lernen, keine 
Ablenkungen. Nach meiner Entlassung 
arbeitete ich voll für den Befreiungs- 
kampf. Ich schaltete mich in die Arbeit mit 
den Opfern des Wirbelsturms in Battica- 
loa an der Ostküste ein. Wir führten politi- 
sche Schulungen durch. 

Die Arbeit mit den Wirbelsturm-Ge- 
schädigten verschaffte uns eine gute Basis 
im Osten, etwa 100 Genossen arbeiteten 
damals mit mir in dieser Gegend. Es ent- 
standen überall kleine Basislager. Wir trai- 
nierten einige interessierte Jugendliche, 
einige von ihnen bauten dann neue Trai- 
nings-Camps auf. Wir gaben ihnen ein 
Grundlagen-Training, körperlich, ideolo- 
gisch, an einheimischen Waffen. Geld be- 
kamen wir von Sympathisanten. 1979 gab 
es einen Bruch in der Londoner Zentrale 


von EROS, danach spalteten wir uns auch 
in Eelam. 1980 arbeiteten 90 Mitglieder 
in einer Konferenz in Indien das 1. politi- 
sche Programm für die neue Organisation, 
die EPRLEF, aus. 

Nach meiner Verhaftung blieb ich im 
Untergrund. Ich änderte meinen Namen. 
Unsere Taktik war, legal — in der Arbeit 
mit den Wirbelsturm-Geschädigten — 
und gleichzeitig im Untergrund zu arbei- 
ten. Damals war der Geheimdienst Sri 
Lankas ziemlich unerfahren, nicht wie 
heute. Aber wir waren trotzdem sehr vor- 
sichtig, denn einige unserer Genossen wa- 
ren ermordet aufgefunden worden. Einige 
andere Jugendliche wurden verhaftet und 
auch nach mir befragt. Auf öffentlichen 
Plätzen blieben wir nie länger als 15 Mi- 
nuten. 

Wir nahmen Kontakt zur Bevölkerung 
auf, politisierten Leute und trainierten ei- 
nige von ihnen. Zu dieser Zeit wußten 
meine Eltern über mich Bescheid, aber sie 
konnten nichts machen. Sie baten mich 
nur, mein Studium abzuschliessen. 1979 
gab es aufgrund interner Probleme eine 
kurze Unterbrechnung in unserer Arbeit. 
So ging ich kurz zurück an die Uni und 
schloß 1980 mein Studium ab. 

Durch EROS hatte ich viel über Mar- 
xismus und Leninismus erfahren und ein 
besonderes politisches Verständnis be- 
kommen. Seitdem habe ich mich voll dem 
politischen Leben gewidmet. Ich denke an 
all die anderen Dinge — Job, Karriere, 
mich zu etablieren — nicht mehr. Ich den- 
ke nur an mein Volk und an den Befrei- 
ungskampf. Nach der Abspaltung von 
EROS waren wir weniger Leute. Einige 
nahmen uns nicht ernst, sie sagten, wir 
seien kleine Jungen und was wir über- 
haupt machen wollten. Aber wir haben 
diese Schwierigkeiten überwunden. Durch 
meine politische und militärische Arbeit 
habe ich einige Erfahrungen gekriegt. Ich 


würde gerne mehr studieren, politische 
Wissenschaften oder Philosophie, um die 
Verhältnisse noch besser verstehen zu 
können, als es zu einem früheren Stadium 
möglich war. Aber ich habe keine Zeit, 
diese Wünsche in die Tat umzusetzen. 


Welche Art der Zusammenarbeit kannst 
Du Dir mit der bundesdeutschen Linken 
vorstellen? 


Zunächst die Propaganda, sei es durch de- 
mokratische, liberale oder revolutionäre 
Organisationen. Sie sollten die legitimen 
Gründe unseres Kampfes anerkennen. Sie 
müssen Druck auf ihre Regierungen aus- 
üben, damit die srilankische Regierung 
nicht mehr unterstützt wird. Dann politi- 
sche Diskussionen und Informationen. In- 
dem sie uns Berichte verschaffen, z.B. 
über Waffenlieferungen an das Regime in 
Colombo. Wir müssen Gebrauch machen 
vom technologischen Vorsprung der west- 
lichen Länder. Wir müssen uns die Wis- 
senschaft aneignen und sie für unsere Ent- 
wicklung nutzen, um über die Organisa- 
tion des Feindes Informationen zu be- 
kommen. Diese Art von Arbeit kann gut 
von der Solidaritätsbewegung übernom- 
men werden. Dann die finanzielle Unter- 
stützung, Flüchtlingshilfe, soziale Hilfen. 
Und dann könnte man auch an weiterge- 
hende Aktivitäten denken. 


Wie ist die psychische Verfassung Eurer 
Genossen? Ist es ein „Krieg ohne Tränen“? 


Sehr wichtig sind die menschlichen Bezie- 
hungen in der Organisation, die Freund- 
schaft unter den Genossen. Darauf baut 
die politische Entwicklung auf. Man muß 


seine Genossen und sein Volk lieben, nur 
dann können wir die Massen politisieren, 
ihnen die ökonomischen Grundlagen der 
Gesellschaft verständlich machen. 

Wenn ein aufrechter, erfahrener Genos- 
se umkommt, berührt uns das persönlich 
und auch die Arbeit der Organisation. Ein 
Mensch ist ein Mensch, immer. Wir kön- 
nen eine Person nicht einfach durch eine 
andere ersetzen. Siva und Nithi und einige 
andere Genossen — ihr Tod machte uns 
sehr betroffen. Besonders Nithis Tod traf 
mich sehr, aber ich weinte damals nicht, 
als ich von seinem Tod erfuhr. Selbst heute 
kann ich seine Fotos noch nicht ansehen. 
Ich kannte auch Nithis Familie, Selbst bei 
der Beerdigung konnte ich nicht sprechen. 
Ich ‚stand ihm sehr nahe, aber ich konnte 
an jenem Tag nichts über ihn sagen, ich 
konnte einfach nicht. Im Guerillakampf 
müssen wir jederzeit mit dem Tod rech- 
nen. Wenn wir an das Leben unseres Vol- 
kes, an die Sache, für die wir kämpfen, 
denken, müssen wir stark sein. Das ist al- 
les, was ich dazu sagen kann. 


Wenn zwischen der srilankischen Regie- 
rung und der TULF (Tamil United Libera- 
tion Front) eine „Zwischenlösung“ am Ver- 
handlungstisch, unterhalb eines separaten 
Staates, ausgearbeitet wird — wie würdet 
Ihr Euch verhalten? 


Die Brutalität der srilankischen Streit- 
kräfte gegen die unschuldige Zivilbevöl- 
kerung betrifft auch uns, jeden Tag ster- 
ben die Menschen. Im Moment gehen die 
Verhandlungen zwischen der bürgerlichen 
TULF und der srilankischen Regierung 
weiter. Aber eine solche Art von Lösung, 
über die sie sprachen, will unser Volk 
nicht, es will eine bessere Lösung. Die 
Menschen haben kein Vertrauen mehr in 


die TULF, daß sie für eine gerechte Lö- 
sung kämpft. Die Menschen haben ihr Le- 
ben und ihren Besitz verloren, jetzt gibt es 
kein Zurück mehr zum früheren Stadium. 
Der Wille unseres Volkes ist zu kämpfen, 
das ist jetzt Realität. Ich muß meine Ge- 
sellschaft auch loben. Selbst die konserva- 
tive Mittelschicht mit ihrem kleinbürgerli- 
chen Charakter mit so vielen Beschrän- 
kungen — Mitgift-, Kasten-, Feudalsystem 
— sogar diese Leute wollen eine bessere 
Lösung. Sie wollen die srilankischen 
Streitkräfte zurückschlagen. Obwohl sie 
manchmal besorgt sind über den Weg un- 
serer Organisation und sie eine kritische 
Einstellung gegenüber einigen unserer 
Methoden haben, unterstützen sie die Be- 
freiungsbewegung uneingeschränkt. Wenn 
wir uns politisch weiterentwickeln, kön- 
nen wir unsere Probleme lösen. Nach dem 
Pogrom 1983 waren wir mit dem prakti- 
schen Problem konfrontiert, gleichzeitig 
politisch und militärisch arbeiten zu müs- 
sen. Wir brauchten Feldarbeiter und Aus- 
bilder im Lager. Erst jetzt sind wir richtig 
dabei, uns politisch weiterzuentwickeln. 

Sicherlich, ich habe Dir immer gesagt, 
ich möchte in meinem Heimatland sein, in 
meinem Volk. Das ist das erste und wich- 
tigste in meinem Leben. Die Frage ist, ob 
die Situation für uns sicher ist. Wir befin- 
den uns auf dem revolutionären Weg, auf 
diesem Weg haben wir viele Freunde und 
viele Feinde. Wir müssen sehr vorsichtig 
sein, es hängt auch davon ab, welcher Art 
diese „Zwischenlösung“ sein wird. Ich bin 
sicher, daß ich immer als Marxist/Leninist 
arbeiten werde, für die Befreiung Sri Lan- 
kas. Ich kann mir keine andere Art von 
Arbeit vorstellen. 


Welche Gefühle hast Du gegenüber den Ta- 
milen, die als Flüchtlinge z.B. in der BRD 
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in Sicherheit auf eine Lösung in Sri Lanka 
warten? 


Das ist ein gesellschaftliches Problem. Wir 
müssen die tamilischen Jugendlichen für 
die Befreiung einsetzen, das ist die Haupt- 
sache. Alles andere ist völlig unnötig, 
überflüssig. Sie zu kritisieren bringt nichts 
ein. Im westlichen Ausland ändern die 
Leute sich, einige zum Guten, andere zum 
Schlechten. Wir haben uns diesem Pro- 
blem zu stellen. Manche denken, das west- 
liche Leben sei reicher. Sie haben mehr 
Geld, sie glauben, daß sei soziale Ent- 
wicklung. Aber das ist doch keine wirkli- 
che Lebensfreude. Wenn es eine Lösung, 
„Eelam“, gibt, werden wir sie alle auffor- 
dern, zu kommen, um für die Entwicklung 
unserer Gesellschaft zu arbeiten. Sie kön- 
nen dann in ihrem Volk anwenden, was sie 
im Ausland. gelernt haben. Mit unserer 
ganzen Kraft und Anstrengung werden 
wir sie auffordern, für einen sozialisti- 
schen Aufbau in Eelam zu arbeiten. 

Jeder fühlt es: Unser Platz ist in Eelam, 
die Tamilen hier in Indien genauso wie die 
in der BRD. 


Das Interview führten 
Biggi Wolff/Wolfgang Berger 


Fotos, DM 19,80 
337-4 


"Ein Radio wie unser Land." 
Nicht nur ist Radio Dreyeck- 


land ein Stück Kultur unse- 
rer Region, sondern legt 


auch Zeugnis ab für den deut- 
schen Umgang mit Medien, die 
nicht den Kommerz, dafür an- 
dere Inhalte zum Ziel haben. 
Rechtzeitig zur anstehenden 
Entscheidung über die Lizenz- 
vergabe nun die Dokumentation 
des (bis jetzt) fast zehnjäh- 
rigen Kampfes. 


Dreisam-Verlag GmbH 


Luisenstr. 7, 7800 Freiburg 
Telefon 0761/36033 


PET, 


Ausbildung der tamilischen Guerilla 
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er weshalb dieses Thema 
aktueller denn je ist 


Willmander Propagandader Bundesregie- 
rung und der Landesregierung glauben, so 
überschwemmte bis Oktober ein „Asylan- 
tenstrom“ die Bundesrepublik, genauer 
gesagt: „diesen unseren Staat“. Zwarsindes 
derzeit weniger Flüchtlinge, die kommen. 
Doch hat sich im Prinzip nichts geändert: 
„Wirtschaftsasylanten“, die von unserem 
Wohlstand schmarotzen wollen, fallenüber 
uns her und rauben uns den letzten finan- 
ziellen Spielraum in den öffentlichen Kas- 
sen. 


Regierungslügen 


Nichts, aber auch gar nichts davon ist rich- 
tig. Richtig ist vielmehr, daß in den Jahren 
1933 bis 1945 ca. 800.000 Menschen aus 
dem Nazi-Deutschland flohen und Schutz 
(Asyl) in anderen Ländern fanden. Richtig 
ist weiterhin, daß auf Grund dieser Erfah- 
rung im Grundgesetz ein Grundrecht auf 
Asyl für politisch Verfolgte aufgenommen 
wurde (Art. 16 Abs. 2 Satz 2), als Verpflich- 
tung zur Solidarität gegenüber Menschen, 
denen es genauso geht wie den Hundert- 
tausenden von Juden, Sinti/Roma, Homo- 


sexuellen, inken: Christen USW, die vom 
Hitler-Regime der Vernichtung zugeführt 
werden sollten. Richtig ist schließlich, daß 
es in der Bundesregierung ca. 130.000 
Asylberechtigte gibt und etwas mehr als 
100.000 Asylbewerber. 

Falsch sind die Angaben der Bundesre- 
gierung, in der Bundesrepublik befänden 
sich über 600.000 Flüchtlinge. Diese Pro- 
pagandazahl kommt nur zustande, wenn 
man, wie dies Innenminister Zimmermann 
tut, die deportierten Zwangsarbeiter aus 
der Hitler-Zeit dazurechnet, ebenso wie 
die beträchtliche Zahl der wieder in die 
Heimat zurückgekehrten Asylberechtig- 
ten, die Kontingentflüchtlinge mitzählt und 
die Asylbewerber, die einen Zweitantrag 
stellten, doppelt rechnet, bzw. 6-fach, weil 
man annimmt, daß jeder Asylbewerber 
zwei Familienangehörige mitgebracht 
hätte... 

Falsch ist deshalb auch die Behauptung, 
daß die Bundesrepublik europaweit pro 
Bevölkerungsanteil am meisten Flücht- 
linge aufgenommen hätte. Es ist vielmehr 
das Gegenteilrichtig, wie die statistisch ver- 
gleichbaren Zahlen des UNO-Flüchtlings- 


kommissars zeigen. Danach sind in Soma- 
lia 13,6 % der Bevölkerung Flüchtlinge, im 
Iran 4,7 %, im Sudan 3,6 %. In Schweden 
sind es 1,1 %, in der Schweiz 0,5 %, in 
Frankreich 0,3 % und last not least sind in 
der Bundesrepublik, ebenso wie in Groß- 
britannien und Dänemark 0,2 % der Ein- 
wohner Flüchtlinge. 

Falsch ist also wohl auch, daß wir als 
einesderreichsten Länder der Welt nichtin 
der Lage wären, weitere Flüchtlinge beiuns 
aufzunehmen. Richtig ist vielmehr, daß 
unsere Regierungen hierzu nicht den politi- 
schen Willen haben, daß sie den Auftrag 
des Art. 16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz nicht 
ernst nehmen. 


Täter und Opfer 


Aber genug der Rechthaberei. Ziel dieses _ 
Artikels ist es nicht vor allem, Recht zu 
haben, sondern über die augenblickliche 
Asylpolitik zu informieren und viele Men- 
schen dazu zu motivieren, sich für die 
Flüchtlinge zu engagieren. Dies ist dringen- 
der denn je. Die Welt wird tatsächlich 
gerade von einer Flüchtlings„welle“ über- 
zogen, die kaum Vergleiche in der 
Geschichte kennt. Nach Angaben des 
UNO-Flüchtlingskommissars sind zur Zeit 
weltweitca. 15 Millionen Menschen aufder 
Flucht. Sie sind auf der Flucht vor den Bür- 
gerkriegen im Libanon oder in Eritrea, sie 
fliehen als Tamilen vor dem Vernichtungs- 
feldzug der Singhalesen in Sri Lanka, sie 
fliehen als kurdische Unabhängigkeits- 
kämpfer oder als Linke vorderimmernoch 
diktatorischen türkischen Polizei, sie flie- 
hen vor der Verheizung im iranisch-iraki- 
schen Krieg oder vor dem durch Khomeini 
religiös fanatisierten Mob... 

Es gibt auch Hunger- und Krisenflücht- 
linge. Doch die schaffen es selten biszu uns, 
sondern bleiben in Flüchtlingslagern der 
Nachbarländer hängen, in Ländern, für die 
es tatsächlich ein Flüchtlingsproblem gibt, 
wie z.B. Somalia oder der Sudan. nach 
Europa kommen nur ca. 5 % der weltweit 
Heimatvertriebenen. 

Was treibt diese Menschen aus ihrer 
Heimat? Bei genauem Hinsehen stellen wir 
fest, daß die Gründe zumeist in der Politik 
der Industriestaaten, wie z.B. der Bundes- 
republik, zu suchen ist: Im Krieg zwischen 
Iran und Irak wird ayf beiden Seiten mit 
deutschen Waffen gekämpft. Getötet wer- 
den Iraner und Iraki — verdienen tut z.B. 
daran die Oberndorfer Firma Heckler und 
Koch, Die Türkei erhält gerade die nächste 
Zusage für Leopard-Panzer — als Gegen- 
leistung für den Verzicht auf Freizügigkeit, 
die den türkischen Bürgern eigentlich nach 
dem Assoziierungsabkommen mit der EG 
zustehen würe, und als Gegenleistung für 
die Übernahme der Tiefflugübungen, die 
für die bundesdeutsche Bevölkerung (zu 
Recht) unerträglich wurden. Man kann und 
muß die bundesdeutsche „Entwicklungs- 


Asylantenheim in Hamburg 


hilfe“ und unsere Welthandelspolitik ein- 
mal genau unter die Lupe nehmen — und 
wird feststellen, daß diese Politik dazu 
führt, daß autoritäre Regierungen in der 3. 
Welt gestützt werden, daß der soziale 
Unterschied in diesen Ländern immer grö- 
Ber wird, daß wir gegenüber diesen Län- 
dern immer reicher werden, daß wir an 
Elend, Verfolgung, Krieg und Not in der 3. 
Welt nur eine daraus folgende Last zu tra- 
gen haben: den Profit. 

Und nun kommen Flüchtlinge hierher 
und wollen ein ganz klein wenig von den 
Brotkrumen abhaben, die uns vom Tisch 
fallen! Jetzt sind hier Leute, die bei uns 
Schutz vorder von uns mitzuverantworten- 
den Verfolgung suchen! Ein solches 
Anspruchsdenken ist wirklich überzogen!? 

So mancher Bundesbürger wird viel- 
leicht sagen: „Was kann ich dafür? Laßt 
mich mit dem Zeugs und mit den Asylanten 
in Ruh!“ (der Begriff ‚Asylant‘ ist übri- 
gens nicht zu empfehlen, man assoziiert 
dazu gleich: Simulanten, Spekulanten, 
Querulanten... man kann auch Flüchtlinge 
sagen, oder je nachdem Asylbewerber, 
-suchende od. -berechtigte). Der Bundes- 
bürger hat nicht Unrecht. Doch hat die 
Mehrheit dieser Bürger die Regierung 
gewählt, die derart Politik macht. Jeder von 
uns profitiert von den „günstigen“ Handels- 
bedingungen für die Bundesrepublik. 
Außerdem muß ich zurückfragen: „Wer hat 
etwas gegen die ausbeuterische Bundespo- 
liiik inder 3. Welt getan, wertutetwasdafür, 
daß diese Länder militärisch, politisch usw. 
von uns in Ruhe gelassen werden?“ 


Die Unmöglichkeit, in die 
Bundesrepublik zu kommen, 
und die Leichtigkeit, 

wieder rauszufliegen 


Keine Ruhe finden die dort politisch Ver- 
folgten. Für sie ist es schon fast unmöglich, 
aus dem Land zu kommen. Erforderlich ist 
dafür ein Visum (nicht nur für die Einreise 
in die Bundesrepublik). Und dieses Visum 
erhält man zumeist nur auf der Botschaft in 


der Hauptstadt, insbesondere vor den Bot- 
schaften steht Polizei... Die einzige Chance, 
ohne Visum in die Bundesrepublik zukom- 
men, bestand über das sog. „Loch“ Berlin. 
Dieses „Loch“ gestopft zu haben, ist der 
fragwürdige Erfolg unseres SPD-Bruders 
Johannes. Gelangt ein Flüchtling, vielleicht 
nach Bezahlung von mehreren Tausend 
Mark, an einc Fluchthilfeorganisation, die 
falsche Papiere besorgte (die Ausbeutung 
der Flüchtlinge durch sog. Schlepperorga- 
nisationen ist nur durch Aufhebung der 
Visumspflicht zu stoppen), in die Bundes- 
republik, so ist dieser hier noch lange nicht 
in Sicherheit. Wer länger als 3 Monate auf 
seiner Flucht in einem anderen Land war, 
der wird an der Grenze (und dem wird der 
Antrag) als „unbeachtlich“ abgewiesen. 
Oder: Wer die Einlegung eines Rechtsmit- 
tels! verpaßte, z.B. weil der den deutschen 


Palästinensische Flüchtlinge im Libanon 
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Bescheid nicht verstand, oder nicht mit 
unserem Rechtssystem zurechtkommt, der 
ist abgelehnt. Die Beschneidung des 
Rechtsschutzes® durch das Asylverfah- 
rensgesetz tut das übrige, um trotz politi- 
scher Verfolgung einen Asylbewerber 
ablehnen zu können. 

Kommt es zum Gerichtsverfahren, so ist 
diesnoch lange keine Gewähr für einerich- 
tige Entscheidung. Die Verfolgung der 
Tamilen durch die Singhalesen wird vom 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) 
nicht anerkannt. Folter in der Türkei ist 


‚nach Ansicht von Gerichten kein Asyl- 


grund. Ja, es gibt ein Gericht, das OLG 
Lüneburg, das noch keinen Asylbewerber 
anerkannt haben soll. Diese Rechtspre- 
chung verwundert nicht, wenn man sich die 
Erkenntnisquellen der Gerichte ansieht: 
Gutachten werden nicht eingeholt von 
unabhängigen Organisationen wie Amne- 
sty International, sondern vom Auswärti- 
gen Amt. Dieses hat i.d.R. kein gesteigertes 
Interesse, es sich durch präzise Schilderun- 
gen der Zustände in den Ländern mit den 
dortigen Regierungen zu verderben. 

Jetzt wird den Asylbewerbern vorge- 
worfen, sie verschleppten das Verfahren, 
Das Gegenteil ist richtig. Die Flüchtlinge 
haben ein starkes Interesse, möglichst bald 
Gewißheit zu haben, ob sie in.der Bundes- 
republik bleiben können. Schuld an den 
langen Verfahren sind die Regierungen. So 
schreien z.B. Bayern und Baden-Württem- 
berg am lautesten nach Verfahrensverkür- 
zungen, doch dauern hier die Verfahren am 
längsten (30 und 23 Monate durchschnitt- 
lich). Als in Berlin kilometerlange Schlan- 
gen von Asylsuchenden im Fernsehen zu 
sehen waren, standen in Frankfurt Aufnah- 
melager leer. In Berlin wurden derzeit 3 
Beamte eingesetzt, um die Flüchtlinge 
„abzufertigen“. Oder: Als jetzt eine ableh- 
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nende Asylentscheidung des BverwGs 
Berlin erging, legte der Bundesbeauftragte 
für Asylangelegenheiten gegen Hunderte 
von Anerkennungen Berufung ein — was 
ein weiteres Verschleppen der Verfahren 
um Jahre bedeutet. 


Abschreckung in Sammellagern 
und Gemeinden 


Während der Zeit des Asylverfahrens ver- 
sucht man. insbesondere in Baden-Würt- 
temberg, durch schlechte Lebensbedin- 
gungen Asylbewerber „freiwillig“ zur 
Ausreise zu bewegen. Dieses, Abschrek- 
kungskonzept sah zunächst ausschließlich 
die Unterbringung in Sammellagern vor: 
zusammengepfercht mit vielen Flüchtlin- 
gen anderer Sprache, Nationalität und 
Religion auf engstem Raum, zur Untätig- 
keit verurteilt durch Arbeitsverbot und 
Kochverbot(!), entmündigt durch das 
„Sachleistungsprinzip® und 70 DM 
Taschengeld im Monat (für Fahrkarten, 
Rechtsanwalt, persönliche Bedürfnisse, 
Toilettenartikel-usw.) wurden und werden 
Bewohner von Sammellagern seelisch zer- 
mürbt und kaputtgemacht. Teilweise wurde 
die Sozialhilfe gekürzt, weildie Bedürfnisse 
von Flüchtlingen aus der 3. Welt nicht 
denen eines Deutschen entsprachen, teil- 
weise wurden die mit Arbeitsverbot beleg- 
ten Asylbewerber zu „gemeinnütziger“ 
Zwangsarbeit für 1 oder 2 DM pro Stunde 
verpflichtet. Umes nochmals klar zu sagen: 
Die Asylbewerber, dieohne zu.arbeiten auf 
unseren Straßen „herumlungern“, würden 
gerne arbeiten, so daß sie „uns nicht aufder 
Tasche liegen müßten“, doch sie sind 
gezwungen, öffentliche „Hilfe in 
Anspruch zu nehmen. 

Als die Sammellager trotz all dieser 
Abschreckungsmaßnahmen nicht weiter 
überfüllt werden konnten, wurden die 
Flüchtlinge ab Herbst 1985 auf die 
Gemeinden über 10.000 Einwohner ver- 
teilt. Das Land versucht aber über finan- 
ziellen Druck die Gemeinden dazu zu brin- 
gen, auch dort Sammellagerbedingungen 
für die Flüchtlinge zu schaffen: Die 
Gemeinden erhalten nur 250 DM pro Jahr 
für Verwaltungs- und Sozialbetreuungsko- 
sten. Unterbringungskosten werden nur 
erstattet für 4,5 qm pro Asylbewerber.’ 
Unangemeldet werden oft vor dem Rat- 
haus die zugewiesenen Asylsuchenden 
abgeliefert. Leider richtet sich die Aggres- 
sion wegen dieser Politik nicht gegen die 
Landesregierung, sondern oft genug gegen 
die Flüchtlinge. Die Gemeinden stehen oft 
vor fast unlösbaren Unterbringungspro- 
blemen und greifen dann nicht selten zur 
schlechtesten Lösung: In Wohncontainern 
aus Blech werden die Flüchtlinge verstaut 
— 3 pro Kiste. 

Während Gemeinden über 10.000 Ein- 
wohner gezwungen werden, Asylbewerber 


unterzubringen, ist es Gemeinden unter. 


10.000 Einwohnern verboten, Flüchtlinge 
aufzunchmen. Auch Privatpersonen ist es 


. verboten, durch Zurverfügungstellen von 


Wohnraum Flüchtlingen zu helfen, es sei 
denn, die Gemeinde willigt ein. 


Die neuesten Verschärfungen 


Eigentlich sollteman glauben, daßesgenug 
der Drangsalierung von Flüchtlingen ist. 
Weit gefehlt. Die CDU-Regierungen haben 
sich die Asylsuchenden ausgesucht, um auf 
deren Rücken Wahlkampf zu machen. Mit 
dabei war wieder Baden-Württemberg, als 
es gemeinsam mit Bayern und Berlin im 
Herbst 1985 eine Bundesratsinitiative zur 
Verschärfung des Asylverfahrensgesetzes 
einbrachte: Flüchtlingen aus Gebieten, wo 
wirtschaftliche Not, Krieg oder Bürger- 
krieg herrscht, soll grundsätzlich kein Asyl 
mehr gewährt werden. Das Arbeitsverbot 
soll verbindlich für alle Länder auf 5 Jahre 
ausgeweitet werden. Selbst anerkannte 
Asylbewerber sollten durch 2-jährige 
Überprüfung ihrer Berechtigung dauernd 
Angst vor einer drohenden Ausweisung 
haben usw.. 

In Reaktion auf diese Bundesratsinitia- 
tive einigten sich die CDU und die FDP am 
23. Juli 1986 auf Verschärfungen, die noch 
vor der Bundestagswahl verabschiedet 
werden sollen: Nachfluchtgründe, also 
Asylgründe, die erst durch politische Betä- 
tigung in der Bundesrepublik entstanden, 
sollen generell nicht mehr anerkannt wer- 
den. Wer sich länger als 3 Monate in einem 
anderen Land aufhielt (und sei es ein so 
gastfreundliches wie Baden-Württem- 
berg), der wird zurückgeschickt. Weitere 
Bundesratsvorschläge wurden von den 
Koalitionspartnern übernommen. 

Den nächsten Schlag versetzte die Bun- 
desregierung, als sie am 26. 8. die Visums- 
pflicht für die noch fehlenden Haupther- 
kunftsländer einführte: Libanon, Syrien, 
Ghana, Pakistan und Bangladesh. Flugver- 
kehrsunternehmen, die Flüchtlinge ohne 
Papiere transportieren, wird nicht nur der 
Entzug der Landeerlaubnis angedroht, sie 
haben auch eine Buße zu bezahlen und 
müssen für die Kosten der Rückführung 
der Flüchtlinge sorgen. Privatunternehmen 
werden also per Strafandrohung zu Poli- 
zeiaufgaben herangezogen... im Dienste 
des Asylmißbrauchs durch die Bundesre- 
gierung. Die Visumserteilung wird noch 
strikter gehandhabt. Außerdem heißt esin 
dem Beschluß der Bundesregierung: „Das 
Auswärtige Amt wird sich gegenüber den 
Heimatländern von Abzuschiebenden 
fortgesetzt bemühen, etwaige Abschie- 
bungshindernisse zu beseitigen. die Her- 
kunfts- und Haupttransitländer sollen für 
eine Zusammenarbeit in der Flüchtlings- 
problematik gewonnen werden.“ Mitande- 
ren Worten: Statt Flüchtlingen Schutz zu 
bieten gem. Art. 16 Abs, 2 Satz 2 GG mau- 
schelt die Regierung mit den Verfolgerstaa- 
ten über die Abschiebung. Wie dies kon- 
kret aussieht, wissen wir aus einigen Fällen 
in der Türkei: der türkische Geheimdienst 
MIT wurde rechtzeitig von deutschen 
Behörden über Abschiebungen informiert, 
um die abgelehnten Asylbewerber sofort 
vom Flughafen abholen zu können. 

Auch das Land ließ sich nicht lumpen: 
Da ca. 1/4 der abgelehnten Asylbewerber 
Zweitanträge stellt — nicht grundlos, wie 
wiroben sahen — beschloßsie, auch am 26. 


8. 1986: Einrichtung einer zentralen Aus- 
länderbehörde für die Entscheidung über 
Folgeanträge in Karlsruhe, Wohnsitz- 
pflicht aller abgelehnten Bewerber in der 
ZAST Karlsruhe, Einrichtung einer zen- 
tralen Abschiebestelle beim Regierungs- 
präsidium in Stuttgart. Wieder in anderen 
Worten: Zweitantragsteller werden in 
Karlsruhe konzentriert, um schneller abge- 
lehnt und dann zentral abgeschoben wer- 
den zu können — unter Ausschluß von 
Anwälten, Bekannten und kritischer 
Öffentlichkeit. Die ersten derartigen 
Schnellabschiebungen — an einem Tag 
Schnellanhörung, am nächsten ab in die 
„Heimat“ — sind schon angelaufen. 

Am 3. 10. 86 sorgten insbes. die CDU- 
regierten Länder bei der Innenminister- 
konferenz in Saulgau für die nächste 
Schweinerei: Entgegen der Regelung des $ 
14 AusiG, der auch abgelehnten, aber aus 
anderen als politischen Gründen bedroh- 
ten Flüchtlingen de facto den Aufenthalt 
gestattet (ca. 1/3 der Ablehnungen), sollen 
Flüchtlinge auch in Krisengebiete abge- 
schoben werden (soweit ist auch die SPD 
einverstanden).Nichtabgeschoben werden 
nur diejenigen, deren Verfolgung „wesent- 
lich über das Maß dessen, was in dem Staat 
allgemein oder von einer bestimmten 
Volks- oder Religionsgruppe allgemein zu 
erdulden ist,“ hinausgeht. Bei geringfügiger 
Strafbarkeit können selbst solche Leute 
abgeschoben werden. Diese seit Oktober 
praktizierte Regelung hätte für die vor dem 
Nazi-Faschismus flüchtenden Juden 
durchweg die Abschiebung und den Tod in 
Deutschland bedeutet, da die „Endlösung” 
die übliche Behandlung von Juden war. 
Angewendet werden soll dieser „Kriterien- 
katalog“ der CDU-Länder zunächst auf 
Libanesen, dann aber auf Iraner(!) und 
Tamilen(!). 

Als voläufig letzter Hammer kam am 13. 
11. 1986 die oben dargestellte Verschär- 
fung des Asylverfahrensgesetzes durch den 
Bundestag. Die Asylhetze ist aber noch lang 
nicht zu Ende. Zwar haben die Asylbewer- 
ber,dieüber Ost-Berlinkommen, drastisch 
abgenommen (75 im Oktober 86 ern der 
SPD-Lochstopf-Politik, doch läßt sich die 
CDU diesen Wahlkampfrenner nicht so 
leicht vom Butterbrot nehmen. Es zeichnet 
sich schon jetzt ab, daß insbesondere in 
Baden-Württemberg in der nächsten Zeit 
mit massenhaften Abschiebungen zu rech- 
nen ist. 

Sollte Asylpolitik irgendwann einmal 
kein Thema mehr für die etablierten Par- 
teien sein, so nur, wenn es das Asylrecht de 
facto nicht mehr gibt. Hierzu muß nicht das 
Grundgesetz geändert werden. Wie wir 
gesehen haben, ginges bis heute auch ohne 
diese Verfassungsänderung. 

Die CDU verfolgt mit ihrer Asylhetze 
ganz bewußt eine Wahlkampfstrategie: 
Durch Ausgrenzung, Entrechtungund Dis- 
kriminierung der ohnehin schon 
schutzlosen Gruppe der Asylsuchenden 
lenkt sie unter geschickten Ausnutzung 
und Förderung alter nationalistischer 
Gefühle in der Bevölkerung von den wirkli- 


chen Problemen ab: Für Arbeitslosigkeit 
und Sozialabbau, für atomare Bedrohung, 
Waldsterben und Umweitzerstörung sind 
sicher nicht die Flüchtlinge verantwortlich, 
sondern die Regierung. Mit Arbeitsverbot 
einerseits (Schmarotzer, Taugenichtse)und 
andererseits dem Argument, die Auslän- 
der nähmen uns Deutschen die Arbeits- 
plätze weg (Wirtschaftsasylanten), werden 
die Flüchtlinge für die realexistierendeund 
berechtigte Existenzangst vieler Bürger 
verantwortlich gemacht. In Bayern war die- 
ses Wahlkampfkonzept schon erfolgreich. 
Parallelen aus der deutschen Geschichte 
drängen sich auf. 

Mit einer an die deutsche Identität 
appellierenden Politik, mit offenem oder 
aber verdecktem Rassismus sollte in 
Deutschland nicht wieder Politik gemacht 
werden können. Deshalb sind alle demo- 
kratisch und solidarisch denkenden Deut- 
schen aufgefordert, sich für die reale Wie- 
dereinführung des Asylrechts einzusetzen, 
gegen die ausländer- und asylfeindlichen 
Tendenzen in diesem unserem Land zu 
kämpfen. 

Wir sind aufgefordert, innerhalb, aber 
insbesondere außerhalb der Parlamente 
uns zu engagieren für: 

— Aufhebung der Visumspflicht, 

— Freizügigkeit statt Residenzpflicht, 

— menschenwürdige Lebensbedingungen 
für Flüchtlinge, 


‚Wohn'container in Berlin 
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— kein Arbeits- und Ausbildungsverbot 
und 
— Auflösung der Sammellager und der 

ZAST. 

Insbesondere auf kommunaler Ebene 
müssen wir uns für humanere Lebensbe- 
dingungen für die Flüchtlinge einsetzen, 
müssen wir den Kontakt und den Aus- 
tausch zwischen Deutschen und Flüchtlin- 
gen suchen. Neben der konkreten Flücht- 
lingsarbeit und der politischen Auseinan- 
dersetzung wird es zunehmend wichtig, 
bedrohte Flüchtlinge, die abgeschoben 
werden sollen, zu schützen. Dies entspricht 
zwar nicht dem Gebot der Regierung und 
der Gesetze, wohl aber dem Gebot der 
Menschlichkeit. 

Thilo Weichert 


Anmerkungen 

1. eine Woche bei sogenannten „offensichtlich unbe- 
gründeten“ Anträgen; für Deutsche gelten überall 4 
Wochen Rechtsmittelfrist 

2.kein Widerspruchsverfahren, Enischeidungskom- 
petenz bei einer Person, Beschränkung des Rechis 
auf Berufung und Revision 

3. zum Vergleich: Ausländische Arbeitnehmer kön- 
nen ausgewiesen werden, wenn sie nicht 12 qm 
Wohnraum pro Person nachweisen können 


Thilo Weichert ist parlamentarischer Bera- 
ter der grünen Landtagsfraktion Baden- 
Württemberg im Bereich Innenpolitik. Sei- 


ne Arbeitsschwerpunkte sind u. a. Auslän- 
der, Asyl. 
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„Angst, einfach Angst...“ 


Interview mit den Organisatoren der Fluchtburg Berlin 


Die Aktion „Fluchtburg Berlin“ wird 
hauptsächlich von dem Ausländer- 
bereich der alternativen Liste Berlin 
organisiert, erhält Unterstützung 
aber über dieses Spektrum hinaus. 
In der Geschäftsstelle der AL wurde 
ein Büro eingerichtet, in dem die 
Aktion nicht nur organisiert wird, 
sondern auch Flüchtlinge beraten 
werden. Dort wurde das nachfol- 
gende Interview Anfang Januar 
1987 geführt. 


Die Situation für die Flüchtlinge aus dem 
Libanon hat sich in Berlin seither ver- 
schlechter. Nachdem der Innensenator 
von Berlin, Kewenig, im Oktober 86 be- 
schieden hatte, daß die Lage im Libanon 
sich soweit beruhigt hätte, das nunmehr 
Abschiebungen in den Libanon vorge- 
nommen werden könnten, verfügte er im 
Dezember 86 einen neuerlichen Abschie- 
bestop. Um den zu begründen fuhr er für 
knapp drei Tage nach Beirut. Zu bezwei- 
feln ist, daß man sich in dieser Zeit ein Ur- 
teil bilden kann. Als sicher kann gelten, 
daß der Abschiebestop schon vorher be- 
schlossene Sache war. 

Von dem Beschluß vom Oktober 86 
wären nicht nur die Pendler und straffällig 
gewordene Flüchtlinge aus dem Libanon 
betroffen gewesen, sondern auch alle Li- 
banesen, die bisher den Status der ‚Gedul- 
deten‘ besaßen. 

Kewenigs Androhung, abzuschieben, 
löste unter den Flüchtlingen aus dem Li- 
banon Angst und Verwirrung aus, die 
auch auf Nichtbetroffene übergriff. Dazu 
ein Organisator der Aktion: „Wir wissen 
natürlich nicht, wieviele Flüchtlinge das 
Land freiwillig verlassen haben, weil sie 
die Schikanen und den Terror ihnen ge- 
genüber nicht mehr ausgehalten haben.“ 

Nachdem der UN-Hochkommissar für 
Flüchtlingsfragen im Dezember gegen die 
Abschiebung eines sechzehnjährigen Pa- 
lästinensers intervenierte und auch die 
Einschätzung der deutschen Botschaft ge- 
gen eine Abschiebung sprach, wurde der 
‚neuerliche Abschiebestop verhängt. Bei 
der Aktion Fluchtburg Berlin mutmaßt 
man als Grund auch die Absicht des In- 
nensenats, der gewonnenen Aufmerksam- 
keit und der Unterstützung für die Aktion 
den Wind aus den Segeln zu nehmen. 

Das erste Gespräch, dem das abge- 
druckte Interview zugrunde liegt, wurde 
noch während dieses zweiten Abschiebe- 
stops geführt. Obwohl sich die Lage da- 
durch entspannt hatte, kamen immer wic- 
der Flüchtlinge zur Beratung, klingelte 
unentwegt das Telefon. Eine Organisato- 
rin: „Das ist noch harmlos gegenüber dem 


Zerstörte Häuserzeile in Beirut 


Andrang nach der Aufhebung des Ab- 
schiebestops — da war hier der Teufel 
los.“ 

Drei Tage später wurde der Abschiebe- 
stop aufgehoben. Aus Berlin wird wieder 
abgeschoben. 


Frage: Wie hat Innensenator Kewenig im 
Oktober 86 seine Entscheidung begründet, 
in den Libanon abzuschieben? 


Antwort: Er ist ja Anfang Oktober 86 in 
den Libanon gefahren, für zweieinhalb Ta- 
ge. Und nachdem er wieder hier in Berlin 
war, ließ er verlauten, daß sich die Lage im 
Libanon beruhigt hätte; Beirut sei eine 
Stadt am Mittelmeer, wie andere Städte 
auch, außer, daß da ein paar Leute mit 
Maschinengewehren rumlaufen. 

Als Argument für eine Abschiebung 
hat er weiter angeführt, daß seine Ge- 
sprächspartner im Libanon ihm versichert 
hätten, den Flüchtlingen könne im Liba- 
non nichts passieren. Schon aus dem 
Grund, daß es dort für die unterschied- 


lichsten Gruppen jeweils Kantone gäbe, 
wobei die Flüchtlinge eben nur die richti- 
gen Gruppen mit den dazugehörigen Kan- 
ton aussuchen müßten. 


Abgesehen davon, daß es innerhalb 
dieser Kantone nicht unbedingt friedlich 
zugeht und deren Grenzen zum Teil um- 
kämpft sind, ist die Frage: Wie kommen 
die Flüchtlinge dahin? Der Flughafen Bei- 
rut ist ja die zentrale Drehscheibe bei Ab- 
schiebungen in den Libanon, und wie soll 
man von da aus z.B. in den Norden kom- 
men, ohne durch gefährliches Gebiet zu 
fahren? Z.B. müßten Palästinenser dann 
durch Amal-Patroullien durch. Das ist 
schlichtweg unmöglich. Oder, daß die 
Flüchtlinge dann eben über irgendwelche 
Häfen in den Libanon kommen sollen — 
geht auch nicht, weil zur Zeit kein Hafen 
von See aus zugänglich ist. 


Frage: Welche Personengruppe wäre von 
den Auswirkungen dieses Beschlusses be- 
troffen? 


Antwort: Betroffen sind von dieser Ent- 
scheidung all die libanesischen Flüchtlin- 
ge, die bisher den Status von Geduldeten 
hatten, d.h., deren Asylantrag zwar rechts- 
kräftig abgelehnt worden ist, die aber aus 
humanitären Gründen bisher nicht abge- 
schoben worden sind. Einen Rechtsan- 
spruch auf Duldung gibt es nicht, die Ent- 
scheidung darüber liegt also ausschließ- 
lich beim Senat. 

Palästinenser oder Kurden, soweit sie 
nicht Straftäter oder Pendler sind, sind 
von der Entscheidung bisher nicht betrof- 
fen. 


Frage: Wieviel Menschen sind das unge- 
fähr, die jetzt mit einer Abschiebung rech- 
nen müssen? 


Antwort: So um die 500 Personen, aber 
die Zahlen schwanken. Einmal wird ge- 
sagt, es wären 370 Familien, dann wieder, 
es wären 470 Einzelpersonen, also, ge- 
naue Zahlen kann man vom Senat nicht 
bekommen. Und über die Flüchtlinge sel- 
ber ist es auch sehr schwierig, Informatio- 
nen darüber zu bekommen, nicht nur, weil 
sie über ganz Berlin und alle Heime ver- 
streut leben, sondern weil auch noch nicht 
alle so eine ‚Ausreiseforderungsandro- 
hung‘ bekommen haben. 


Frage: Wie war deren Reaktion auf den 
Beschluß, ihnen die Duldung zu entzie- 
hen? 


Antwort: Die erste Reaktion war natürlich 
Angst, sehr große Angst, jetzt in den Liba- 
non abgeschoben zu werden. Und viele 
wußten auch nicht, was sie nun machen 
sollen, was da genau auf sie zukommen 
wird, wie die ganze Prozedur abläuft hier 
in Berlin. Die haben sich zum Teil gar 
nicht mehr getraut, zu den Meldefristen 
auf die Behörde zu gehen, aus Angst, dort 
festgenommen und dann in ein Flugzeug 
gesetzt zu werden. Und diese Angst hat 


Kewenig, Innansenator 


u N 
Küche in einem Asylantenwohnheim 


auch übergegriffen auf Leute, die eigent- 
lich nichıs zu befürchten haben, die aber 
verunsichert sind und oft auch nicht wis- 
sen, wer nun wovon betroffen ist. Das 
merkt man hier in der Flüchtlingsberatung 
oft, z.B. war neulich ein Palästinenser hier, 
dem nichts passieren konnte, der aber ein- 
fach panische Angst hatte, zur Polizei zu 
gehen. 


Frage: Ist die Initiative zu der Aktion 
‚Fluchtburg Berlin‘ von den Betroffenen 
ausgegangen, oder wurde sie in erster Linie 
von euch initiiert? 


Antwort: Nein, das ging vom Ausländer- 
bereich der AL aus. Nachdem bekannt 
wurde, daß der Abschiebestop aufgeho- 
ben werden sollte, hat die Bereichsgruppe 
sich getroffen und überlegt, wie darauf 
reagiert werden kann und sollte. Dabei 
wurde die Idee zur ‚Fluchtburg Berlin‘ ge- 
boren. 


Frage: Was umfaßt diese Aktion alles? 


Antwort: Zuerst war cs wichtig, überhaupt 
einmal Kontakt herzustellen, d.h. in die 
Heime zu gehen und die betroffenen Lib- 
anesen aufzusuchen und sie dort zu be- 
treuen. Auch, um ihnen zu zeigen, daß sie 
in dieser Situation nicht alleine sind und 
sie mit unserer Solidarität rechnen kön- 
nen. Der nächste Schritt ist, sie auf den 
Behördengängen zu begleiten bzw. für sie 
auf die Behörden zu gehen. Das ist wich- 
tig, weil die Beamten vor den Deutschen 
sich nicht trauen, die sonst üblichen 
Frechheiten und Schikanen zu betreiben. 

Das sind so die beiden wesentlichen 
Elemente der Aktion. Das Verstecken ist 
natürlich auch wichtig, wird aber hochge- 
peitscht von der Presse. Vie] wichtiger ist 
die Heimbetreuung und die Hilfe auf den 
Behörden. 


blätter des iz3w, Nr. 139, Februar 1987 57 


Frage: Aber meines Erachtens war das 
doch der Aufhänger der Aktion, auch das 
Element, das am meisten Wirbel verur- 
sacht und überhaupt erst die Öffentlichkeit 
aufmerksam gemacht hat. Gerade, weil da- 
mit die Solidarität einen Schritt weiter geht, 
als das üblicherweise der Fall ist... 


Antwort: Natürlich, und wir werden auch 
verstecken, wenn es notwendig werden 
sollte. Wir haben auch genügend Woh- 
nungen und Leute, um Flüchtlinge ver- 
stecken zu können. 


Frage: Euer Aufruf zur Aktion ‚Flucht- 
burg Berlin‘ ist demnach gut angekom- 
men? 


Antwort: Ja, besser, als ich erwartet hatte. 
Nicht nur unter den AL-Mitgliedern, son- 
dern auch darüber hinaus war die Reso- 
nanz recht groß. 

Aber wir müssen noch mehr Öffenlich- 
keitsarbeit machen, denn außer in den üb- 
licherweise berichtenden Zeitungen ist 
nicht sehr viel darüber veröffenlicht wor- 
den — und die Kampagne soll ja auch Öf- 
fentlichkeit für die Flüchtlinge bringen. 
Die Springer-Presse hat natürlich ziemlich 
gehetzt. 


Frage: Und wie war die Reaktion der 
Flüchtlinge selber auf diese Aktion? 


Antwort: Ganz gut... 


Frage: Es bestand bei den Flüchtlingen al- 
so schon Bedarf? 


Antwort: Ja, das beweist allein schon der 
Andrang, der hier während unseres 
Donnerstagstreffen herrscht und auch den 
Tag über kommen viele Flüchtlinge hier- 
her zur Beratung — nicht nur Libanesen. 


Frage: Wollten sich denn überhaupt 
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Flüchtlinge verstecken lassen oder ist dieser 
Teil der Aktion eher an den Bedürfnissen 
der Leute vorbei geplant — es ist ja kein 
Leichtes, sich hier auf unbestimmte Zeit 
verstecken zu lassen. 


Antwort: Doch, es gibt Leute, die sich eher 
verstecken lassen, als daß sie in den Liba- 
non zurück gehen, Das deutet auch den 
Druck an, unter dem die Leute stehen. 
Aber man darf sich das nicht so abenteu- 
erlich vorstellen, wie es sich anhört: ver- 
stecken bedeutet nicht, daß die nun den 
ganzen Tag in einem Hinterzimmer ver- 
borgen werden müssen — die leben ja 
mehr oder weniger ‚normal‘ weiter, nur 
das sie keine polizeibekannte Adresse ha- 
ben. 


Frage: Weiche Erfahrungen sind denn bis- 
her mit dem Verstecken gemacht worden, 
gab es da auch Schwierigkeiten unter den 
Leuten? 


Antwort: Es gab da zum Teil Schwierigkei- 
ten, die sich hauptsächlich um die Ver- 
ständigung drehten — ein Flüchtling 
konnte z.b. weder Deutsch noch Englisch, 
das war natürlich schwierig für beide Sei- 
ten. Meistens haben sie aber ganz gute Er- 
fahrungen miteinander gemacht. 

Bis jetzt gab es ja auch nur drei Fälle, 
bei denen es notwendig geworden ist, zu 
verstecken, und die sind jetzt auch wieder 
legalisiert, nachdem der vorläufige Ab- 
schiebestop (über Weihnachten/Neujahr, 
ist jetzt wieder aufgehoben worden! d. 
Red.) in Kraft getreten ist. 


Frage: Wie war die Reaktion des Senats 
bzw. seiner Organe auf diese Aktion, seid 
ihr z.B. bisher einmal mit der Polizei kon- 
frontiert gewesen? 


Antwort: Direkte Eingriffe der Polizei in 
die Aktion hat es bisher noch nicht gege- 
ben, das dürfte rechtlich auch ziemlich 
schwer zu rechtfertigen sein. Natürlich 
weiß man nie, wieviel Spitzel bzw. ob hier 
Spitzel rumlaufen, 

Nun hat Kewenig allerdings verlauten 
lassen, daß die, die wissentlich einen 
Flüchtling verstecken, mit bis zu drei Jah- 
ren Haft rechnen müssen. Ich weiß ja 
nicht, wie das in West-Deutschland ist, 
aber für Berlin ist das Quatsch: Wenn du 
eine Vorstrafe hast, kann es maximal eine 
Haftdauer von einem Jahr dafür geben, 
ansonsten Geldstrafe. Aber die müssen 
dir erstmal beweisen, daß du gewußt hast, 
daß die illegal hier sind. Wenn du einen 
Freund zu Besuch hast, kannst du ja nicht 
dessen Pass kontrollieren, du bist doch 
nicht der Bundesgrenzschutz. 


Frage: Nochmal zurück zu den Behörden- 
gängen: welche Erfahrungen gibt es da? 


Antwort: Die versuchen natürlich, das ab- 
zublocken, wo sie nur können. Und fahren 
mit einer ganzen Menge Tricks auf, um 
das zu verhindern: Die sagen den Betreu- 
ern, das sie kein Recht hätten, auf der Be- 
hörde zu erscheinen, daß sie, wenn sie 
statt der Flüchtlinge dorthin gehen, für die 


ein Attest bräuchten, oder sie wollen die 
Vollmacht nicht anerkennen bzw. wollen 
sie beglaubigt haben — das stimmt zwar 
alles nicht, aber zuerst sind die Betreuer 
davon meistens zu beeindrucken. Die ha- 
ben ja keine juristische Ausbildung und 
sind oft unsicher über ihre Rechte. Aber 
sowas klären wir dann hier und die Be- 
treuer gehen dann eben ein zweites Mal 
dahin — das hat also höchstens aufschie- 
bende Wirkung, ist für die Betreuer aber 
auch ziemlich stressig. Ist halt reine Schi- 
kane. 


Frage: Von den Beamten und der Behörde 
geht also der Wille aus, solche Hilfen zu 
verhindern? 


Antwort: Na klar, irgendwie müssen die 
auch reagieren, wenn die da auf einmal so- 
viel Deutsche auf dem Amt haben — und 
da versuchen sie eben, durch solche Tricks 
ihre Schikanen weiter zu betreiben. 


Frage: Solche und andere Schikanen sind 
gegenüber den Flüchtlingen sonst auch auf 
der Tagesordnung? 


Antwort: Ja, da laufen schon halbe Er- 
pressungen, falsche Angabe und Verspre- 
chungen von seiten der Behörde. Z.B. 
wurde einem Flüchtling gesagt, hier, un- 
terschreib das, das ist wichtig für dich, und 
dann hat der unterschrieben, daß er frei- 
willig ausreisen wolle. Oder die drohen, 
daß die Duldung nicht verlängert wird, 
wenn keine Unterschrift unter ein Passan- 
tragsformular gesetzt wird (erst mit einem 
Pass können Flüchtlinge in den Libanon 
abgeschoben werden / d. Red.). 

Und dann gibt es natürlich auch noch 
Beamte, die haben bestimmte Leute auf 
dem Kieker, und die dürfen dann einmal 
in der Woche bei ihnen aufkreuzen — und 
das ist kein Spaß: Nummer ziehen, stun- 
denlang warten und immer die Unsicher- 
heit im Nacken. 

Richtig schlimm wird es in solchen Fäl- 
len, wo es direkt um die Abschiebung geht 
— z.B. gab es da einen Fall, da kamen 
morgens um halb sieben Polizeibeamte in 
Zivil in ein Heim und haben einen Palästi- 
nenser herausgeholt, mit der Begründung, 
er habe einen Gerichtstermin. Und er sol- 
le sich Geld mitnehmen, angeblich zum te- 
lefonieren. Um 11.30 Uhr war er noch im- 
mer nicht wieder da, und seine Familie 
wunderte sich, wo der Mensch bleibt. Und 
dann kam die Information, daß er in Bei- 
rut sei. Das mußt du dir mal vorstellen! 
Der Mensch war schwer nervenkrank, 
und seine größte Angst war, wieder in den 
Libanon zurück zu müssen — er war in 
Chattila 1982 (In dem palästinensischen 
Flüchtlingslagern Sabra und Chattila wur- 
de mit Duldung des israelischen Militärs 
von christlichen Milizen ein Massaker an- 
gerichtet / d. Red.). 


Frage: Kommen wir noch einmal zurück 
auf die Aufhebung des Abschiebestops. Be- 
troffen davon sind Libanesen, die bisher 
den Status von Geduldeten hatten. Was ist 
bisher passiert und was steht zu befürchten, 


daß es passiert? 


Antwort: Passiert ist bisher, daß nach der 
Ankündigung Kewenigs, die Geduldeten 
abzuschieben, ein Schreiben an die betref- 
fenden Personen rausgegangen ist, das 
man vielleicht als ‚Ausreiseaufforderungs- 
androhung‘ bezeichnen kann. Und das 
Schreiben hat folgenden Wortlaut: ‚Sehr 
geehrter Herr/Frau XY, ich beabsichtige, 
sie zur Ausreise aufzufordern. Ihr Asy- 
lantrag ist rechtskräftig abgelehnt worden, 
bis jetzt wurde auf Grund der Lage im Li- 
banon ihr Aufenthalt hier gedultet. Mir 
liegen Informationen vor, daß sich die La- 
ge im Libanon verändert hat, so das eine 
Rückkehr nunmehr zumutbar ist. Sie er- 
halten Gelegenheit, sich dazu gemäß $ 28 
Verwaltungsverfahrensgesetz innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen zu äußern. Hoch- 
achtungsvoll, im Auftrag.“ Und dann 
kommt die Ausreiseaufforderung. 

Aber dazu ist zu sagen, daß die bisher 
noch zu keinem Libanesen gekommen ist, 
der bisher einen Geduldeten-Status hatte. 
Da ist dann ja auch der Abschiebestop 
Ende des Jahres gekommen, nachdem der 
UN-Hochkommissar für Flüchtlingsfra- 
gen in Bonn interveniert hatte. Offiziell 
soll das natürlich nichts miteinander zu 
tun haben. 


Frage: Bisher ist also noch keine Ausreise- 
aufforderung an die geduldeten Libanesen 
ergangen? 


Antwort: Nein, allerdings an Pendler 
schon, die wurden auch abgeschoben. Die 
Leute, die vor dem Abschiebestop ver- 
steckt worden sind, waren auch Pendler 
und keine bisher Geduldeten. 


Frage: Was passiert, wenn man eine Aus- 
reiseaufforderung bekommen hat? 


Antwort: Dann hat man noch vier wochen 
Zeit, um das Land zu verlassen. Innerhalb 
dieses Zeitraums muß man sich ein Ticket 
besorgen und die Ausreise organisieren. 


Frage: Habe ich das richtig verstanden: 
man muß die eigene Abschiebung organi- 


" sieren und auch bezahlen? 


Antwort: Ja. Mit dem Ticket mußt du 
dann zur Ausländerbehörde. Und dann ist 
ja die Voraussetzung, um abzuschieben: 
nicht ‚freiwillig‘ auszureisen. Dabei reicht 
es auch schon, wenn die Mittel für ein Tik- 
ket nicht vorhanden sind — und kaum je- 
mand hat die Mittel, 

Aber es gibt dann für die Flüchtlinge 
noch die Möglichkeit, zum DRK zu gehen. 
Die helfen einem bei der Ausreise, bezah- 
len auch.den Flug, vierzig Dollar gibt es 
auch noch — aber die Sache hat den Ha- 
ken, daß dort ein Dokument unterschrie- 
ben werden muß, mit dem auf alle Rechts- 
ansprüche in der BRD bzw. Westberlin 
verzichtet wird. Es gibt dann keine Mög- 
lichkeit mehr für die Flüchtlinge, hier 
rechtlich etwas zu unternehmen. 

Das machen viele Flüchtlinge, aus 
er vor Abschiebehaft und Abschie- 

ung. 


Frage: DRK und Senat arbeiten also eng 
zusammen? 


Antwort: Ja, beim DRK ist extra ein Rück- 
kehrbüro eingerichtet worden. Da wird 
auch schon mal gesagt: Es sieht doch 
soundso aussichtslos für sie aus, kehren 
sie doch lieber freiwillig zurück, da be- 
kommen sie auch noch vierzig Dollar. 


Frage: Im Moment wird ja nicht abgescho- 
ben... 


Antwort: Nein, im Dezember wurde ein 
neuerliche Abschiebestop verfügt, der so- 
gar noch weitreichender ist als der voran- 
gegangene: sogar Pendler und Straffällige 
werden nicht abgeschoben. 


Frage: Wie schätzt ihr die Lage für die na- 
he Zukunft ein. Wird wieder abgeschoben 
werden? 


Antwort: Ja, natürlich, wir rechnen damit, 
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daß der Abschiebesop bald wieder aufge- 
hoben wird. Dann werdan auch die Ge- 
duldeten bald aufgefordert werden, aus- 
zureisen. j 


Das Interview führte Volker Heise. 


Informationen über die Aktion ‚Flucht- 
burg Berlin‘: Alternative Liste Berlin, Ba- 
densche Straße 29, 1000 Berlin 31, Tel. 
030/8614449 oder 8612914 


Te [UI 


Rezensionen 


Te EIEBERR 


Kein Asyl bei den Deutschen 


Endlich ist es geschafft: Die Grenzen sind 
dicht, wir bleiben deutsch. Und die, die es 
bis jetzt geschafft haben, in unser gelobtes 
Land zu kommen, werden es sich näch- 
stesmal anders überlegen — „die BRD ist 
zu einem Land geworden, aus dem ein 
Verfolgter wieder fliehen muß.“ 

Das von Heiko Kauffmann herausgege- 
bene Buch „Kein Asyl bei den Deutschen“ 
— RoRoRo aktuell Nr. 5989, 254 S., DM 
10,80, erschienen im Nov. 86, beleuchtet 
umfassend alle Aspekte der Asylfrage. 
Heiko Kaufmann, Mitarbeiter bei terre 
des hommes Deutschland, hat für seine 
Sammlung von Berichten, Analysen und 
Interviews zu diesem Thema bekannte 
Autoren zusammengebracht. 

Im ersten Teil des Buches wird der 
Mißbrauch des Asylrechts durch die Bun- 
desregierung analysiert. Aus Wahlkampf- 
taktik wird Fremdenhaß aufgebaut, die 
Grundrechte werden ausgehöhlt und tau- 
sende von Menschen erniedrigt und psy- 
chisch gefoltert, weil sie nicht in ihr ideo- 
logisches Konzept passen. Anschließende 
Beiträge versuchen dann, das falsche Spiel 
mit Zahlen und Menschen, das von den 
Behörden getrieben wird, aufzudecken 


und den Einfluß auf unsere Sprache zu 
untersuchen. „Asylantenspringflut“, 
„Überschwemmung“, „im Völkerbrei ver- 
sinken“ sind nur einige sprachliche Bei- 
spiele dafür, wie bestimmte Medien die 
Asylsuchenden zu reaktionären politi- 
schen Zielen mißbrauchen. 

Im zweiten Teil wird die allumfassende 
Politik der Abschreckung im Einzelnen 
dargestellt. Sie fängt bei der Erschwerung 
der Einreise an: Visumzwang für die mei- 
sten Länder, eingeschränkte Visaertei- 
lung, nur nach Hinterlegung hoher Kau- 
tionen, - politisch Verfolgte müssen bereits 
bei der zuständigen Botschaft in ihren 
Heimatländern nachweisen, daß ihnen die 
Gefahr der physischen Existenzvernich- 
tung droht, - Beförderungsunternehmen 
wird für die Beförderung von Personen 
ohne Einreisegenehmigung Bußgeld auf- 
erlegt etc. etc. Die wenigen, die es den- 
noch geschafft haben zu fliehen, werden 
mit 5 Jahren Arbeitsverbot, gekürzter So- 
zialhilfe, Zwangsunterbringung, einge- 
schränkter Bewegungsfreiheit, Einstellung 
der deutschen Sprachkurse, und dem 
Heranziehen zu gemeinnütziger Arbeit 
konfrontiert. 


(0) 
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Die Autoren nennen im dritten Teil 
Beispiele für die Ungeheuerlichkeiten, die 
Asylsuchende in der BRD bei Behörden 
und beim Anerkennungsverfahren, in 
Zwangsunterkünften und in „Freiheit“ er- 
leiden müssen, oder bei der Abschiebung: 
„zu zweit kommen die Polizisten, wenn 
sie jemanden suchen, den sie abschieben 
wollen. Wenn sie ihn nicht finden, werden 
sie wütend, und manchmal treten sie Fen- 
ster und Türen ein. Oft kommen sie mitten 
in der Nacht. Dann ist kein Sozialarbeiter 
in seinem Büro, kein Anwalt in seiner Pra- 
xis, kein Richter im Amt, der die Abschie- 
bung verhindern könnte. Der Asylbewer- 
ber muß dann in Handschellen seine Kof- 
fer packen. Wenn er Glück hat, hilft ihm 
dabei ein Bettnachbar. Wenn nicht, dann 
bleibt die Hälfte seiner Sachen liegen“. 
Die Verpflegungssituation, die oftmals 
groteske Formen annimmt, wird ausführ- 
lich dargestellt, angereichert mit Zitaten 
und Beispielen, wie es überhaupt das ge- 
samte Buch ist. „Die Kochplatte ist hier so 
eingerichtet, daß sie sich nach 10 Minuten 
von selbst abschaltet, weil man in Ham- 
burg Menschen aus der Dritten Welt nicht 
zutraut, den Herd abzudrehen.* Ebenso 
die Unterbringung in den Sammellagern, 
die unweigerlich Assoziationen zur Min- 
derheitenbehandlung während der Nazi- 
zeit weckt — z.B. München, Heßstr. 89, 
ein ehemaliges Bürogebäude, jetzt Sam- 
mellager mit ca. 80 Asylbewerbern pro 
Stockwerk: „Es gibt im ganzen Haus keine 


“ Waschmaschine. In keinem Zimmer gibt 


es Waschbecken, das einzig verfügbare 
Wasser muß aus den Toilettenräumen.ge- 
holt werden (pro Stockwerk zwei Räume 
mit je 4 Toiletten). Noch klarer ausge- 
drückt, in den Waschbecken in den Toi- 
lettenräumen müssen sich auch die Insas- 
sen den Körper, ihr Geschirr und die 
Wäsche waschen. Toilettenpapier wird 
nur im Büro ausgegeben. Das Büro 
schließt um 17 Uhr und ist Samstag/ 
Sonntag nicht besetzt. Heißwasser ist 
nicht jederzeit verfügbar, oft sei nur lau- 
warmes Wasser vorhanden“ 

Die Situation in den Flüchtlingsländern 
wird im vierten Teil beispielhaft an Sri Lan- 
ka und dem Iran aufgezeigt, die Unsinnig- 
keit der Unterscheidung zwischen wirt- 
schafts-(politiscen) und politischen 
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Flüchtlingen wird dabei herausgearbeitet. 
Während unsere Rüstungskonzerne von 
der Fortdauer des Iran-Irak-Konflikts 
profitieren, werden Iraner, die vor der Re- 
pression des Khomeini-Regimes und der 
kriegsbedingten katastrophalen wirtschaft- 
lichen Lage fliehen, als sogenannte „Wirt- 
schaftsflüchtlinge* abgewiesen! Was ma- 
Ben sich die deutschen Gerichte an, wenn 
sie Völkermord und Folter als „Erschei- 
nungsform der Strafrechtspflege“ und als 
„Ausdruck staatlichen Ordnungswillens“ 
bezeichnen und das Asylbegehren damit 
ablehnen? Eigentlich ist es kein Wunder, 
wenn man bedenkt, daß bis heute nicht ein 
Nazi-Richter für seine Urteile zur Re- 
chenschaft gezogen wurde. 


Im Buch wird erstmals auch das Proto- 
koll der Diskussion im Parlamentarisehen 
Rat 1948/49 bei Schaffung der Grundge- 
setzartikel 16 und 17 veröffentlicht, aus 
der noch einmal klar hervorgeht, daß die 
derzeitige Auslegung des Asylrechts ge- 
gen die Intention der Verfassung verstößt. 
Ein Auszug: 


‚Schering unter. Anklage 


1 die belegt den 
ht 'gegen’ ein Insek- 
Fade! der Firma Schering. Das 
'krebserregende:: ‚Mittel: Chlördi: 
‚meform bedroht weltweit Millio- 
'nen: von Bauern, Ländarbeitern, 
‘Verbrauchern. und Chemiearbei- 
tern. 


‚In. einer. ‚gleichzeitig: in über zwanzig 
‘Ländern veröffentlichten: Studien doku- 
'mentiert die internationale Umwelt- 
‘schutzorgänisatiön: 
'TIONS-NETZWERK (PAN! 
weltweit. ‚eingesetzte... 
tungsmittel Chlordimeform Krebs erregt. 
‚Die PAN-Studie basiert auf zuvor 'un- 
veröffentlichten Untersuchungen des 
‚schweizer, Chemiekonzerns Ciba: ‚Geigy. 
und'.die bundesrepublikani-- 
sche Schering AG sind'die bedeutendsten 
‚Hersteller und Vertreiber von: chlordime- 
formhaltigen Schädlingsbekämpfungsmit- 
:teln. Beiden Firmen war die PAN-Studie 


daß das 


!bereits vor-‚einem: Monat zugestellt wor-- 
ıden, Schering hat in seinem. Antwort-: 


‚schreiben: die weitere, Anwendung ‚des 
|chlordimeformhaltigen Schering-Mittels 


‚Fundal als gerechtfertigt dargestellt. Da- . 


gegen: hat:der ‚durch: die Rhein-Katastro- 
phe in Mißkredit geratene „Schweizer 


'Konzern Ciba Geipy;die'Beliörden‘in den; 


südamerikanischen, Chlordimeform an- 
‚wendenden: Ländern: aufgetordert, Cnior- 
‘dimeform die’ Zalassung zu entziehen. 
'Beide Chemiefirmen halten. jedoch die 
'weitere Produktion des Wirkstoffes 
‚Chlordimeform aufrecht. 


.PESTIZID  AK=: 


Insektenvernich:; 2 


99 Renner (KPD): Antrag zu Art. 16: Poli- 
tisch Verfolgte genießen Asylrecht ein- 
schließlich des Rechtes auf Arbeit. 

Vors. Schmidt (SPD): Das haben wir 
schon irgendwo anders... In Art. 2 haben 
wir ja die Bestimmung, daß jeder das 
Recht auf freie Entfaltung der Persönlich- 
keit hat. 

Dr. v. Brentano (CDU); Es geht mir aber 
zu weit, daß wir generell dem politisch 
Verfolgten das absolute Asylrechtgeben. 
Wagner (SPD). ... wäre es Sache des Bun- 
desgesetzgebers, dafür zu sorgen, daß die 
Menschen, die bei uns ein Asyl gefunden 
haben, auch die Möglichkeit zum Leben 
haben. Die haben sie nur, wenn sie die 
Möglichkeit zur Arbeit haben, weil die 
Unterstützung auch bei Flüchtlingen, auch 
bei Leuten mit Asylrecht demoralisierend 
wirkt. 

Renner: Was die Frage des Asylrechts in 
Verbindung mit dem Arbeitsrecht betrifft 
so bin ich nicht der Auffassung, daß die 
Formulierung „jeder“ in Art. 2 schon ge- 
nügt, um auch politisch verfolgte Auslän- 
der darunter zu fassen. 

Vors. Dr. Schmidt: Doch, „jeder“ bedeutet: 


. Dem:New Yorker Wissenschaftler Dr. 
Karim Ahmed’ gewährte Ciba Geigy Zu- 
gang. zu firmeninternen, toxikolögischen 
Daten: über :Chlordimeform. Dr, Ahmed, 
der die PAN-Studie erstellt hat, erläutert 
das Ergebnis seiner Überprüfüng:der In- 
:dustriedaten: „Chlordimeform stellt: eine 
eindeutige Krebsgefahr für. die Anwender 
"dieses Mittels, aber auch für-die Verbrau- 


cher von damit behandehen Nahrungs- 


“mitteln:dar...“ 
“Chlordimeform wird vor allem. in. 


'Baumwoll-Kulfuren ‚versprüht. .In_ den: 
Ländern’der Dritten Welt wird.es jedoch 


auch: beim Anbau von Tomaten, Kartof- 
feln, Äpfeln und Birnen angewandt. Auch 


- in:der- Bundesrepublik war. Chlordime- : rim 
1975: esarieten One enkenehamnne 


‘form. jahrelang. unter ‘den: Handelsnamen 
Fundal und Galecron im Acker-, Gemü- 
se-, Obst-, Wein- und; Zierpflanzenanbau 


Jahren: das in der Bundesrepublik inzwi: 
schen nichtmehr. zugelassene Mittel; Fun: 
dal’'nun’ausschließlich für den’Export. 

Aufgrund: der von Chlordimeform aus- 
gehenden: Krebsgefahr. fordert dasinter: 
nationale PESTIZID AKTIONS-NETZ 


WERK (PAN), daß alle Chlördimeform-- 
Hersteller die Produktion: dieses:-Wirk- : 
stoffes einstellen, den.-weiteren Verkaüf 


‚chlördimeformhaltiger: ‘Schädlingsbe- 


kämpfungsmittel: unterlassen: und: bereits ' '(E 
ausgelieferte. Produkte zurückrufen: sol: - 


len. An die Regierungen der Anwender]- : 
änder richtet PAN die Forderung, das 


Mittel zu’ verbieten. „Als einen Skandal“ 
_ bezeichnet das PAN-Vorstellungsmitglied 


: Armin: Radünz.die Tatsache, daß: Schering: 


insatz; Als sich bereits 1976: erstmals : 

der'Krebsverdacht erhärtete, Zog.die Firma. 
‘Schering das Mittelin.der Bündesrepublik 
aus.dem Verkehr. Nach einem kurzen.Pro-:: Fe zend‘.. ge 
‚duktionsstopp: ‚produziert ‚Schering seit. auchMit 


jeder Mensch, ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit. 
Renner: Gut, wenn das ins Protokoll auf- 
genommen wird, daß das auch für politi- 
sche Emigranten gilt, so kann ich auf die 
Einbringung meines Antrages verzichten66 
Was ıch im Buch vermisse, sind aus- 
führliche Berichte von Widerstandsaktio- 
nen gegen die Auslegung und Verschär- 
fung des Asylrechts. Ausländerinitiativen 
und terre des hommes-Arbeitsgruppen 
haben hier durch jahrelange Beschäfti- 
gung mit Problemen von Asylsuchenden 
sicher wichtige Erfahrungen gemacht. 
Ebenso findet frau/man keine Literatur- 
hinweise. Statt dessen hätte man die am 
Schluß des Buches abgedruckten Erklä- 
rungen von Kirchenrat, SPD, Arbei- 
terwohlfahrt u.a. weglassen können. Sie 
erscheinen auf Ausgleich bedacht und bü- 
ßen durch ihre vorsichtigen Forderungen 
an Überzeugungskraft ein. Wenn cs um 
das Asylrecht geht, ist eine größere Radi- 
kalität auch in unseren Forderungen ange- 
bracht, erst recht nach dieser Wahl, Kein 
Asyl bei den Deutschen — ein Buch, daß 
möglichst viele lesen sollten! 
—hh- 


mit Fundal: in-der Dritten: Welt ein krebs- 
erregendes- Mittel: vertreibt, das: bei uns, 
nicht mehr in. den Handel: kommen: darf. 

„Dabei ist der Einsatz von. ‚chlordime- 
formhäaltigen.Miftelnigär ‚nichtmal: nötig‘,! 
betont der Diplom- emiker. Radünz, 


„zur Kontrolle der ‚Baumwollschädlinge 
stehen ungefährliche biologische Präpara- 
te wie zum Beispiel; Bscillus th ırengiensis, 
zur Verfügung“ 

‚Das internationale . PESTIZID: AK- 
TIONS-NETZWRRK (PAN).istein-welt- 
weiter Bus ehr als 300: SEUpben umfas- 

Kritik 5 


.ne „Das dreckige Dutzend“ machte PANam 
:Beispiel-ausgesuchter gefährlich i 
de a die Gefährdi 


‚aierial fordern Sie bitte unter. 0407 
39:39 78i in.der PAN-Geschäftsstelle an. 


PESTIZID AKTIONSNETZWERK. 
'{BAN), Nernstweg 32-34, 
2000:Hamburg 50: . ° 0: 


Tel: 040; / ii 39: MB 
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Malawi: ein entwicklungspolitisches 
Musterland? 


Folgender Überblick über die Ver- 
hältnisse in Malawi faßt die Grund- 
aussagen von Michael Martins 
Buch „Malawi — ein entwicklungs- 
politisches Musterland“ zusammen 
(erhältlich bei der /nformationsstel- 
le Südiiches Afrika, Blücherstr. 14, : 
Bonn). 

Ist Malawi ein entwicklungspoliti- 
sches Musterland oder nichts wei- 
ter als ein diktatorischer Polizei- 
staat? Über kaum ein Entwick- 
lungsland gehen die Meinungen 
derart auseinander wie über diesen 
118.484 km kleinen, mit ca. 6 Mio. 
Einwohnern aber relativ bevölker- 
ungsreichen Binnenstaat im süd- 
östlichen Afrika. 

Wird von Befürwortern des mala- 
wischen Entwicklungswegs immer 
wieder die scheinbar erfolgreiche, 
weil die Selbstversorgung ermögli- 
chende Agrarpolitik angeführt, so 
verweisen die Kritiker dagegen auf 
die massiven Menschenrechtsver- 
letzungen des Regimes unter Präsi- 
dent Banda. 


Malawis Agrarpolitik 


In der Tat ist Malawi eines von wenigen 
Beispielen in der Dritten Welt, die konse- 
quent die Landwirtschaft in den Mittel- 
punkt ihrer Entwicklungspolitik gestellt 
haben. 

Dies ergab sich allerdings nahezu 
zwangsläufig aus den geographischen und 
ökonomischen Bedingungen. Malawi ist 
ein traditioneller Agrarstaat. 90 % der 6 
Mio. Einwohner leben auf dem Land und 
vom Land. Ökonomisch verwertbare Bo- 
denschätze sind kaum vorhanden und 
auch die städtische Industrie ist nur gering 
entwickelt. 

Seit 1978 gibt es ein „Nationales Land- 
wirtschaftsprogramm“, das finanziell vor 
allem durch Weltbank und EG getragen 
wird.! 

Dieses Programm verfolgt im Wesentli- 
chen drei Ziele: 

— Eine Erhöhung der Produktivität der 
kleinbäuerlichen Landwirtschaft in Rich- 
tung Cash-Crop-Produktion (ausschließ- 
lich für den Export). Durch das erwirt- 
schaftete Mehrprodukt sollen 

— die kapitalistische Plantagenwirtschaft 
und die städtische Industrie gefördert 
werden. Dadurch soll eine wirtschaftliche 
Entwicklung in Gang gesetzt werden, die 
— die Lebensverhältnisse der Menschen 
verbessert und damit ihre soziale Befrie- 
dung ermöglicht. 


Was aus diesen Zielen bisher geworden 
ist und in welchem weltwirtschaftlichen 
Zusammenhang sie zu sehen sind, wird 
von Michael Martin in seinem Buch ana- 
Iysiert und aufgezeigt. 

Das erste Ziel, die kleinbäuerliche Pro- 
duktion zu fördern, wurde nicht erreicht. 
Ein Grund für das Scheitern ist darin zu 
suchen, daß durch die Ausbreitung der 
Plantagen die Landreserven zunehmend 
aufgebraucht sind. Die durchschnittliche 
Landgröße einer Bauernfamilie sank von 
1,52 ha im Jahre 1968 auf 1,1 ha 1980. 
Die Bauern werden außerdem dazu ge- 
zwungen, zunehmend marginale oder ero- 
sionsgefährdete Böden zu bebauen, wo- 
durch die Hektarerträge tendenziell sin- 
ken. 

Zudem werden den Kleinbauern nur 
relativ geringe Preise für ihre Waren ge- 
boten, d.h. durch die halbstaatliche Ver- 
marktungsorganisation ADMARC, die 
im Bereich der kleinbäuerlichen Produk- 
tion das Vermarktungsmonopol besitzt, 
findet eine Wertabschöpfung bäuerlicher 
Produkte statt. Die ADMARC gibt den 
durch gestiegene Weltmarktpreise höher- 
en Erlös nicht an die Kleinbauern weiter,? 
sondern benützt ihn zum einen zum Auf- 
bau nationaler kapitalistischer Unternch- 
men und zum anderen zur Unterstützung 
der Plantagenwirtschaft. 

Wegen der niedrigen Marktpreise zie- 
hen sich viele Bauern in die Subsistenz- 
wirtschaft zurück, die Cash-Crop- 
Produktion stagniert. Ein positiver Effekt 
dieser Entwicklung ist die dadurch einge- 
leitete Selbstversorgung Malawis, die je- 
doch durch die Verknappung der Anbau- 
flächen und die Bebauung erosionsge- 
fährdeter Böden schon wieder gefährdet 
ist. 

Es ist dieser Effekt, der das malawische 
Entwicklungsmodell nachahmenswert er- 
scheinen läßt. Von offizieller Seite ist er 
nicht gewollt. 


Abbildung 7 


Die Plantagenwirtschaft 


Plantagen bilden das Rückgrat der Ex- 
portwirtschaft Malawis. Die Hauptex- 
portprodukte Tabak, Zucker und Tee 
werden fast ausschließlich auf großen 
Plantagen angebaut. 

Die Struktur der Teeplantagen hat sich 
seit der Kolonialzeit kaum verändert. Sie 
befinden sich wie eh und je in der Hand 
englischer, italienischer oder griechischer 
Gesellschaften. 

An den beiden großen Zuckerplanta- 
gen Malawis haben die ADMARC und 


Das Verhältnis der Tabakpreise, die ADMARC von der Auktion erhält, zu denen, die sie 
an die Bauern zahlt, 1953 - 1979 (laufande S-Jahresdurchschnitte) 


1953 1987 1991 1988 


——— laufender S-Jahresdurchschnitt 
ws... jaufender 3Jahresdurchschniit 


Preis, den — 
ADMARGC von 
dar Auktion 
erhalt 


Preis, dar dem 
Bauern gezahlt wird 


1973 


977 1979 


Quelle: KyddsChrtstlensen 1992, S. 309, berschnei auf der Grundisge des Compendium of Agricuitussl 
Ergänzungen. 


Statistics, 1977, mit entsprechenden 
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die Press Holding? eine starke Kapitalbe- 
teiligung. 

Die Tabakplantagen schließlich befin- 
den sich zu 100 % im Besitz malawischer 
Gesellschaften oder hoher Staatsbeamter. 
Präsident Banda selbst besitzt mindestens 
sieben Großfarmen. 

Vor allem die Tabakplantagen waren 
ein wichtiger Bereich zur Durchsetzung 
der malawischen Entwicklungsstrategie. 
Als deren Träger soll eine neugeschaffene 
Agrarbourgeoisie fungieren, die sich aus 
Ministern und hohen Staatsbeamten re- 
krutiert. Ihnen wurde von Präsident Ban- 
da „nahegelegt“, sich zusammenzuschlie- 
ßen und Kapital anzuhäufen. Das Ergeb- 
nis reichte jedoch zur Firmengründung 
nur selten aus und neue Farmen mußten 
nicht selten durch Kredite finanziert wer- 
den, die in Malawi mit bis zu 15 % ver- 
zinst werden. 

Die Folge war und ist die extreme Aus- 

beutung von Plantagenarbeitern und Na- 
tur: 
— Von 1970 bis 1980 sank der Reallohn 
um jährlich 6 %. Er reichte gerade aus um 
das Überleben der Arbeiter selbst zu si- 
chern. Da die Familien auf Subsistenz- 
wirtschaft angewiesen sind, müssen viele 
ihre Familien am Herkunftsort zurücklas- 
sen, der nicht selten hunderte von Kilp- 
metern entfernt ist. 

Hinzu kommen katastrophale Lebens- 
bedingungen auf den Plantagen. Es er- 
staunt kaum, daß die Besitzer Probleme 
bekunden, genügend Arbeitskräfte zu fin- 
den. 

— Auf den neu entstandenen Tabakplan- 
tagen wird sogenannter „Flue-Cured- 
Tabak“ angebaut, der zur Trocknung ge- 
schlossene, beheizte Räume benötigt, als 
Brennmaterial wird Holz verwendet. Dies 
führt dazu, daß spätestens nach 2 Jahren 


das bei der Rodung gewonnene Holz ver- 
braucht ist. Der Tabakanbau laugt die Bö- 
den stark aus und der Zwang zur Erwirt- 
schaftung hoher Gewinne verstärkt diese 
Tendenz noch zusätzlich. 


Die malawische Entwicklungspolitik 
erwies sich auch in diesem zweiten Be- 
reich als Fehlschlag, da viele der neuge- 
schaffenen Plantagen nicht genügend er- 
wirtschafteten, um die aufgenommenen 
Kredite zurückzahlen zu können. Eine 
ganze Reihe dieser Plantagen wurde zah- 
lungsunfähig. Zwischen 1980 und 1981 


verringerte sich die Gesamtanbaufläche 


für Flue-Cured-Tabak um 20 %. 


Banda über alles 


Das malawische Entwicklungsmodell be- 
ruht im wesentlichen auf staatlichen Ein- 
griffen. Dazu ist eine loyale und effektiv 


arbeitende Regierungsbürokratie erfor- 
derlich. Der ganze Apparat wird seit der 
Unabhängigkeit 1964 von einer Person 
regiert: Dr. Hastings Kamuzu Banda, ein 
absoluter Herrscher. Im Jahre 1971 wur- 
de er zum Präsidenten auf Lebenszeit er- 
nannt. Die Herrschaft des inzwischen 
86jährigen basiert in Anlehnung an sein 
großes Vorbild Friedrich II. von Preußen 
auf den sogenannten „vier Eckpfeilern“: 
Einheit, Loyalität, Disziplin und Gehor- 
sam. 


Präsident Banda kontrolliert die Regie- 
rung bis ins Detail, ernennt und entläßt 
die Minister, erläßt Dekrete und Verord- 
nungen, die das Parlament zu einem Fo- 
rum zur Lobpreisung des Präsidenten er- 
niedrigen. Eine gut funktionierende Ge- 


Frauen beim Bündeln von Tabakblättern auf einer Plantage in Nordmalawi 


MALAWI 


heimpolizei sorgt dafür, daß die „vier 
Eckpfeiler“ nicht durch oppositionelle 
Töne im Land ins Wanken geraten. Jede 
noch so harmlose Infragestellung Präsi- 
dent Bandas wird brutal bestraft. So wur- 
de der frühere Minister der Südregion, 
Gwanda Chakwamba, allein deswegen zu 
22 Jahren Gefängnis verurteilt, weil er es 
zuließ, daß ihn ein Parlamentsabgeordne- 
ter bei einer Versammlung wegen seiner 
Leistungen für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der Region lobte. 

„Solche Worte waren nicht nur unbe- 
gründet, sondern in höchstem Maße skan- 
dalös, da jedermann in diesem Lande 
weiß, daß die Entwicklung ausschließlich 
dem Präsidenten auf Lebenszeit geschuldet 
ist und daß solche Lobreden nur an Ngwa- 
zi (= Held, M.K.) gerichtet werden dür- 
fen.“ (Aus dem Gerichtsurteil). 

Die politische Opposition in Malawi 
kommt weniger von den durch Propagan- 
da zu loyalen Staatsbürgern gemachten 
Bauern, sondern von Teilen der Mittel- 
schicht und von politischen Rivalen Präsi- 
dent Bandas. 

Vor allem letztere scheinen Banda 
Angst einzujagen, muß doch jeder Politi- 
ker, der größeren Einfluß oder Populari- 
tät erlangt, damit rechnen, ins Gefängnis ' 
geworfen oder gar beseitigt zu werden. So 
kamen beispielsweise Dick Matenje, der 
Generalsekretär der Banda-Partei, Aaron 
Gadama, Minister der Zentralregion, 
Sangala, Gesundheitsminister und Chi- 
wanga, Parlamentsabgeordneter, im Mai 
1983 bei einem mysteriösen „Autounfall“ 
ums Leben. 


Organisierte Opposition gibt es, nie- 
manden wird es verwundern, nur im Aus- 
land. So die 1975 gegründete LESOMA, 
die in den letzten Jahren in Malawi arbei- 
tende Zellen aufbaute, außerdem die den 
bewaffneten Kampf ablehnende Malawi- 
sche Freiheitsbewegung MAFREMO — 
unter Führung des 1984 zu lebenslanger 


Haft verurteilten Orton Chirwa — und 
den in Malawi eher einflußlosen „Kon- 
greß für die zweite Republik“. Obwohl die 
LESOMA nach eigenen Angaben 15.000 
Malawier organisiert hat und obwohl es 
nach der Verhaftung von Orton Chirwa 
und seiner Frau Vera zu spontanen Sym- 
pathiekundgebungen kam, scheint das 
Banda-Regime noch immer fest im Sattel 
zu sitzen.® 


Malawis Rolle im südlichen Afri- 
ka 


Malawi spielt im südlichen Afrika, vor al- 
lem wegen der offenen Zusammenarbeit 
mit dem Apartheidregime Südafrikas, zu 
dem es als einziges schwarzafrikanisches 
Land diplomatische Beziehungen unter- 
hält, eine Sonderrolle. 

Die Politik Malawis gegenüber Südafri- 
ka läßt sich auf zwei Faktoren zurückfüh- 
ren: 

— Erstens wurde diese Haltung bestimmt 
durch die starke Abhängigkeit Malawis 
von Großbritannien, die Präsident Banda 
dazu führte, britische Positionen gegen- 
über Rhodesien und Südafrika zu unter- 
stützen. 

— Zweitens besteht eine starke struktu- 
relle Abhängigkeit Malawis von Südafri- 
ka 


Dies sollte nicht zu dem Schluß verlei- 
ten, Malawi sei zu dieser Haltung gezwun- 
gen worden, hat doch Präsident Banda 
nicht einmal.den Versuch unternommen, 
vorhandene Spielräume für eine unab- 
hängigere Position zu nutzen. 

In die strukturelle Abhängigkeit von 
Südafrika begab sich Malawi mehr oder 
minder freiwillig. 1967 wurde ein Han- 


delsabkommen unterzeichnet, nach dem 
Südafrika Tabak, Öl, Tee und Baumwolle 
zollfrei importieren konnte und südafri- 
kanische Produkte zu Vorzugstarifen 
nach Malawi eingeführt werden konnten. 
Der Anteil der Waren aus Südafrika am 
Gesamtprodukt erhöhte sich daraufhin 
sprunghaft von 12% (1970) auf über 
40% (1979). Präsident Banda wollte 
durch diesen Ausbau günstige Bedingun- 
gen für die Entwicklung einer exportori- 
entierten Agrarwirtschaft schaffen, die 
schon seit jeher nach Süden ausgerichtet 
war. 

Das zu diesem Zweck wichtige geplan- 
te Eisenbahnprojekt nach Nacala (Mo- 
sambik), von dem sich Banda einen ge- 
steigerten Transitverkehr und damit hö- 
here Gewinne versprach, konnte zudem 
nur durch südafrikanische Finanzierungs- 
hilfen realisiert werden. Der Ausbau der 
wirtschaftlichen Beziehungen zu Südafri- 
ka sollte also der ökonomischen und da- 
mit auch politischen Stabilisierung des 
Banda-Regimes dienen. 

Ihre politische Entsprechung fand die- 
se Strategie in dem Konzept des „Dialogs 
mit Südafrika“. Dieses Konzept beinhalte- 
te, neben einer verbalen Verurteilung der 
Apartheid, die Behauptung, man könne 
nur durch den Dialog und intensive Kon- 
takte in Südafrika Verbesserungen errei- 
chen. 

Es waren diese Politik und besonders 
der 1971 vollzogene Schritt der Aufnah- 
me diplomatischer Beziehungen zur Re- 
publik Südafrika, die Malawi in Schwarz- 
afrika zunehmend isolierten. 

Seit der Gründung der „Konferenz zur 
Koordinierung der Entwicklung im südli- 
chen Afrika“ (SADCC) im Jahre 1980 ist 
es Malawi allerdings gelungen, sich aus 
dieser Isolierung etwas zu befreien. 
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Die SADCC verfolgt das Ziel, durch 
konkrete Maßnahmen vor allem im Be- 
reich des Transport- und Nachrichtenwe- 
sens eine größere Unabhängigkeit der 
Staaten im südlichen Afrika von der Re- 
publik Südafrika zu erreichen. 

Dies liegt ganz im Interesse Malawis, 
hat doch die Ineffizienz dieser Transport- 
wege dem Außenhandel Malawis gescha- 
det. Hinzu kommt, daß die SADCC sehr 
locker organisiert ist und von ihren Mit- 
gliedern keine Zugeständnisse politischer 
oder ökonomischer Art verlangt. 

Malawi zeigte sich in den letzten Jah- 
ren auch bemüht, das traditionell schlech- 
te Verhältnis zu den Nachbarstaaten zu 
verbessern. 

1981 wurden diplomatische Beziehun- 
gen zu Mosambik aufgenommen. Malawi 
versprach, die bisher gewährte Unterstüt- 
zung mosambikanischer Rebellen zu 
beenden. Als Gegenleistung stellte Mo- 
sambik die Unterstützung der LESOMA 
ein, 

1984 schloß Malawi nun mit dem bis- 
her besonders verfeindeten Tansania ein 
Abkommen über den Bau einer Verbin- 
dungsstraße zwischen beiden Ländern. 


Anmerkungen: 

1.85 % des Investitionshaushaltes von Malawi wer- 
den durch Entwicklungshilfe in Form von Zu- 
schüssen bestritten. Hauptgeldgeber: Weltbank, 
EG, Großbritannien, BRD. 

2. Die Wertabschöpfung im Zeitraum zwischen 
1971/72 und 1979/80 lag höher als die gesamten 
Ausgaben der Regierung für Entwicklungsmaß- 
nahmen im klein-bäuerlichen Scktor im selben 
Zeitraum. 

3. Der größte malawische Konzern mit Beteiligungen 
an Banken und Industrieunternehmen. Präsident 
Banda hält als Treuhänder 100 % des Kapitals. 

4. Zur innenpolitischen Situation Malawis siche 
auch: blätter des iz3w Nr. 98, S. 11ff. und taz 
8.7.86. 


Verfemt — Verboten — Eingestampft 


Verbot zweier Werke des indonesischen Schriftstellers 
Pramoedya Anata Toer 


Ungefähr acht Monate nach Erscheinen 
der Bücher „Sang Pemula“ und „Jejak 
Langkah“, geschrieben von Pramoedya 
Anata Toer, dem wohl bekanntesten und 
bedeutendsten zeitgenössischen indonesi- 
schen Schriftsteller, wurden beide Bücher 
verboten. „Jejak Langkah* ist der dritte 
Band des vierteiligen Romanwerks, das 
„Pram“, wie er von seinen Freunden ge- 
nannt wird, während seiner l4jährigen 
Gefangenschaft auf der Gefängeneninsel 
Buru (1965—1979) seinen Mitgefange- 
nen erzählte und später (1973), als er auf 
Druck von amnesty international Papier 
und Stifte haben durfte, dort auch nieder- 
schrieb. Das Leben Pramoedyas ist ge- 
prägt von Gefängnisaufenthalten und dem 


Verbot seiner Schriften. Er war schon 
während des Unabhängigkeitskampfes 
gegen die Holländer inhaftiert worden. 
1960, in der Sukarno-Zeit, wurde seine 
Schrift, die sich gegen die Diskriminie- 
rung der Chinesen in Indonesien wandte, 
verboten und er war ein Jahr im Mili- 
tärgefängnis von Jakarta inhaftiert. An- 
fang der 60er Jahre war er Vorsitzender 
der Künstlervereinigung LEKRA, die der 
Kommunistischen Partei Indonesiens na- 
hestand; er selbst war jedoch nicht Mit- 
glied der PKI. 1965, dem Jahr des Put- 
sches, in dessen Folge Soeharto, der heu- 
tige Präsident, an die Macht kam und et- 
wa eine Million Menschen umgebracht 
wurden und fast ebensoviele zahlreiche 


Jahre in Gefängnissen oder auf der Ge- 
fangeneninsel Buru zubringen mußten, 
wurde Pramoedya inhaftiert: Nie ist ein 
Prozess gegen ihn eröffnet worden. Er 
wurde erst Ende 1979 wieder freigelas- 
sen. Heute lebt Pramoedya fast wie unter 
Hausarrest in Jakarta. 

1980 erschien der erste Band des vier- 
teiligen Romanwerks „Bumi Manusia“, 
ein halbes Jahr später der zweite Band 
„Anak Semua Bangsa“. Beide Bücher 
wurden schließlich 1981 verboten, nach- 
dem innerhalb weniger Monate 60.000 
Exemplare verkauft wurden. Für Indone- 
sien sind dies Bestseller-Zahlen, die höch- 
sten Auflagenzahlen, die indonesische Li- 
teratur bisher in so kurzer Zeit erreichen 
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konnte. Im Oktober 1985 erschien nun 
der dritte Band „Jajak Langkah“ sowie die 
historische Abhandlung „Sang Pemula“, 
in der die historischen Quellen zusam- 
mengetragen und analysiert werden, die 
der Hauptfigur der Romaquatrologie zu- 
grundeliegen. Die Werke von der Insel 
Buru (der vierte Band „Rumah Kaca“ 
wird demnächst erscheinen) spielen in der 
Kolonialzeit 1898—1908 und schildern 
die Anfänge des erstarkenden indonesi- 
schen Nationalismus und Freiheitskamp- 
fes. Die Hauptfigur ist Minke, ein adliger 
Javaner, der eine europäische Bildung er- 
hält und die Konfrontation von traditio- 
nellem Wertsystem und europäischem 
Fortschrittsglauben an der eigenen Person 
erlebt. In den vier Bänden des Roman- 
werks wird sein persönlicher und politi- 
scher Werdegang beschrieben. Im dritten 
Band „Jejak Langkah“ findet er nach Ver- 
haftung und Verfolgung wegen seiner Tä- 
tigkeit als Journalist zu einer eigenen 
Identität und sucht nach Wegen, sich als 
Indonesier in einer modernen Welt zu be- 
haupten. Das Buch „Sang Pemula* ist 
kein, wie die Staatsanwaltschaft in ihrer 
Verbotsverfügung fälschlicherweise be- 
hauptet, historischer Roman, sondern ei- 
ne Quellenstudie über Tirto Adhi Soerjo, 
der das Vorbild für die Romanfigur Min- 
ke war. Beiden Büchern wird vorgewor- 
fen, sie seien durchsetzt vom Denken in 
sozialen Gegensätzen und dem Konzept 
des Klassenkampfes. Sie seien Literatur, 
basierend auf dem sozialistischen Realis- 
mus, zu der sich Kommunisten bekennen 
würden. Außerdem, so wird vom Staats- 
anwalt weiter ausgeführt, könnten die ge- 
nannten Werke die öffentliche Ordnung, 
stören. Deshalb seien beide Bücher zu 
verbieten. Gestützt wird die Entscheidung 
des Staatsanwalts auf das Verbot der 
Kommunistischen Partei und der Verbrei- 
tung jeglichen kommunistischen Gedan- 
kenguts, auf einen Grundgesetzartikel 
zum Verbot von Druckschriften, die die 
öffentliche Ordnung stören, sowie auf ei- 
ne ministerielle Anordnung zur Kontrolle 
ehemaliger politischer Häftlinge und ehe- 
maliger Mitglieder der Kommunistischen 
Partei. Als Zeugen hörte der Staatsanwalt 
zwei Organisationen des Staatssicher- 
heitsapparats: LEMHANAS (Organisa- 
tion zur nationalen Verteidigung) und das 
Team zur Untersuchung schriftstelleri- 
scher Arbeiten von KOPKAMTIP (Kom- 
mando für die Wiederherstellung der Si- 
cherheit und Ordnung). Weder Literatur- 
kritiker noch Historiker, noch andere un- 
abhängige Beurteiler wurden nach ihrer 
Meinung gefragt. Der Staatsanwalt ver- 
bot, die Bücher zu verbreiten, aufzube- 
wahren, auszuhändigen, mit ihnen zu han- 
deln oder sie nachzudrucken. Das Verbot 
der Bücher trat am 1. Mai 1986 in Kaft, 
der Beibricf des Staatsanwalts ist datiert 
vom 10. Mai und die Nachricht erreichte 
den Verleger am 14. Mai. In Indonesien 
ist die Zensur von Büchern normal, jedes 
Buch muß innerhalb von 48 Stunden 
nach dem Druck beim Staatsanwalt einge- 


reicht werden. Der Ablauf des Verbots 
der Pramoedya-Bücher ist jedoch unge- 
wöhnlich. Normalerweise tritt ein solches 
Verbot sehr schnell in Kraft, sodaß kurz 


Pramoedya Ananta Toer 


HASTA MITRA 
penerbit buhu bermuin 


nach Erscheinen alle Bücher eingestampft 
werden müssen. Bei den Büchern Pra- 
moedyas nahm sich die Staatsanwalts- 
chaft fast ein halbes Jahr Zeit zur Prüfung. 
Während dieser Zeit wurde dem Verleger 
bereits verboten, die Bücher zu verbrei- 
ten. Zum anderen wurde das Verbot 
nicht, wie sonst üblich, in Radio, Fernse- 
hen und den Zeitungen bekannt gemacht. 


Dear Sir, 


Offenbar fürchtet die Staatsanwaltschaft 
internationale Reaktionen und will auch 
nicht zur weiteren Bekanntheit Pramoe- 
dyas in Indonesien beitragen. Pramoedya 
war bereits im Gespräch für den Litera- 
turnobelpreis; seine Bücher sind bereits in 
mehrere Sprachen übersetzt. Der Roman 
„Bumi Manusia“ liegt auch in deutscher 
Übersetzung vor (Garten der Menschheit, 
Express Verlag Berlin, DM 29,80). 

Getroffen vom Verbot dieser Bücher 
werden zum einen die Leser, denen die 
Lektüre interessanter Bücher entgeht, ge- 
troffen wird die indonesische Jugend ins- 
gesamt, der durch das Verbot solcher Bü- 
cher die Möglichkeit genommen wird, et- 
was über die eigene Geschichte zu erfah- 
ren und sich mit national gesinnten Indo- 
nesiern, die für Unabhängigkeit und so- 
ziale Gerechtigkeit gekämpft haben, zu 
identifizieren. Es erstaunt immer wieder, 
wie wenig indonesische Jugendliche über 
die Geschichte ihres eigenen Landes wis- 
sen. Solche Bücher wie die verbotenen 
wären für eine nationale Identitätsbildung 
besonders wichtig. Für den kleinen und 
mutigen Verlag der Pramoedya-Bücher ist 
die Verbotsserie existenzbedrohend. Na- 
türlich ist das Verbot auch ein Schlag in 
das Gesicht des Autors. Seine Bücher 
sind wohl weniger des Inhalts wegen ver- 
boten worden, als seiner Person wegen. 
Verleger und Autor sind sicher, daß die 
Bücher nicht verboten worden wären, 
wenn nicht Pramoedya, ein bekannter 
ehemaliger politischer Häftling, der Autor 
wäre. 

In Indonesien ist die Macht der staatli- 
chen Bürokratie so stark und die Position 
der jetzigen Regierung im Laufe von 20 
Jahren so gefestigt, daß fast jegliche oppo- 
sitionelle Regung unterdrückt werden 
kann. Umsomehr sind Leute wie Pramoe- 
dya und sein Verleger auf internationale 
Solidarität angewiesen. Diese könnte im 
konkreten Fall so aussehen, daß Briefe 
oder Postkarten an den indonesischen 
Staatsanwalt geschrieben werden. Neben- 
stehend ist der Entwurf eines solchen 
Briefes, der Grundlage individuell formu- 
lierter Briefe sein könnte. 

Ana Grünvogel 


recently I got 10 know ihat the Attorney General of the Republic of’Indonesia in his letter No: Kep./036/ 
J.A./5/1986 prohibited the circulation of Ihe two books „Jejak Langkah“ (Steps forward) and „Sang Pemu- 
la“ (The Forerunner) written by Pramoedya A. Toer and published by Hasta Mitra. 

Also in my country Pramoedya A. Toer is known as a famous Indonesian writer. His novel Bumi Manu- 
sia is translated into Ihe German language. Those who are interested in Indonesian culture and history do 
not want to miss this very interesting and important book. It gives a deep insight Änto ıhe time of ıhe Dusch 
colonialism in Indonesia and the raising of an Indonesian national consciousness. The new books are dea- 
ling with the same item, therefore ihere is an urgent need to give these books back to Ihe public. I beg you 10 


revise this decision. 


Dieser Briefist zu richten an: 
Kepada yth. 


Kepada yth. 
Bapak President Soeharto 


Kopien sollten geschickt werden an: 


Your sincerly 


Kanzlei der Botschaft der 
Republik Indonesien 
Bernkasteler Str. 2 


Bapak Hari Suharto SH 


Istana Merdeka 


Jaksa Agung 
Jakarta/Indonesien 


JL. Sisingamangaraja 


Jakarta/Indonesien 


5300 Bonn 2 
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Briefe 


Neuerscheinungen 


Offener Brief an die 
Grünen 


Grüne Partei, 
Angst vor der Solidarität? 


Am 22. 11. fand in Stuttgart eine süddeut- 
sche Demonstration gegen die Mittelame- 
rikapolitik der Bundesregierung statt. 
Diese Demo wurde getragen von Solida- 
ritätsgruppen aus München, Heidelberg, 
Tübingen, Nürtingen, Karlsruhe, Freiburg 
etc. und Stuttgart. Ziel und Zweck war es, 
ein breites Bündnis gegen die reaktionäre 
Politik der BRD-Regierung herzustellen. 
Die Demo war zwar klein (1000 Leute), 
dafür gab es aber pfiffige Parolen und aus- 
gezeichnete Redebeiträge. Gekommen 
waren das linke Spektrum, Autonome und 
Punks — wer nicht da war, das waren die 
Grünen. 

Zur Vorgeschichte: 
Um genügend Zeit für die Mobilisierung 
zu haben, wurden die Aufrufe 4 Wochen 
vor dem Termin verschickt mit der Bitte 
um inhaltliche Auseinandersetzung. Au- 
Berdem baten wir um eine schnelle Rück- 
antwort; ob die betreffenden Gruppen die 
Demo unterstützten. Bei der Landesge- 
schäftsstelle der Grünen spielte sich das 
folgendermaßen ab: Da nach dem ersten, 
den Grünen zugesandten Demoaufruf 
keine Reaktion kam, riefen wir direkt bei 
der Landesgeschäftsstelle an. Dort wurde 
einer Vertreterin des Mittelamerikatreffs 
lapidar erklärt, man fände den Aufruf und 
das Begleitschreiben nicht mehr und au- 
Berdem sei der geeignetere Ansprechpart- 
ner der AK Internationalismus der Grü- 
nen. Sie baten aber dennoch um die Zu- 
sendung eines zweiten Aufrufs und ver- 
sprachen dann spätestens in 2-3 Tagen 
Bescheid zu geben. Während der gesam- 
ten Vorbereitungszeit ging keinerlei Ant- 
wort von den Grünen ein. Auch bei der 
Demo habt ihr durch Abwesenheit ge- 
glänzt. 

Angesichts dieser Verhaltensweisen 
drängen sich uns natürlich Fragen auf: 
1. Leidet Euer politisches (Er)Fassungs- 
vermögen so unter dem bevorstehenden 
Wahlkampf, daß ihr diesen „immensen“ 
Zeitaufwand, den das Durchlesen und die 
Auseinandersetzung mit dem Inhalt eines 
Deomoaufruf kostet, meidet? 
2. Seid Ihr durch die parlamentarische Ar- 
beit so in Anspruch genommen, daß Ihr zu 
praktischer, immer wieder propagierter 
Solidarität, Euch außerstande seht? 
3. Wir müssen uns ernsthaft fragen wie 
Euer Verhältnis zur Solidaritätsbewegung 
ist, wenn Ihr so mit einem Aufruf fort- 
schrittlicher Kräfte gegen reaktionäre Po- 


litik umgeht. 

4. Oder habt Ihr einfach Angst Eure Wäh- 
ler zu erschrecken, wenn Ihr die Zusam- 
menhänge zwischen den Verhältnissen 
hier ind dem real existierenden Kriegszu- 
stand in Mittelamerika aufzeigt? Wir kön- 
nen uns eigentlich nicht vorstellen, daß 
Euer internationalistisches Verständnis so 
wenig ausgeprägt ist, zumal die Menschen 
in den betreffenden Ländern Hoffnungen 
in Euch setzen, da sie meinen, Eure Poli- 
tik zu kennen. 

Wir fordern Euch zu einer Stellungnah- 
me auf mit der Hoffnung, zukünftig ge- 
meinsam, praktische solidarische Schritte 
unternehmen zu können! 


Mehr Solidarität und weniger Parlamenta- 
rismus! 


El Salvador Komitee Stuttgart 
c/o Barbara Rochlitzer 
Mörikestr. 69 

7 Stuttgart 1 


M. Große-Oetringhaus 

JEDER EIN LEHRER 

—- JEDER EIN SCHÜLER 

Emanzipatorisches Lernen 

in Afrika 

287 Seiten 

M57 — DM24,.- 

Es gibt Ansätze, in denen Afrikaner 

versuchen, Bildung als Motor für gesell- 

schaftliche Emanzipation anzusehen. Sie 

versuchen das alte von den Methropolen 

übergestülpte Bildungssystem abzuschüt- 

tein und ein ’omanzipatorisches Ler- 

non’ dagegsnzussetzen, das sich an ihren 

eigenen Erfahrungen und Bedürfnissen 

orientiert. 

In diesem Buch werden einige dieser 

Versuche dargestellt. 


Pr Juan Acevedo 

Marisa Godinez 

U s Christine Rosenthal 

74 7 Carlos Tovar Samanez 

fe pi FRAUENBLICKE 

Zeichnungen und Karikaturen 

von und über Frauen 

in Lateinamerika 

Kunstband, 82 Seiten 

M69 — DM 15,- 

Vier Künstlerinnen und Künstler aus Peru 

thematisieren aus ihrer jeweiligen Perspek- 

tive das, was sie ‚ was sie be- 
trifft. Meine Feder ist mein Messer! 


nn 
Im Buchhandel und direkt bei dar 
AG SPAK 
Kistlerstr. 1,8 München 90,089/6917822 


Die DEG — Entwicklungshilfe für die deutsche Indu- 
strie, Peru-Gruppe Aachen (Hrg.), Magazin Verlag, 
Schweffelsir. 6, 2300 Kiel I, 48 S., Dm 4,00 


Actas Latinoamericanas de Varsovia, Seccion de 
America Latina, Instituto de Paises den Desarollo, Fa- 
eultad de Geografica y Esiudios Regionales, Universi- 
dad Versovia THrg.), Polen 


Thesaurus für wirtschaftliche und soziale Entwick- 
lung (Teil 1: Register, Teil 2: Strukturierter Teil, Teil 3: 
Alatphapetischer Teil), Übersee-Dokumention im 
Deutschen Übersee Institut, Hamburg 


Sous-Developpement ct Democratic multipartisanc 
l’experience Senegalaise, Les Nouvelles Editions 
Africaines B.P. 260, Dakar-Abidjan, 110 S. 


Ökologische Konzepte, Sonderausgabe 24, Wegbe- 
reiter der mitileren Technologie und des ökologischen 
Landbaus, E.F. Schumacher, G.M. Pfaff Gedächtnis- 
stiftung, Stiftung Ökologischer Landbau, Siftung 
Mittlere Technologie, ISSN 0721-9296, 60 S. 


Ökotogische Konzepte, Sonderausgabe 25, 25 Jahre 
Georg Michael Pfaff Sıiftung, ISSN 0721-9296, 60 S. 


Kurdistan und die Kurden, Ismet Cherif Vanley, Band 
2, Türkei und Irak, pogrom Reihe bedrohte Völker 
124/25, aus dem Franz. v. Frangoise Geiger und Ulri- 
ke Woltschendorf, pogrom Taschenbücher 1014, Ge- 
sellschaft für bedrohte Völker, Göttingen und Wien. 


Wer hat Angst vorm schwarzen Mann, Elvira Y Mül- 
ler et al, Die Schweiz und ihre Flüchtlinge, mit Illust- 
rationen von Ro, 

Limmat Verlag Genossenschaft, Zürich 1986, 

ISBN 3857911115 


Judenfrage und Zionismus, Jakob Taut, internationa- 
le sozialistische publikationen, ips-Verlag, Frankfurt/ 
Main 1986, 267 S., DM 29,00 


Recht Ist, was Strauß nützt, Anti Strauß Komitee 
(Hrg.), Rechtsbrüche der CSU im Jahre 1986, Annet- 
te Schorb, Kapuzinerstr. 52, 8000 München 5, Bro- 
schüre, DM 4,00 


Wer Wind sät wird Sturm ernten, Neville Alexander, 
Kultur und Politik der unterdrückten Mehrheit Süd- 
afrikas, internationale sozialistische publikationen, 
ips-Verlag, Frankfurt/Main 1986, 158 $.. DM 19,00 


IWF-Weltbank, Paul Sander und Michael Sommer, 
Entwicklungshilfe oder finanzpolitischer Knüppel für 
die ‚Dritte Welt‘?, AK Entwicklungspolitik im BDKJ 
Stuttgart (Hrg.) 


. Vertrauen in die eigene Kraft, Deutsche Gesellschaft 


für Technische Zusammenarbeit (Hrg.), ländliche 
Entwicklung am ostafrikanischen Beispiel der Tanga- 
Region in Tansania, Haag + Herchen, Frankfurt/ 
Main 1986, 1165. 


Zu Gast bei den Entwickelten, Siegfried Pater und 
Suleman Taufic (Hrg.), pad-Verlag, Dortmund 1986 


Industrial Development in Tanzania: Some Critical 
Issucs, Rune Skarstein und Samuel M. Wangwe, 
Scandinavian Institute of African Studies, PO Box 
1703, S-75147 Uppsala, Sweden, SEK 80,00 
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Zeitschriftenschau 


epd-Entwicklungspolitik 23-24/86 

Interview mit Nora Chase, Namibischer Kirchenrat — 
‚Diakonia 2000° / Weltkonsultation des Weltkirchen- 
rates — Reorganisation der Vereinten Nationen — 
USA subventionieren israelische Rüstungsindustrie 
— Kandidat(inn)enbroschüre Entwicklungspolitik: 
Lehrstück im Demokratieverständnis — Rezendio- 
nen: Landwirtschaft in Nicaragua. 

Bezug: epd, Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt/Main 
17, DM 4,50 

epd-Entwicklungspolitik 1/87 

Resourcentransfer von Süd nach Nord — Argenti- 
nisch-deutsche Zusammenarbeit bei der Vermark- 
tung von Kampfflugzeugen — Wirbelwind im interna- 
tionalen Zuckergeschäft — Kamerun zwischen Dikta- 
tur und Deutschland — Vorabdruck aus D. Senghaas/ 
U. Menzel: Europas Entwicklung und die Dritte Welt 
— Bundesdeutsche Entwicklungshilfe in Thailand. 
Bezug: epd, Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt/Main 
17, DM 3,00 

Peripherie 24/86 

Marxistische Konzepte von ‚Rasse‘, Klasse und Staat 
— Interkulturelle Kommunikation in der Migrations- 
forschung — Kapitalinteresse und Apartheid — Bure- 
nideologie — Hommage an Hubert Fichte. Bezug: Pe- 
ripherie, c/o FDCL, im Mehringhof, Gneisenaustr. 2, 
1000 Berlin 61 


Querbrief 4/86 

Das Fremde und wir: Alles oder Nichts ist dem Men- 
schen fremd — Impressionen des Fremd-Seins aus 
der Sicht von Kooperanten — Zur Situation paläsii- 
nensicher Flüchtlinge in Berlin — ‚Entwicklungshel- 
fer neun danke — Projektberichte aus Kap Verde und 
Palästina und aus Burkina Faso, zwei Jahre nach Ab- 
schluß des Projektes — Südafrika: 6 Todesurteile ge- 
gen Massenprotest. 

Bezug: Welifriedensdienst e.V.. Friedrichstr. 236, 
1000 Berlin 61, DM 2,00 


epd-Entwicktungspolitik: Materialien VII/86 
‚Sowjetunion und Dritte Welt — Hilfe oder Ausbeu- 
tung? 

Die Texte gehen zurück auf eine Tagung der Doku- 
mentationsstelle Bewegung Blockfreier Staaten 
{Dorimund) und der Südostasien-Informationsstelle 
(Bochum) im April 1986. 

Die Materialsammlung enthält Ergebnisse der Ta- 
gung und Referate mit den unterschiedlichen politi- 
schen Positionen, Texte zur sowjetischen Militärhilfe 
und zu den Schulden der Dritten Welt gegenüber der 
UdSSR sowie ausgewählte sowjetische Stellungnah- 


men. 
Bezug: epd, Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt/Main 1, 
DM 10.00 


Informationsdienst Südliches Afrika 6/86 
Themenschwerpunkt: Kriegsmacht Südafrika 

Mit dem mosambikanischen Prüsident Samora Ma- 
chel verlieren die Frontstaaten im südlichen Afrika ei- 
ne wichtige Integrationsfigur im Kampf um wirt- 
schaftliche und politische Unabhängigkeit. Wir brin- 
gen einen Nachruf und einen Kommentar aus Mapu- 
to, Ob schuldig am Absturz der Präsidentenmaschine 
oder nicht: Südafrika sitzı auf der Anklagebank we- 
gen seines trotz geschickter Vertragspolitik andauern- 
den Krieges gegen die Nachbarn und die eigene Be- 
völkerung. Berichte über: den Einfluß des Militärs im 
Staat; die militärische Propaganda; den Krieg in Na- 
mibia; eine Auflistung der Ausrüstung und Ausrüsier 
der Aparıheid und der Kosten der Destabilisierung 
für die Frontstaaten. Artikel zu Sanktionsbeschlüssen 
der USA und EG, zur. Homelandpolitik und zu Swa- 
siland vervollständigen diese Ausgabe. 


Informationsdienst Südliches Afrika 7/86 

Ein erster Schwerpunkt bringt eine Zusammenstel- 
lung Jer jüngsten Gesetzesrevisionen und sıellı Jar, 
warum dieses Facelifling lediglich soziale Verände- 
rungen sanktioniert. Dazu ein Interview mit F. van Zyl 
Slabbert und eine Stellungnahme von Sh. Duncan zu 
den neuen Zuzugskontrollgesetzen. Zum zweiten zur 
Sunktionsdiskussion Berichte über den Rückzug von 
IBM und General Motors und den bundesdeutschen 
Imporı von Südafrikanischer Kohle. Weiterhin stellen 
wir Fragen zum Flugzeugabsturz des mosambikani- 
schen Präsidenten Machel und dokumentieren ein 
Gespräch mit seinem Nachfolger Joaqin Chissano; 
uvn. 

Bezug: issa, Blächersır. 14, 53 Bonn I, DM 5.00 


ila-info 101/86 

Schwerpunktthema: Der Kampf um ein Stückchen 
Erde 

Enttäuschungen über ein enttäuschendes Agrarre- 
formgeseiz, Landbeseizungen, von Großgrundbesit- 
zern angeheuerte Todesschwadrone — der Kampf um 
den bebaubaren Boden hat in den letzten Monaten in 
Brasilien an Schärfe zugenommen. Die aktuelle Num- 
mer des ila-infos enthält Beiträge zur Agrarpolitik der 
brasilianischen Regierung, zum Agrarreformgeseiz, 
zu den aktuellen Landkonflikten, ein Interview mit 
dem brasilianischen Bischof Dom Rose Rodriguez 
und einen Brief aus Brasilien zu einer Aktion landlo- 
ser Bauern. 

Weitere Beiträge: Asylantenwahlkampf, Synode der 
EKD, Konferenz ‚Freiheit und Demokratie‘ der KAS, 
zur Konferenz ‚Kultur und Politik bei Antonio 
Gramsci und Jose Carlos Mariategui‘, über die Behin- 
derung eines Nicaragua-Seminars europäischer Ju- 
gendverbände, die Vorstellung neuer Bücher zu Mit- 
telamerika und zur Befreiungstheologie sowie ein In- 
terview mit dem mexikanischen Filmemacher Paul le- 
duc. 

Bezug: ila, Römersır. 88, 5300 Bonn1, DM 3,50 


Forum 32/33 

Sozialpolitsche Perspektiven: Zwischen goldrausch 
und Mindesteinkommen. 

Zukunftswerkstatt — Gesundheitstag 1987 — Zur 
Zukunft der Selbstverwaltung und der Selbsthilfe — 
Projekte? wer, wenn nicht wir — Selbsthilfe zwischen 
Wohlwollen und Diskriminierung — Ini-Fonds weni- 
ger Goldrausch, mehr Solidarität — ODL in der BRD 
/ vorübergehend auf immer — Grüne Stiftung / viel 
Geld, viel Macht — Die geistig-moralische Wende in 
den Jugendwohngemeinschaften. DM 3,60 


Materialmappe XXIV/86 

Zur Entwicklung einer Aktionsforschung in der Lin- 
guistik 

In dieser Arbeit wird ein linguistisches Forschungs- 
und handlungskonzept entworfen, das nicht nur die 
gesellschaftliche Dimension der Sprache, sondern 
auch die gesellschaftliche Dimension ihrer Forschung 
miteinschließt. Nach der Darstellung der theoreli- 
schen Grundlagen der linguistischen Aktionsfor- 
schung beschreibt der Autor, der an einem aktionsan- 
thropologischen Projekt mit den sydlichen Chayenne 
in Oklahoma/USA teilgenommen hat — andhand von 
Projektbeispielen ihre praktischen Anwendungsbe- 
reiche. DM 7,00 

Das Biogas und seine Vorteile / Unsere Nahrungsmit- 
tel kommen vom Boden: Pflegen wir unsere Felder 
Beide Hefte sind in der Arbeit von EDAC — einem 
peruanischen Projekt für ökologische Entwicklungs- 
arbeit — entstanden. Sie dienen der bewußtseinsbil- 
denden Arbeit mit peruanischen Kleinbauern. Wir 
haben sie als ein Beispiel für basisbezogene Bildungs- 
arbeit für uns hier übersetzt. DM 2,00 in Briefmarken 
Bezug der letzten drei Publikationen: 

AG spak, Kistlerstr. 1,8000 München 90 


Entwicklungspolitische Korrespondenz 4/86 

Vom Reaktor zur Bombe — Atomkraft in der Dritten 
Welt. Informationen über die entwicklungspolitische 
Dimension der Nukleartechnik: Stellt der Export von 
Atomkraftwerken einen vielleicht sogar unverzicht- 
baren Beitrag zur Lösung der drängenden Energie- 
probleme des Südens dar oder dient er tatsächlich nur 
dazu, Schwellenländern mit Großmschtambitionen 
zur Bombe zu verhelfen? Spezielle Beiträge gehen auf 
die Nuklearpolitik in Indien, China, Brasilien und Ar- 
gentinien ein. Weitere Artikel: Ausstieg vor dem Ein- 
stieg — erster philippinischer Reaktor wird verschrot- 
tet; sicher, sicherer, KWU — Auftragsflause für deut- 
schen Atomexporteur; Uranförderung in der Dritten 
Welt; der Ernstfall ist Alltag: Über 1500 Atomexplo- 
sionen als Tests für eine Weltkarte, die Verbreitung . 


‘und Massierung kommerzieller und militärischer Nu- 


kleareinrichtungen zeigt. 
Bezug: EPK, Postfach 2846, 2000 Hamburg 20, 
DM 5,00 


Mittelamerika Magazin 58/86 

Ein Thema beschäftigt seit einigen Wochen die rechte 
Propaganda gegen Nicaragua: das Verbot der Zeitung 
‚La Prensa‘, das von den hiesigen Unterstützern der 
Contra zum Mord an der Pressefreiheit hochstilisiert 
wird. Ein Selbstmord sei es gewesen, so die Autoren 
des Artikels ‚Sprachrohr und Opposition?‘, der den 
Schwerpunkt des Mittelamerika Magazins bildet. Die 
‚Prensa' sei eben nicht die Oppositionszeitung in Ni- 
caragua gewesen, sondern das Organ der US-Regie- 
rung — die nicaraguanische Opposition, die sich an 
der Verfassungsdiskussionbeieiligt, hatte genausowe- 
nig Zugang in die Zeitung wie die regierenden Sandi- 
nisten. Weiter Themen: Erdbeben in El Salvador, Du- 
arte und das Militär, Hasenfuß-Prozeß, demokrati- 
scher Wahlsieg in den USA, leere Urnen in Haiti, 
neue Linksregierung auf Barbados. j 
Bezug: Magazin Verlag, Schweffelstr. 6, 2300 Kiel 1, 
DM 3,00 


Tagungshinweise 


Seminare des BUKO, Nernsiweg 32-33, 2 Ham- 
burg 50. 040/39 25 26 

— „Perspektiven internationaler Frauensolidar- 
ität“, 13.-15. 2.87 

= Nahrungsmittelhilfe: Zwischen Weltmarktstra- 
tegien, Hunger und Ernährungssicherung. Hand- 
lungsmöglichkeiten von Aktionsgruppen. 3.-5. 
April 1987 


„Produzierendes Kleingewerbe in der Dritten 
Welt,“ 7. Frankfurter Wirtschaftgeographisches 
Symposium am 20. u. 21. Februar. Information 
und Anmeldung: Institut für Wirischafts- und So- 
zialgeographie, Postfach 111932, 6 Frankfurt II 


„Zur Geschichte des Christentums in Lateiname- 
rika*, 21.-22. Feb. in Freiburg. Inform. und Anm.: 
Haus ser Katholischen Akademie Freiburg, Win- 
tedästr. 1,0761 /3 1116 


„Konzepte und Methoden feministischer For- 
schungsprozesse“. 4. Ethnologinnentagung in Tü- 
hingen vom 28. 5.-31. 5. 87. Information und An- 
meldung: AG Ethno-Feminale. c/o Völkerkundli- 
ches Institut im Schloß, 7400 Tübingen, 0 70 71/ 
29 3998. 

Die Eihno-Feminate benötigt dringend finanzielle 
Unterstützung. Sie ist als gemeinnützig anerkannt. 


„Der arabische Raum”, Veranstältungsreihe der 
Zürisher Volksuni vom 22. Januar bis 9. April je- 
weils Donnerstagabend 20 Uhr. Nähere Auskünf- 
te erteilt: Volksuni Zürich. Ressort 3. Welt, Post- 
fach 3376, 8031 Zürich, tel. 01724285 54 


Seminare von „Dienste in Übersee“: 

= Orientierungskurse für Interessierte an einer 
Überseevermittlung durch DU "Termine: 5.-8. 3. 
87, 2.-5. 4. 87, 30.4.-3.5. 87, 28.-31. 5. 87. 2.-7.5. 
87. 


= Regionalseminar für Berliner zur Einführung 
in Fragen von Unterentwicklung und Entwick- 
lung. 27.-29. 3. in Berlin. Weitere Seminare erfra- 
gen bei: Dienste in Übersee, Geroksir. 17. 7 Stutt- 
garı I, Tel.07 11/2 1050-0, 


„Braucht die Dritte Welt Atomkraftwerke? Eine 
Wochenendtagung vom 21.-22. Feb. 87. Informa- 
tion und Anmeldung: Antiimperialistisches Soli- 
Jaritätskomitee. c/o Erich Wulff, Hamburger Al- 
lee 52, 6000 Frankfurt 90 


„Schritte zur Gemeinschaft in der einen Well“, 
Drite Welt im Unterricht der Grundschulen, vom 
27-29. 3. 87. Information und Anmeldung: Evan- 
gelische Akademie, 7325 Bad Boll, Tel. 0 7164/ 
9 


Seminare der Evangelischen Akademie Tutzing: 
— Nicaragua libre? Von der (Un-)Möglichkeit ei- 
nes eigenständigen revolutionären Weges, 13.-15. 
Feb. 87 

— Umwelt-Flüchtlinge in der Dritten Welt. 16.-19. 
3.87 

= Wirtschafiswissenschaft und Ethik. Zur ethi- 
schen Fundierung ökonomischer Theorien. 23.- 
25.3.87 

Information und Anmeldung: Evangelische Aka- 
demie, Schloß, Postfach 227, 8132 Tutzing 


„Die Entwicktungsdiskussion im Kontext der 

kumenc“. 13-15. 2. in Wiesensteig. Seminar für 
Mitarbeiter in der entwicklungspolitischen Bil- 
dungsarbeit in Ba-Wü. Information und Anmel- 
dung: Zentrum für entwicklungsbezogene Bil- 
dungsarbeit. Gerokstr. 17, 7 Stuttgart 1, Tel. 
0711/2105057 


33. Westdeutsche Kurzfilmtage Oberhausen 5.- 
10. Mai 87. Information und Anmeldung: Gril- 
losır. 3%, 4200 Oberhausen I, Tel: 0208/ 
8252652 
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„Entwicklungspolitik im Umbruch“, Wo- 
chenendseminar der VHS-Freiburg. 21/22. 2. 87. 
Information und Anmeldung: VHS-Freiburg, 
Postfach 5569, 7800 Freiburg 

—— 1121 


„Die Entstehung des Menschen und der Welt in 
den Mythen der Völker“. Eine Vortragsreihe des 
Museums für Völkerkunde Frankfurt. 4. Feb.-1. 
April. jew. Mittwoch 18 Uhr im Ritiersaal des 
Deutschordenhauses, Brückensir. 3,6 Frankfurt 

— 


„Entwicklungspolitische Spiele in der offenen Ju- 
gendarbeit”, Gemeinschaftsveranstaltung von AK 
Spiele bei „Brot für die Well” und AG Ju- 
gendfreizeitstätten (agjf) 20.-22. 2. 87. Informa- 
tion und Anmeldung: Tagungshaus Zwickmühle, 
Müllersteige, 7117 Bretzfeld-Rappach 
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